
Um einen illegalen Grenz-
übertritt zu verhindern,

müssten Polizisten „notfalls auch
von der Schusswaffe Gebrauch
machen. So steht es im Gesetz“,
sagte die AfD-Chefin Frauke
Petry. Unabhängig davon, ob es
politisch opportun ist, sich so zu
äußern, hat Petry damit erst ein-
mal recht. Denn im Gesetz über
die Anwendung unmittelbaren
Zwangs von 1961 steht unmiss-
verständlich, dass Vollzugsbe-
amte im Grenzdienst Schuss-
waffen gegen Personen einset-
zen dürfen. Dies gilt demnach
gegenüber Personen, die sich der
wiederholten Weisung, zu halten
oder eine Überprüfung zu dul-
den, durch Flucht zu entziehen
versuchen. Auf Kinder darf da-
gegen nicht geschossen werden. 

Allerdings müssen die Grenz-
beamten das Rechtsgut der öf-
fentlichen Sicherheit gegen das
der körperlichen Unversehrt-
heit des Fliehenden abwägen.
Sie müssen also abwägen, ob
sie es mit einem besonders ge-
fährlichen Täter zu tun haben
oder eine besondere Gefahren-
situation vorliegt. Beides dürfte
bei einem illegalen Grenzüber-
tritt, auf den Petry sich bezieht,
nicht vorliegen und der Schuss-
waffengebrauch hier somit aus-
geschlossen sein.

Petry hat also im Prinzip recht,
wenn sie meint, dass der Schuss-
waffengebrauch an der Grenze
rechtlich möglich ist. Sie würde
allerdings wohl irren, wenn sie
meinte, ein Schusswaffenge-
brauch gegen illegale Grenzgän-
ger, von denen keine konkrete
Bedrohung ausgeht, sei durch
das Gesetz gedeckt. Man kann
der Nichtjuristin Petry nicht vor-
werfen, dass sie diese rechtlichen
Feinheiten nicht kennt. Anders
ist es bei ihrer Parteifreundin
Beatrix von Storch. Die ist Juristin
und hätte es besser wissen müs-
sen. Am besten hätten beide zu
dem Thema geschwiegen.

JAN HEITMANN:

Im Prinzip ja

Die Angst vor dem Sommer
Maßlose Härte: Die AfD soll weg, bevor die nächste Asylwelle hereinrollt

Zwei Äußerungen zum Grenz-
schutz münden in einen Vernich-
tungsfeldzug gegen die AfD.
Dahinter steckt helle Panik.

Mit ihren wenig bedachten Äu-
ßerungen zum Grenzschutz haben
Frauke Petry und Beatrix von
Storch die AfD massiv in die De-
fensive gedrängt. Dass Petry im In-
terview mit dem „Mannheimer
Morgen“ mehrfach betonte, man
müsse alles unternehmen, damit
es niemals zum äußersten Fall
komme, in dem Grenzschützer die
Dienstwaffe ziehen müssten,
nützte der AfD-Chefin und ihrer
Partei am Ende gar nichts. 

Sie hatte den Gebrauch der
Waffe als „ultima ratio“ (allerletztes
Mittel) ins Spiel gebracht, damit
war die Jagd eröffnet. Die noch un-
geschicktere Einlassung ihrer Stell-
vertreterin Beatrix von Storch war
da nur noch das Sahnehäubchen.

Wie in einer Explosion lange an-
gestauter Wut auf den Polit-Neu-
ling schoss es aus den Vertretern
der etablierten Parteien heraus:
Die AfD habe den „Boden des
Grundgesetzes verlassen“, so
CDU-Vize Armin Laschet. SPD-
Chef Gabriel will die Partei vom
Verfassungsschutz
beobachten las-
sen, sein Stellver-
treter Ralf Stegner
spricht gar von
der „rechtsextre-
men AfD-Bande“
aus „Demokratie-
feinden“, welche „anständige Bür-
ger“ nicht wählen könnten. In
diesem Tonfall zog es sich durch
alle Reihen und etliche Medien.

Das geht über Wahlkampfgetöse,
wie die Republik es kennt, weit
hinaus. Hier erschallen die Fanfa-
renstöße eines regelrechten Ver-
nichtungsfeldzugs, der angesichts

seiner Schärfe nur von heller
Panik getrieben sein kann. Die hat
zwei Ursachen: Da sind die Land-
tagswahlen am 13. März. Hier
droht beispielsweise der SPD das
Debakel, dass sie in Sachsen-An-
halt und sogar in Baden-Württem-
berg hinter die AfD zurückfallen

könnte. Laut der
letzten Emnid-
Umfrage vor der
Petry-Äußerung
ist sie selbst bun-
desweit nur noch
doppelt so stark
wie der Neuling

(24 zu zwölf Prozent).
Schwerer noch wiegt die Furcht

vor dem kommenden Sommer,
wenn die Zuwandererzahlen sogar
höher steigen könnten als 2015.
Die politischen Wirkungen einer
solchen Lawine versetzen die eta-
blierten Parteien völlig zu Recht in
erhebliche Aufregung.

Denn bislang stehen sie dem
heranrollenden Verhängnis weit-
gehend hilflos gegenüber. CSU-
Chef Horst Seehofer machte klar,
dass das eben verabschiedete
„Asylpaket 2“ nur einen Tippel-
schritt in die richtige Richtung
darstellt. Es gibt ohnehin bloß den
dürftigen Verhandlungsstand von
Anfang November wieder, als die
SPD die jetzt gefundene Einigung
noch blockiert hatte. Aus gutem
Grund wollen die Bayern mehr,
und zwar schnell. Was die EU-Gip-
fel am 18./19. Februar und einen
Monat später bringen werden,
steht in den Sternen.

Vor diesem düsteren Hinter-
grund nehmen die Etablierten die
amateurhaften Äußerungen aus
der AfD-Spitze auf wie eine er-
sehnte Wunderwaffe, die sie im
letzten Moment von der Gefahr
durch die „blaue“ Konkurrenz be-
freien soll.  Hans Heckel

Helfer trauern, weil er
nicht tot ist
Der Skandal um den erfun-
denen Tod eines Syrers
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Kommender Ansturm könnte den von 2015 noch übertreffen: Grenzübergang Passau im Oktober vergangenen Jahres Bild: Getty

»Merkel trägt die Schuld«
Weltberühmter Migrationsforscher über die Ursachen der Asylkrise

50 Milliarden für Zuwanderer
Wirtschaftsinstitut warnt vor Neuverschuldung

Ein Oxford-Professor liest
Deutschlands Willkommens-
kultur-Fanatikern die Leviten

– allen voran Angela Merkel: In
einem Interview mit der „Welt“ gab
Paul Collier, 67-jähriger Ökonom
und Migrationsforscher von Welt-
rang, der Kanzlerin die Haupt-
schuld an der Asylkrise. Collier:
„Bis zum vergangenen Jahr waren
Flüchtlinge kein großes Thema.
Dann kommt da die deutsche Kanz-
lerin und spricht davon, dass
Europas Türen offen sind. Überle-
gen sie sich doch einmal, wie das
bei den Menschen ankommt?“ 

Merkel habe Deutschland und
Europa ein gewaltiges Problem auf-
gebürdet, und zudem tausendfaches
Leid verursacht. Viele hätten ihre

Worte als Einladung verstanden
und sich danach erst auf den Weg
gemacht. Sie hätten ihre Erspar-
nisse geopfert und sich dubiosen
Schleppern anvertraut.

Um Abhilfe zu schaffen, spricht
sich der Direktor des Zentrums für
afrikanische Ökonomien an der
Universität Oxford für einen Vor-
schlag Wolfgang Schäubles aus. Der
Bundesinnenminister hatte in
Davos beim Weltwirtschaftsforum
eine Art Marshallplan zum Wieder-
aufbau der Krisenländer im Nahen

Osten gefordert. Momentan hätten
die Flüchtlinge in den großen Auf-
fanglagern in Jordanien und der
Türkei keine wirkliche Perspektive,
so Collier. Bringe man sie vor Ort in
Jobs, schwinde der Anreiz, weiter
Richtung Westeuropa zu ziehen. 

Der Wissenschaftler warnt aber
auch vor einer Ausbreitung der Mi-
grationsbewegung weit über den
Nahen Osten hinaus. Er zeichnet ein
erschreckendes Bild: „Dann gibt es
noch all jene, die in armen Ländern
leben und sich auf den Weg in die
reiche westliche Welt machen, um
dort ihr Glück zu finden. Das sind
hunderte Millionen Menschen. Eine
gewaltige Masse, die, wenn sie sich
einmal in Bewegung setzt, kaum
noch steuerbar ist.“ Frank Horns

Das Institut der deutschen
Wirtschaft (IW) in Köln rät zu
einer „kritischen Überprü-

fung der Ausgabenseite“ bei der so-
genannten Flüchtlingshilfe. Andern -
falls werde eine Neuverschuldung
der meisten Länder und des Bundes
vermutlich unvermeidbar. Bei ihren
Berechnungen gehen die Ökono-
men von der Prämisse aus, dass im
vergangenen Jahr 1,1 Millionen
Menschen nach Deutschland
kamen, es im laufenden Jahr rund
800000 und 2017 noch einmal rund
500000 sein werden. Da nicht alle
Asylanträge binnen eines Jahres be-
arbeitet würden, ergebe sich ein sta-
tistischer Überhang, der inklusive
nachgezogener Familienangehöriger
in diesem Jahr zu 1,5 Millionen und

im kommenden Jahr zu 2,2 Millio-
nen Zuwanderern führe.

Von der Annahme ausgehend,
dass 80 Prozent der Flüchtlinge
anerkannt werden, rund 70 Prozent

im erwerbsfähigen Alter sind, davon
75 Prozent auch tatsächlich dem Ar-
beitsmarkt zur Verfügung stehen, 
25 Prozent im laufenden Jahr sowie
30 Prozent 2017 einen Arbeitsplatz
finden, kommt das IW bei seiner Be-
rechnung auf die Summe von 50
Milliarden Euro an Kosten für die
Zuwanderer. Laut IW fallen im lau-

fenden Jahr für Unterbringung und
Verpflegung 17 Milliarden Euro an,
dazu kämen fünf Milliarden Euro
für Sprach- und Integrationskurse.
Im kommenden Jahr erhöhten sich
die Unterbringungskosten auf 22,6
Milliarden Euro und es fielen erneut
fünf Milliarden Euro für Kurse an. 

Zwar weise der Bund, so das IW
weiter, derzeit einen Überschuss
von mehr als zwölf Milliarden Euro
auf, der als Rücklage in diesem Jahr
verwendet werden soll. Allerdings
handele es sich dabei um einen Ein-
maleffekt, der im Jahr 2017 nicht
mehr zum Tragen kommen werde.
Es lasse sich bereits erahnen, dass
das Polster in den öffentlichen Kas-
sen durch die Zuwanderer Stück für
Stück aufgezehrt werden wird. U.M.

Hunderte Millionen
können noch kommen

»Polster wird Stück
für Stück aufgezehrt«
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27 Tote durch
Zuwanderer

Wiesbaden – Von Januar bis No-
vember 2015 begingen Flüchtlinge
und Asylsuchende in Deutschland
27 Tötungsdelikte. Das teilte das
Bundeskriminalamt auf Anfrage
der PAZ mit. In rund zwei Dritteln
der Fälle hatten Täter und Opfer
dieselbe Nationalität, in einem Fall
war das Opfer deutscher Staatsbür-
ger. Tatverdächtige aus Syrien, dem
Irak und Afghanistan sind im Ver-
hältnis zu ihrem Anteil an der Ge-
samtzahl der registrierten Zuwan-
derer deutlich unterrepräsentiert,
allerdings mit steigendem Anteil.
Tatverdächtige aus Serbien, Maze-
donien, Albanien und Kosovo sind
dagegen überrepräsentiert. J.H.

Fristlos, formlos, fruchtlos
Anzeigen gegen Merkel werden durchgehend abgewiesen – Strafrecht als politisches Instrument untauglich

In den vergangenen Monaten sind
bei den Staatsanwaltschaften zahl-
lose Strafanzeigen gegen Bundes-
kanzlerin Angela Merkel wegen ih-
rer „Flüchtlingspolitik“ eingegan-
gen, davon allein über 400 bei der
Bundesanwaltschaft, die sich mit
schwerwiegenden Staatsschutz-
strafsachen befasst. Strafrechtliche
Konsequenzen hat die Regierungs-
chefin jedoch nicht zu befürchten.

Die gegen Merkel erhobenen
Vorwürfe reichen von Schleusung
über Nötigung von Verfassungsor-
ganen, Aushebelung der kommuna-
len Selbstverwaltung, Strafvereite-
lung, Billigung von Straftaten, Un-
treue und Meineid bis hin zu Hoch-
verrat. Während manche nichts als
bloße Polemik oder pseudofachli-
che Rhetorik enthalten, liefern an-
dere Anzeigen fundierte Begrün-
dungen für den Verdacht auf Straf-
taten der Kanzlerin. In der Regel er-
halten die Anzeigenden nach eini-
ger Zeit die lapidare Mitteilung,
dass ihre Anzeige substanzlos sei.
Das rechtfertigt indes nicht auto-
matisch die Annahme, dass die Ju-
stiz vorsätzlich pflichtwidrig han-
delt, weil es sich bei der Beschul-
digten um die Regierungschefin
handelt. Denn nicht alles, was der
Bürger als Unrecht empfindet, ist
tatsächlich rechtswidrig, und nicht
jede rechtswidrige Handlung ist zu-
gleich eine Straftat. Gleichwohl
fühlt sich der Bürger von der Drit-
ten Gewalt nicht ernst genommen,
wenn sie ihn mit knappen Stan-
dardformulierungen abspeist, statt
sich mit seinen Ausführungen aus-
einanderzusetzen.

Eine Berliner Staatsanwältin hin-
gegen hat es sich nicht so einfach
gemacht. Sie kommt in ihrer Ant-
wort auf die von einem Leser dieser
Zeitung „wegen Einschleusens von
Ausländern pp.“ erstattete Strafan-
zeige zwar auch zu dem Schluss,
dass das Ermittlungsverfahren ein-
zustellen sei, aber sie macht sich
wenigstens die Mühe, ihre Ent-
scheidung Punkt für Punkt aus-
führlich zu begründen. Auch wenn
es trockener Stoff ist, sollen ihre
Ausführungen hier in Auszügen
wiedergegeben werden. Sie ma-
chen deutlich, wie aussichtslos es
ist, Regierungsmitglieder für ihr po-
litisches Versagen mit strafrecht-
lichen Mitteln zur Verantwortung
ziehen zu wollen.

Insbesondere, so heißt es in dem
Schriftsatz, komme eine Strafbar-
keit wegen Einschleusens von Aus-
ländern nicht in Betracht. Dies er-
fordere nämlich zunächst „eine

vorsätzliche rechtswidrige Haupt-
tat“. Als Haupttat sei hier „allenfalls
eine unerlaubte Einreise in das
Bundesgebiet denkbar“. Eine sol-
che liege vor, wenn ein Ausländer
einreist, „ohne einen erforderlichen
Pass oder Passersatz, einen Aufent-
haltstitel oder eine Betretungser-
laubnis zu besitzen“. Im vorliegen-
den Fall bestünden „jedoch bereits
erhebliche Zweifel, ob eine solche

unerlaubte Einreise des hier maß-
geblichen Personenkreises vorgele-
gen hat“, da die Voraussetzungen
einer erlaubten Einreise „in weitem
Umfang zur Disposition der von
der Bundeskanzlerin angeführten
Exekutive“ stehe, was verschiedene
ausländerrechtliche Vorschriften
belegten. So könne beispielsweise
einem Ausländer für die Aufnahme
aus völkerrechtlichen oder drin-
genden humanitären Gründen eine
Aufenthaltserlaubnis erteilt wer-
den, wenn „zuvor durch das
Bundesministerium des Inneren
oder die von ihm bestimmte Stelle
zur Wahrung politischer Interessen
der Bundesrepublik Deutschland
die Aufnahme erklärt worden“ sei.

Darüber hinaus hat die Staatsan-
wältin bei ihrer rechtlichen Prü-
fung berücksichtigt, „dass die ver-
fassungsmäßige Ordnung“ zugun-
sten der Bundeskanzlerin einen er-
heblichen Handlungs- und Ermes-
sensspielraum in politischen
Grundsatzfragen vorsieht, die soge-

nannte Richtlinienkompetenz“. Die
„Bewertung des Festhaltens von
tausenden Flüchtlingen in Ungarn
unter überwiegend hygienischen
und rechtsstaatlich fragwürdigen
Umständen als humanitäre Krisen-
situation und die Entscheidung, zur
Abwendung dieser akuten Notlage
die Einreise der festgehaltenen
Flüchtlinge in das Bundesgebiet zu-
zulassen“, bewege sich „rechtlich

ohne Zweifel im Rahmen dieses
durch das Grundgesetz gewährten
politischen Ermessensspielraums“.
Dieser werde im vorliegenden Fall
auch nicht durch die sogenannte
Dublin-III-Verordnung beschränkt.

Desweiteren geht die Staatsanwäl-
tin hier von einem rechtfertigenden
Notstand aus, der in derartigen Si-
tuationen „ausnahmsweise auch
hoheitlichen Amtsträgern zur Seite
steht, jedenfalls dann, wenn es –
wie vorliegend – nicht um die
Rechtfertigung von Eingriffen in In-
dividualrechtsgüter, sondern in sol-
che der Allgemeinheit“ gehe.

Auch eine Strafbarkeit wegen
Hochverrats kommt nach Ansicht
der Staatsanwältin „unter keinem

rechtlichen Gesichtspunkt in Be-
tracht“. Denn „selbst wenn man von
der – in der gegenwärtigen Situa-
tion äußerst fernliegenden – Prä-
misse ausgeht, dass die Gestattung
einer Zuwanderung von Flüchtlin-
gen in großer Zahl und über einen
längeren Zeitraum potenziell dazu
geeignet sein könnte, den Bestand
der Bundesrepublik Deutschland
zu beeinträchtigen“, fehle es doch

„jedenfalls an Anhaltspunkten für
das zur Verwirklichung des Tatbe-
stands erforderlichen Merkmals
der Gewalt bzw. Drohung mit Ge-
walt durch die angezeigten Perso-
nen“. Handlungen, die dieses
Merkmal nicht erfüllten, könnten
keinesfalls den Tatbestand des
Hochverrats verwirklichen, „selbst
wenn sie unter Verletzung der
grundgesetzlichen Kompetenzvor-
schriften verübt worden wären“.

Ebenso scheide von vorn herein
eine Strafbarkeit wegen Meineides
aus, da „unabhängig von der nicht
zu entscheidenden Frage, ob denn
ein Bruch des Amtseids durch die
Bundeskanzlerin überhaupt vor-
liegt“, sämtliche Amtseide nicht
unter den Eidesbegriff des Strafge-
setzbuches fielen, der lediglich Ei-
de in einem gerichtlichen oder ge-
richtsähnlichen Verfahren umfasse.

Letztlich kommt für die Staatsan-
wältin auch eine Strafbarkeit wegen
Strafvereitelung im Amt nicht in
Betracht, denn die einreisenden

Ausländer, zu denen „zunächst
sämtliche Asylbewerber ungeachtet
ihrer syrischen Herkunft“ zu zäh-
len seien, blieben in der Regel nach
der Genfer Flüchtlingskonvention
straffrei, selbst wenn sie über siche-
re Drittstaaten eingereist seien.

Schließlich scheide auch eine
Strafbarkeit von Merkels Verhalten
wegen Untreue aus, da es „bereits
an Anhaltspunkten für einen tatbe-
standlich erforderlichen Verstoß
gegen eine konkrete Vermögensbe-
treuungspflicht“ fehle. Allein die
infolge der getroffenen politischen
Entscheidungen zu erwartenden
Mehrkosten für den Haushalt von
Bund und Ländern genügten für
diese Feststellung nicht, zumal
auch keine Anhaltspunkte für kon-
krete Verstöße gegen das Haus-
haltsgesetz ersichtlich seien.

Im Ergebnis ihrer „rechtlichen
Prüfung“ der Anzeige kommt die
Staatsanwältin zu dem Schluss,
dass sich „zureichende tatsächliche
Anhaltspunkte für eine verfolgbare
Straftat“ aus der Anzeige „unter
keinen rechtlichen Gesichtspunk-
ten“ entnehmen ließen und das Er-
mittlungsverfahren daher einzu-
stellen sei.

Das ist ein sicherlich unbefriedi-
gender Ausgang für den über Mer-
kels Zuwanderungspolitik verär-
gerten PAZ-Leser, der erwartet hat-
te, mit seiner Anzeige eine straf-
rechtliche Sanktionierung des von
der Kanzlerin zu verantwortenden
Staatsversagens in der „Flüchtlings-
krise“ zu bewirken. Das gilt umso
mehr, als andere Juristen wie der
ehemalige Verfassungsrichter Udo
di Fabio in einigen Punkten eine
gegenteilige Auffassung zu der der
Staatsanwältin vertreten. Auch der
Strafrechtsprofessor Holm Putzke
von der Universität Passau hält
Merkel in einigen Punkten für
schuldig. Gegenüber dem „Focus“
stellte er jedoch klar, dass es ihm
bei seiner Feststellung lediglich da-
rum gehe, „auf die widersprüchli-
che Rechtsanwendung hinzuwei-
sen“. Von Strafanzeigen gegen die
Bundeskanzlerin halte er nichts.

Die erweisen sich ohnehin stets
als aussichtslos, ob es nun um die
sogenannte Euro-Rettung, den
NSA-Skandal oder die deutsche
Beteiligung an Militäreinsätzen
geht. Strafanzeigen gegen politische
Amtsträger wegen ihrer Amtsfüh-
rung sind der Mühe nicht wert:
Fristlos, formlos, fruchtlos. Auch
der hier beschriebene Fall zeigt,
dass das Strafrecht nicht als Instru-
ment in der politischen Ausein-
andersetzung taugt. Jan Heitmann

Unzufriedene
Helfer

Berlin – Hört man Bundesverteidi-
gungsministerin Ursula von der
Leyen, könnte man glauben, die
Bundeswehr mache nichts lieber,
als sich in der sogenannten Flücht-
lingshilfe zu engagieren. Der Jah-
resbericht des Wehrbeauftragten
offenbart hingegen, dass sich die
Begeisterung der Soldaten für die-
se zusätzliche Aufgabe in Grenzen
hält. Denn viele von ihnen haben
dadurch private und berufliche
Nachteile. So beschwerten sich
viele Soldaten über heimatferne
Einsätze, über in der Sache nicht
nachvollziehbare Unterstützungs-
leistungen an Wochenenden und
erneute längere Abwesenheitszei-
ten im unmittelbaren Anschluss an
Auslandseinsätze. Andere befürch-
ten negative Auswirkungen auf ih-
re Karriere, weil sie Laufbahnlehr-
gänge und Weiterbildungen nicht
wahrnehmen können. In vielen
Liegenschaften werden zudem
durch die Bereitstellung von
Räumlichkeiten für die Unterbrin-
gung von Asylbewerbern der
Grundbetrieb und der Übungsbe-
trieb merklich eingeschränkt.
Mancherorts seien Übungs- und
Ausbildungsaktivitäten vom Sport
bis zur einsatzvorbereitenden Aus-
bildung nicht mehr möglich, mo-
niert der Wehrbeauftragte. U.M.

Islam oder Tod
Hilfswerk Open Doors beklagt 100 Millionen verfolgte Christen weltweit

Im vergangenen Jahr wurden
7100 Christen wegen ihres
Glaubens getötet und 2406 Kir-

chen wurden attackiert, doppelt so
viele wie im Jahr zuvor. Obwohl die
Christen mit zwei Milliarden Mit-
gliedern die größte Religionsge-
meinschaft weltweit darstellen,
zählen die sie zu den am meisten
wegen ihrer Religion verfolgten
Menschen. In 35 der 50 Länder des
Weltverfolgungsindex des Hilfswer-
kes Open Doors ist der islamische
Extremismus die Haupttriebkraft
bei der Verfolgung von Christen.
Großen Anteil daran haben islami-
stische Gruppen wie Boko Haram,
Al Shabaab und nicht zuletzt der
„Islamische Staat“ (IS). In Syrien
und dem Irak hat die Terrororgani-
sation IS hunderttausende Christen
vertrieben. Wer in den von ihr er-
oberten Gebieten nicht zum Islam
konvertiert, dem bleibt nur die
Wahl zwischen Flucht oder Tod.

Bedroht vom islamistischen Ter-
rorismus ist vor allem Kenia, das

zwar mehrheitlich christlich ist,
aber von Open Doors wegen zahl-
reicher islamistischer Gewalttaten
ebenfalls zu den 20 Ländern mit
der stärksten Christenverfolgung
gezählt wird. Angesicht eines ag-
gressiver werdenden Islams sind
auch andere Religionen dabei, auf-
zurüsten. Auch im hinduistischen
Indien und im buddhistischen My-
anmar führt der Druck des Islam
trotz einer eigentlich pazifistisch
ausgerichteten Lehre beider Reli-
gionen zu einem zunehmend religi-
ös motivierten Nationalismus und
zu einer Radikalisierung weiter Be-
völkerungsteile sowie einer deut-
lichen Intensivierung der Christen-
verfolgung. Indien ist erstmals un-
ter die 20 Staaten mit der heftigsten
Christenverfolgung gelangt.

Weitere Gründe für eine Zunah-
me der Christenverfolgung sind
innerethnische Spannungen oder
mafiöse Systeme und das organi-
sierte Verbrechen. Schätzungsweise
100 Millionen Christen werden

weltweit aufgrund ihres Glaubens
verfolgt. Hauptverfolgerstaat bleibt
im 14. Jahr in Folge Nordkorea. Dort
macht die Mischung aus kommu-
nistischer Unterdrückung und qua-
sireligiösem Führerkult es nahezu
unmöglich, abweichende Ideen re-
ligiöser oder anderer Art zu ent-
wickeln, heißt es in dem Bericht.

Auf Nordkorea folgen der Irak, Eri -
trea, Afghanistan, Syrien, Pakistan,
Somalia, Sudan, der Iran und Li-
byen. Mit Ausnahme von Eritrea,
das als engster Verbündeter der Al
Shabaab in Somalia gilt, handelt es
sich um mehrheitlich islamische
Länder. Immer bedrohlicher wird
für Christen ein islamisch geprägtes
„Stammesdenken“ wie etwa in Pa-
kistan oder Afghanistan, wo Chri-
sten trotz der Präsenz von Sicher-

heitskräften der Nato überdies ei-
ner ausufernden organisierten Kri-
minalität völlig schutzlos ausgelie-
fert sind. Zu leiden hätten in diesen
Ländern vor allem jene, die zum
Christentum übertreten, heißt es in
dem Bericht weiter. Solche Konver-
titen werden auch vom staatlichen
Islamismus des Iran und vom anti-
christlichen Gewaltregime Eritreas
besonders bedroht.

Neu in der Liste der Christenver-
folger sind laut Open Doors zen-
tralasiatische Länder wie Usbeki-
stan, Tadschikistan und Turkmeni-
stan, wo nach 150-jähriger Zugehö-
rigkeit zum russischen Kulturraum
jetzt erstmals die Weihnachtsfeiern
verboten wurden. Die autoritären
Regierungen dieser postsowjeti-
schen Länder haben die Überwa-
chung in allen Bereichen des kirch-
lichen Lebens ausgeweitet, parado-
xerweise deshalb, weil auch dort
der islamische Extremismus zu-
nimmt und deshalb alle Religionen
unter Kuratel gestellt werden.

Open Doors bilanziert in dem In-
dex nicht nur direkte Gewalt, son-
dern auch sozialen, politischen und
wirtschaftlichen Druck, durch den
christliches Leben erschwert und
verhindert wird. Laut Markus Ro-
de, Leiter von Open Doors
Deutschland, sind Christen „die
größte verfolgte Glaubensgemein-
schaft weltweit“. Angesichts eines
historisch einzigartigen Exodus von
Christen aus dem Nahen Osten und
einer religiös-ethnischer Säube-
rung, die auch auf Afrika übergreift,
müssten Politiker und Kirchen ihre
Anstrengungen zum Schutz und
zur Unterstützung verfolgter Chri-
sten deutlich verstärken. Rode kün-
digte an, dass seine Organisation
auch Vorfälle von Christenverfol-
gung in den deutschen Asylunter-
künften stärker in den Blick neh-
men werde, wo besonders Konver-
titen vom Islam von zunehmend
aggressiveren muslimischen
Flüchtlingen oftmals mit dem Tode
bedroht werden. Bodo Bost

PAZ: Neue
Preise ab 2016

Drei Jahre lang hat die Preußische
Allgemeine Zeitung den Preis ihres
Abonnements stabil gehalten. Nun
zwingen uns steigende Kosten trotz
strikter Ausgabendisziplin leider
zur Anpassung der Bezugspreise.
Zudem wird die PAZ im Abonne-
ment seit Kurzem im sogenannten
Schnellläufernetz der Post beför-
dert und befindet sich bereits ab
Donnerstag in der Zustellung. Das
ist zwar mit zusätzlichen Kosten
verbunden, gewährleistet aber,
dass die Abonnenten ihre Zeitung
stets pünktlich erhalten.
Unser Inlands-Abopreis steigt ab
1. Januar 2016 von zehn auf elf Eu-
ro im Monat, also 132 Euro im Jahr.
Der Bezugspreis im Ausland steigt
auf 13,50 Euro monatlich (17,50
Euro bei Versand per Luftpost). Am
Kiosk kostet die Preußische Allge-
meine Zeitung künftig 2,70 Euro.
Der Preis für das Online-Abo be-
trägt künftig 7,25 Euro, als E-Paper
kostet die PAZ dann 1,10 Euro im
Monat.
Soweit keine Einzugsermächtigung
besteht, bitten wir unsere Abon-
nenten um rechtzeitige Anpassung
von Daueraufträgen.
Auch nach dieser moderaten Preis-
anpassung bleibt die Preußische
Allgemeine Zeitung die mit Ab-
stand günstigste Wochenzeitung
mit vergleichbarem journalisti-
schen Angebot.

Durch Richtlinienkompetenz und rechtfertigenden Notstand vor Strafe geschützt: Angela Merkel

7100 wegen ihres
Glaubens getötet

Staatsanwälte sehen
keine Anhaltspunkte

für eine Straftat
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U-Boote nicht
zu gebrauchen

Rostock – Die Deutsche Marine
wird das U-Boot U 34 nicht zur
Teilnahme an der Anti-Piraten-Mis-
sion vor Somalia entsenden. Wie
das Marinekommando mitteilte, sei
der Einsatz „aus operativen Grün-
den“ abgesagt worden. Die „Kieler
Nachrichten“ hingegen haben er-
fahren, dass technische Gründe zu
der Entscheidung geführt haben,
denn für den Einsatz des Bootes in
den tropischen Gewässern wäre ei-
ne Anpassung der Kühltechnik not-
wendig gewesen. Ein Großteil der
Kühlung auf den deutschen U-Boo-
ten erfolgt mit Seewasser, weshalb
bei Temperaturen nahe 30 Grad
Celsius deren Leistungsfähigkeit
deutlich sinkt. U.M.

Lange sah es so aus, als wäre Julia
Klöckner der Wahlsieg in Rhein-
land-Pfalz nicht mehr zu nehmen.
Doch in der heißen Phase des
Wahlkampfs drückt der Bundes-
trend die Stimmung der CDU. Die
Spitzenkandidatin sucht die
Flucht nach vorne. 

„Geht Julia Klöckner auf der
Zielgeraden die Puste aus“, fragte
eine Pfälzer Regionalzeitung
kürzlich. Auf nur noch 38 Prozent
Zustimmung war die CDU im
letzten Politbarometer in Rhein-
land-Pfalz gekommen und hatte
damit drei Punkte verlo-
ren. Zwar beträgt der Ab-
stand zur SPD von Mini-
sterpräsidentin Malu Drey-
er immer noch sieben Pro-
zentpunkte, doch die Ner-
vosität bei den Christde-
mokraten ist spürbar. Bis
1987 war das Bundesland
eine schwarze Domäne,
fast 30 Jahre später stehen
die Chancen auf ein 
Comeback so gut wie lan-
ge nicht mehr. Vor zwei
Jahren hatte Landesvater
Kurt Beck sein Amt an
Dreyer weitergegeben, es
war ein Tiefpunkt für die
Genossen an Mosel und
Rhein. Die Pleite der
Rennstrecke am Nürbur-
gring, die Finanztransak-
tionen zu Gunsten des ma-
roden 1. FC Kaiserslautern,
die missglückte Hochmo-
selbrücke – die Liste an
SPD-Affären ist lang. 

Es wunderte nicht, dass
auf Beck ausgerechnet
Dreyer folgt. Die 55-Jähri-
ge leidet seit 1994 an mul-
tipler Sklerose und lebt
mit ihrem Ehemann in ei-
nem inklusiven Wohnprojekt in
Trier. Die Energieleistung, mit der
Dreyer ihrer Arbeit nachgeht, nö-
tigt ihren Landsleuten Respekt ab.
Dennoch gilt sie allenfalls als
Übergangslösung. Gegen die 
43-jährige Klöckner, der bis vor
Kurzem noch Kanzler-Potenzial
bescheinigt wurde, schien sie von
Beginn an chancenlos. 

Doch die Asylkrise hat längst
Rheinland-Pfalz erfasst und die Po-
litik von Angela Merkel stößt im
Wahlkampf massiv auf Wider-
spruch. Hinter vorgehaltener Hand
witzeln Spötter
bereits, Klöckner
müsse erst einmal
zeigen, dass sie
Wahlen gewinnen
könne. Der einzi-
ge Wahlerfolg, den sie bisher vor-
zuweisen habe, sei der Sieg bei der
Wahl zur Deutschen Weinkönigin
1995. Gleichzeitig bescheinigt ihr
die „Bild“-Zeitung aber, sie sei eine

der wenigen CDU-Politiker, die ein
Gespür habe, Themen zu platzie-
ren. 

In der vergangenen Woche wagte
die 43-Jährige dann einen Vorstoß,
der je nach Lesart als taktisches
Kalkül, aber auch als offene Rebel-
lion gegen die Kanzlerin ausgelegt
wurde. In einem Positionspapier
forderte sie Tageskontingente für

Flüchtlinge an der deutschen
Grenze und die Einführung von
Grenzzentren ähnlich den Transit-
zonen. Für Merkels „Plan A“ for-
derte die rheinland-pfälzische

CDU-Chefin einen „Plan A2“ zur
Ergänzung. Das Wort „Plan B“ ver-
mied sie tunlichst. „Ich unterstütze
die Politik der Kanzlerin ausdrück-
lich“, erklärte sie schließlich. „Plan

B heißt ja, dass Plan A gescheitert
wäre. Das ist nicht der Fall“, so
Klöckner.

Dennoch ist die Intention der
CDU-Politikerin klar: Die öffentlich
zur Schau gestellte Distanz zur
Kanzlerin soll verhindern, dass die
Wahl am 13. März zu einer Ab-
rechnung mit der Regierungspoli-
tik gerät. „In Wahrheit ist das doch

ein Anti-Merkel-Plan, der zuklei-
stern soll, wie groß in der Union
das Chaos und die Unzufrieden-
heit mit der Kanzlerin ist“, konter-
te der stellvertretende SPD-Vorsit-

zende Ralf Steg-
ner und eröffnete
damit quasi offi-
ziell den Schlag-
abtausch in der
heißen Wahl-

kampfphase. 
Denn außer einen Machtkampf

in der CDU gibt es für die Sozial-
demokraten nicht viele Hoffnungs-
schimmer. Ministerpräsidentin

Malu Dreyer zeichnete sich nicht
gerade als Vorkämpferin von Tole-
ranz, Meinungsfreiheit und Plura-
lismus aus mit ihrer Boykott-Dro-
hung gegenüber dem Südwest-
rundfunk für den Fall, dass dieser
auch einen Vertreter der Alternati-
ve für Deutschland zur sogenann-
ten Elefantenrunde einlädt. Klöck-
ner drehte den Spieß clever

schnell um und sagte ihrerseits ab.
Nun findet die Runde doch noch
statt, Dreyer lässt sich zur Gesichts-
wahrung vom Landesvorsitzenden
ihrer Partei vertreten. Souverän
geht anders. 

Auch für Dreyers Juniorpartner
sieht es nicht gerade rosig aus. Die
Grünen, die 2011 auf dem Höhe-
punkt der Anti-Atom-Debatte auf
15 Prozent kamen, könnten rund
die Hälfte ihrer Mandate verlieren.
In der öffentlichen Diskussion zur
Asylkrise findet die einstige Öko-
Partei kaum statt. Ihre Forderungen
nach noch mehr Multikulti und ei-

nem noch stärkeren Kampf
gegen rechts wirken ange-
sichts der derzeitigen Stim-
mungslage eher kontrapro-
duktiv. 

Hoffnungen auf einen
Einzug in den Mainzer
Landtag können sich dage-
gen die Linkspartei und die
FDP machen, die 2011 leer
ausgingen und die derzeit
knapp über der Fünf-Pro-
zent-Hürde liegen. FDP-
Spitzenkandidat Volker
Wissing sorgte für Aufse-
hen, als er die Ministerprä-
sidentin mit dem russi-
schen Staatschef Wladimir
Putin verglich, was ihr Ver-
hältnis zum staatlichen
Fernsehen betrifft. Die
Linkspartei könnte von ei-
ner allgemeinen Protest-
stimmung profitieren, aller-
dings gibt es auch für ein
rot-rot-grünes Bündnis kei-
ne Hoffnung auf eine Mehr-
heit. 

So läuft vieles auf eine
Große Koalition hinaus und
neben dem Abschneiden
von CDU und SPD wird vor
allem das Ergebnis der AfD

mit Spannung erwartet. Spitzen-
kandidat Uwe Junge geht von ei-
nem zweistelligen Ergebnis aus
und die jüngsten Umfragen geben
ihm Recht. Die Debatte um seine
Teilnahme an der Elefanten-Runde
bescherte der AfD große Aufmerk-
samkeit. „Dabei hat“, so Junge, „un-
ser Wahlkampf noch gar nicht rich-
tig begonnen.“ Peter Entinger

Merkels Schatten über Mainz
Nähe zur Kanzlerin könnte deren (Partei-)Freundin Julia Klöckner den Sieg in Rheinland-Pfalz kosten

TTIP: Trügerische
Transparenz

Berlin – Bundestagsabgeordnete
haben in einem extra dafür im
Bundeswirtschaftsministerium ein-
gerichteten Leseraum (siehe PAZ
4/2016) erstmals Unterlagen zum
umstrittenen transatlantischen
Handelsabkommen TTIP eingese-
hen. Die Abgeordneten durften sich
nur handschriftliche Notizen ma-
chen und weder Fotokopien noch
Fotos anfertigen. Zudem ist es ih-
nen verboten, sich über die einge-
sehenen Dokumente zu äußern.
Anton Hofreiter, Fraktionschef der
Grünen, mahnt eine „transparente
öffentliche Debatte“ an, damit das
geplante Abkommen vernünftig 
diskutiert werden könne. Seine
Skepsis in Bezug auf TTIP sei „ab-
solut bestätigt“ und nun sogar noch
deutlich größer geworden. Thomas
Lutze, Obmann der Linksfraktion
im Wirtschaftsausschuss, erklärte,
aufgrund der Komplexität der Ma-
terie könne ein Abgeordneter seine
Aufgaben in Bezug auf TTIP nur er-
füllen, „wenn er die Themen mit
sachkundigen, auf diesem Gebiet
spezialisierten Mitarbeitern be-
sprechen und analysieren“ könne.
Das aber sei ihm „bei Androhung
von Strafen“ untersagt. J.H.

Der staatliche russische Fern-
sehsender „Perwyj kanal“
(„erster Kanal“ oder „Chan-

nel One Russia“) berichtete seinen,
per Satellit angeschlossenen, russ-
landdeutschen Zuschauern von ei-
ner 13-Jährigen, die in Berlin vom
11. auf den 12. Januar angeblich
Opfer von Vergewaltigung und
Misshandlung durch Zuwanderer
geworden sei. Der Hauptvorwurf
richtete sich gegen deutsche Politi-
ker, Polizei und Medien: Sie ver-
tuschten den Fall. Berlins Polizei
gab anfangs keine näheren Infor-
mationen zum Geschehen, um das
Mädchen zu schützen. Mehrere
Demonstrationen mit hunderten
Teilnehmern, darunter eine vor
dem Kanzleramt mit rund 700, und
einen ungewohnt harschen diplo-
matischen Schlagabtausch später
ist klar: Das Mädchen übernachtete
bei einem 19-jährigen Bekannten.
Der Übergriff durch Zuwanderer
hat nie stattgefunden, auch wenn
die Mutter des Mädchens nach wie
vor Gegenteiliges behauptet. Die
Handydaten der 13-Jährigen geben
laut Staatsanwaltschaft eindeutige
Hinweise. Sachen des Mädchens
wurden in der Wohnung des Be-
kannten gefunden. 

Die Eltern hatten ihre Tochter als
vermisst gemeldet, als sie in jener
Nacht nicht nach Hause kam. Wie-
der da, sprach die 13-Jährige von

„Südländern“, dies sie entführt und
vergewaltigt hätten. Medien zitier-
ten später den Anwalt der Familie:
„Hämatome am Körper“. Zu diesem
Zeitpunkt, kurz nach den Silvester-
übergriffen in zahlreichen deut-
schen Städten und deren anfäng-
licher politischer Bemäntelung,
schien vielen Bürgern glaubhaft:
Polizei und Staatsanwaltschaft sag-
ten vermeintlich nicht die ganze
Wahrheit, als sie früh bekanntga-
ben, „weder eine Entführung noch
eine Vergewaltigung“ ermitteln zu

können. Die Empörung unter den
Demonstranten war groß, der TV-
Beitrag wurde millionenfach im
Netz abgerufen. Ein Staatsanwalts-
sprecher räumte zwar Ermittlungen
wegen sexuellen Missbrauchs ein,
ergänzte aber: „Wir gehen von ein-
vernehmlichem sexuellen Kontakt
aus.“ Das verstößt allerdings gegen
deutsches Recht. Der gesetzlich
verankerte Schutz von Minderjäh-
rigen geriet der Polizei, Staatsan-
waltschaft und Politik in einer der-
art missglückten Informationspoli-
tik zum Nachteil. In der sich entfes-

selnden medialen Schlacht um die
Deutungshoheit war eine wachsen-
de Zahl Bürger bereit, Zurückhal-
tung mit Schweigen und Schweigen
mit Lüge gleichzusetzen. Der Fall
sorgte beinahe zwei Wochen für
Entrüstung in sozialen Netzwerken
und in russischen Medien. Nun ist
klar: Das Mädchen hatte Schulpro-
bleme. Die Schule hatte die Eltern
daher zum Gespräch gebeten. 

Dass eine Ausreißergeschichte
zum Brandbeschleuniger der Zu-
wanderungsdebatte werden kann,
liegt indes weniger an „rechten
Russlanddeutschen“, die deutsche
Medien nun ins Visier nehmen.
Selbst Berlins Verfassungsschutz-
Chef Bernd Palenda sprach von ei-
ner „Destabilisierung der Situation“
durch den Fall. Es ist vielmehr ein
Warnsignal an die entgrenzende
Politik in Berlin und auf Bundes-
ebene, dass in einer derart politisch
aufgeheizten Stimmung der Rechts-
staat unter großen Druck gerät, bei
Bürgern das Grundvertrauen
schwindet. Innensenator Frank
Henkel (CDU) sagt nun: „Staatsan-
waltschaft und Polizei haben sich
von dem Druck der letzten Tage
nicht beirren lassen, sondern sorg-
fältig und beharrlich ihre Arbeit ge-
macht.“ Das ist für beide ein schwa-
cher Trost – die von ihnen ermittel-
te Wahrheit droht nicht mehr ge-
hört zu werden. SG 

Zwischen Russland und dem
Westen tobt seit Längerem
eine heiße Medienschlacht,

ein Krieg mit anderen Mitteln, bei
dem es um Einflussnahme geht.

Werfen deutsche Medien Russ-
land den Einsatz von Falschmel-
dungen vor, um das Protestpotenzi-
al der deutschen Bürger zu stärken,
wie in dem Fall der angeblichen
Vergewaltigung einer 13-Jährigen
Russlanddeutschen in Berlin, kon-
tern russische Medien mit Berich-
ten über Manipulationen von oben.
Dabei durchforsten russische Jour-
nalisten den deutschen Blätterwald
auf der Suche nach Belegen für die
Beeinflussung der Medien durch
die Regierung. 

„Sputnik“ zitiert Wolfgang Her-
les, ehemals Leiter des ZDF-Stu-
dios in Bonn: „Es gibt tatsächlich
Anweisungen von oben, auch im
ZDF ... Heute darf man nichts Ne-
gatives über die Flüchtlinge sagen.
Das ist Regierungsjournalismus
und das führt dazu, dass die Men-
schen das Vertrauen in uns verlie-
ren.“ ARD-Journalist Ulrich Wik-
kert wird mit der Vermutung zi-
tiert, dass der russische Geheim-
dienst das Wort „Lügenpresse“ in
Deutschland verbreitet habe und
extremistische Gruppierungen
unterstütze. Wickert habe zugege-
ben, keinerlei Beweise zu haben.
Grünen-Politiker Volker Beck wer-

fe Moskau vor, rechtsextreme Par-
teien in Europa, wie die griechi-
sche Morgenröte, Ukip in England,
Le Pen in Frankreich, oder Jobbik
in Ungarn zu finanzieren. 

ARD-aktuell-Chefredakteur Kai
Gniffke soll laut russischer Presse

einigen Sendern vorgeworfen ha-
ben, sie zeigten Bilder von Asylsu-
chenden, die nicht der Wirklich-
keit entsprächen, zum Beispiel Fa-
milien mit Kindern, obwohl 80
Prozent der Flüchtlinge junge,
kräftig gebaute, alleinstehende
Männer sind. Berlin wirft Moskau
wiederum vor, 400 sogenannte
„Internet-Trolle“ zu beschäftigen,

die im Auftrag der russischen Re-
gierung in sozialen Netzwerken
Propaganda für Wladimir Putin
machten. Zeugen dafür werden in
regelmäßigen Abständen in TV-
Magazinen gezeigt. 

Seit den Vorfällen in der Kölner
Silvesternacht haben russische
Medien Deutschland verstärkt im
Visier. Da Deutschland neben den
USA der wichtigste Bezugspunkt
des Kremls im Westen ist und als
Führungskraft der EU wahrgenom-
men wird, schießen russische Me-
dien gegen die Homo-Ehe und pro-
phezeien den „Untergang des
Abendlandes“. Übertreibungen in
der Berichterstattung über die
Flüchtlingskrise in Europa lenken
dabei von den eigenen Wirtschafts-
problemen ab.
Im Fall der 13-jährigen Lisa ist die
Propagandamaschine wohl übers
Ziel hinaus geschossen. Indem
Außenminister Sergej Lawrow sich
einmischte und der deutschen Po-
litik vorwarf, die Sache vertuschen
zu wollen, sorgte er für gehörige
Verstimmung. Schnell einigte sich
Lawrow nach einem Telefonat mit
seinem deutschen Amtskollegen
Frank-Walter Steinmeier darauf, die
Sache auf sich beruhen zu lassen.
Die gerade erst begonnene Ost-
West-Propagandaschlacht ist damit
jedoch noch nicht beendet. 

Manuela Rosenthal-Kappi

Wie Russland reagiert 
»Trolle« gegen »Lügenpresse«: Ost-West-Propaganda schlägt zu 

Falsche Vergewaltigung
Fall einer 13-Jährigen zeigt Vertrauensverlust vieler Bürger

Anheizen der Debatte
um Zuwanderung 
ist ein Warnsignal 

Russlands Außenminister Ser-
gej Lawrow Bild: www.kremlin.ru

Muss die Linke mit der Rechten wegen der Mittleren eine Koalition eingehen? Klöckner, Merkel und Dreyer (v.l.)

Sinkende Beliebtheitswerte der CDU 
vor den Landtagswahlen am 13. März
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Nach wie vor ist ungeklärt, wie
viele Herero bei ihrer gewaltsa-
men Erhebung gegen die Siedler
im Schutzgebiet Deutsch-Süd-
westafrika zu Tode kamen. Den-
noch aber fordert dieses Volk seit
reichlich anderthalb Jahrzehnten
hohe finanzielle Entschädigungen
von Seiten der Bundesrepublik.
Und die wird es nun wohl auch
bald erhalten.

Das Gerangel um „Wiedergut-
machungszahlungen“ an die
Nachkommen der Aufständischen
von 1904 begann 1999, als der
langjährige Oberhäuptling der
Herero, Kuaima Riruako, einen
Verein namens Herero People’s
Reparations Corporation gründe-
te. Selbiger versuchte zunächst,
Deutschland vor diversen Gerich-
ten zu verklagen, und stieß dann
nach dem Scheitern seiner Bemü-
hungen wilde Drohungen gegen
die deutschstämmigen Farmer in
Namibia aus. Trotzdem wäre die
Angelegenheit bestimmt schon
bald wieder im Sande verlaufen –
zumal sich auch die Regierung in

Windhoek von den Herero distan-
zierte –, wenn nicht die komplett
überforderte SPD-Entwicklungs-
hilfeministerin Heidemarie Wiec-
zorek-Zeul anlässlich der Ge-
denkfeiern zum 100. Jahrestag der
Rebellion ohne Ermächtigung
durch die Bundesregierung oder
das Parlament geäußert hätte, „die
damaligen Gräueltaten waren das,
was heute als
Völkermord be-
zeichnet würde“.

Damit öffnete
sie die Büchse
der Pandora, weil
die Herero-Füh-
rung nun natür-
lich hoffte, dass Deutschland frei-
willig bereit sein werde, den „Ge-
nozid“ anzuerkennen und dafür
finanziell geradezustehen. Aller-
dings setzte der Bundestag zu-
nächst nochmals ein deutliches
gegensätzliches Zeichen, als er
am 26. Juni 2008 mit der Mehr-
heit von CDU/CSU, FDP und SPD
den Antrag der Fraktion „Die Lin-
ke“ zurückwies, Reparationsfor-
derungen der Herero nachzukom-

men. Andererseits beschlossen
die Abgeordneten aber gleichzei-
tig, in einen „versöhnlichen Dia-
log“ mit der namibischen Seite
einzutreten.

Doch der schleppte sich in der
Folgezeit nur äußerst träge dahin.
Deshalb initiierten die Herero
schließlich mit Hilfe eines Bünd-
nisses diverser Nichtregierungs-

organisationen
namens „Völker-
mord verjährt
nicht!“ Online-
Petitionen, die
am 27. März 2015
sowohl in Berlin
als auch in zahl-

reichen deutschen Botschaften in
aller Welt übergeben wurden.
Und das wiederum zeitigte tat-
sächlich Wirkung, denn am 10. Ju-
li 2015 veröffentlichte das Aus-
wärtige Amt unversehens eine
neue „politische Leitlinie“, in der
es wortwörtlich heißt: „Der Ver-
nichtungskrieg in Namibia von
1904 bis 1908 war ein Kriegsver-
brechen und Völkermord.“ Dem
folgt der Zusatz, dass die selbige

Feststellung die Grundlage für al-
le künftigen Verhandlungen mit
der Regierung in Windhoek sein
solle.

Diese Gespräche begannen am
14. Dezember 2015, nachdem Na-
mibia und Deutschland zwei
Sonderbeauftragte ernannt hat-
ten, nämlich Zed Ngavirue (früher
Botschafter bei der EU und den
Benelux-Staaten) und Ruprecht
Polenz (CDU, von 2005 bis 2013
Vorsitzender des Auswärtigen
Ausschusses des Deutschen
Bundestages). Danach ließ letzte-
rer wissen, man hoffe auf einen
Abschluss des Dialoges über den
„Genozid“ bis Ende 2016. Dabei
gehört angesichts der Haltungs-
änderung Berlins wenig Phantasie
dazu, sich vorzustellen, wie das
Ergebnis aussehen wird: Deutsch-
land dürfte kaum länger umhin-
kommen, neben der ohnehin
schon exorbitant hohen Entwick -
lungshilfe für Namibia jetzt auch
noch Reparationen wegen der Be-
kämpfung eines blutigen Auf-
stands vor über 100 Jahren zu
zahlen. Wolfgang Kaufmann

Kein anderer Herero hat in
der Vergangenheit vehe-
menter Reparationen von

Deutschland gefordert als der
„Paramount Chief“ (Oberhäupt-
ling) Kuaima Isaac Riruako. Nach
seinem Tod am 2. Juni 2014 er-
hielt er ein Staatsbegräbnis in
Okahandja. Immer wieder beton-
te er: „Wir sind mit den Juden
gleich, die getötet worden sind.
Die Deutschen bezahlten für ver-
gossenes jüdisches Blut. Wir sa-
gen: Entschädigt uns auch! Es ist
an der Zeit, die Wunden zu hei-
len.“

Deshalb reichte Riruako 1999
Klage beim Internationalen Ge-
richtshof in Den Haag ein, der
sich allerdings für unzuständig
erklärte und das Begehren gar
nicht erst annahm. Anschließend
versuchte der Herero-Führer
dann den britischen Rechtsanwalt
Anthony Gifford, einen Experten

für die Rechte „unterdrückter
Völker“, für seine Sache zu gewin-
nen, doch dieser Jurist erklärte, er
sehe keine Erfolgsaussichten. Da-
für sprang dann aber die in Wa-
shington ansässige Kanzlei Muso-
lino & Dessel in die Bresche – si-
cher, weil sie das große Geld wit-

terte: Am 18. September 2001
übergab Philip Musolino dem
Bundesgericht in der US-Haupt-
stadt eine Klageschrift gegen die
Deutsche Bank, die Reederei
Deutsche Afrika-Linie sowie auch
die Bundesrepublik. Hierin wurde
Schadensersatz in Höhe von
immerhin zwei Milliarden US-

Dollar gefordert. Dabei be-
schränkten sich die vorgelegten
„Beweise“ auf Zitate aus drei Bü-
chern, darunter einem üblen
Machwerk britischer Propagandi-
sten aus dem Jahre 1918, dessen
mangelnder Wahrheitsgehalt be-
reits 1924 von der Regierung Süd-
afrikas aufgedeckt wurde.

Und das war wohl auch der
Grund dafür, dass die Herero ihre
Klage im Juni 2003 ganz diskret
zurückzogen. Allerdings gab Riru-
ako trotzdem nicht auf und rief
kurz danach ein Koordinierungs-
Komitee für die Gedenkfeiern an-
lässlich des 100. Jahrestages des
Aufstands ins Leben. Mit dessen
Hilfe setzte er seine Agitation ge-
gen Deutschland fort, wobei ihm
aber teilweise die eigenen Leute
die Gefolgschaft verweigerten. So
meinten mehrere Unterhäuptlin-
ge, Riruako spreche keineswegs
für alle Herero. W.K.

Zeitzeugen

Der Herero-Aufstand begann
am 12. Januar 1904 und ko-

stete bereits am allerersten Tag 29
deutsche Zivilisten, darunter
auch Frauen und Kinder, das Le-
ben. Dem vorausgegangen waren
geheime Absprachen zwischen
dem Häuptling Samuel Maharero
und den Briten, die damals auch
im benachbarten Betschuana-
Land, dem heutigen Botswana, sa-
ßen und ein erhebliches politi-
sches und ökonomisches Interes-
se daran hatten, das rohstoffrei-
che Schutzgebiet Deutsch-Süd-
westafrika zu destabilisieren, um
es sich dann anzueignen. Deshalb
lieferten sie sogar moderne Feuer-
waffen an die Herero, mit denen
diese der zunächst nur kleinen
deutschen Schutztruppe Paroli
bieten konnten.

Insgesamt massakrierten die
Aufständischen 121 deutsche
Siedler, Händler, Handwerker
und Beamte, dazu kam die blind-
wütige Zerstörung von Farmen
und Infrastruktureinrichtungen.

Die Schutztruppe, die nach Be-
ginn der Rebellion stufenweise
auf 9200 Mann aufgestockt wur-
de, von denen aber viele dem

mörderischen Klima und Krank-
heiten zum Opfer fielen, konnte
die Herero-Hauptmacht am
11. August 1904 am Waterberg
stellen, aber nicht entscheidend
schlagen. Anschließend flohen
die Insurgenten in die Omaheke-
Wüste, um sich nach Betschuana-
Land abzusetzen. Dabei sollen an-
geblich bis zu 80000 Herero ver-
hungert und verdurstet sein, weil
die Schutztruppe die 40000 Qua-
dratkilometer große Wüste „abge-
riegelt“ habe. Das freilich war
praktisch überhaupt nicht mög-
lich. Deshalb gelangten Maharero
und dessen Gefolge dann auch
ungehindert in die britische Kolo-
nie. Weitere Herero kamen beim
Volk der Ovambo unter, flohen
nach Angola oder fluteten einfach
in ihr Stammesgebiet zurück.

Insofern kann es unmöglich
sein, dass derart viele Herero ihr
Leben ließen, zumal die Omaheke
ja durchaus Wasserstellen auf-
wies. Das hindert linksgerichtete
Historiker freilich nicht daran,
mit Phantasiezahlen zu operieren,
die von den Nachfahren der Auf-
ständischen nur zu gerne über-
nommen werden. W.K.

Vekuii Reinhard Rukoro – Nach
dem Tode des Herero-Oberhäupt-
lings Riruako avancierte der ver-
mögende Anwalt und Geschäfts-
führer des namibischen Fleisch-
verarbeitungskonzerns Meatco zu
dessen Nachfolger. Rukoro drohte
im Oktober 2015, wenn die Her-
ero nicht endlich Reparationen
aus der Bundesrepublik erhielten,
werde ihre „Kampagne gegen
deutsche Interessen … von solcher
Natur sein, dass Deutschland es
nicht durchhalten kann.“

Horst Drechsler – Im Jahre 1966
publizierte der DDR-Historiker im
Stuttgarter Steiner-Verlag das
Buch „Südwestafrika unter deut-
scher Kolonialherrschaft“. Darin
griff er die völlig haltlosen Unter-
stellungen des britischen „Blau-
Buches“ von 1918 über angebli-
che deutsche Kolonialgräuel auf,
womit er zum Begründer der –
vermeintlich wissenschaftlichen
– These vom „systematischen Völ-
kermord“ an den Herero wurde.

Joseph Martin Fischer – Auf der
UN-Weltkonferenz gegen Ras-
sismus, Rassendiskriminierung
und Fremdenfeindlichkeit ent-
schuldigte sich der bundesdeut-
sche Außenminister am 1. Sep-
tember 2001 „für das von
Deutschland begangene Unrecht
während der wilhelminischen Ko-
lonialära in Afrika“. Knapp drei
Wochen später reichten die Her-
ero ihre Schadensersatzklage bei
einem US-Gericht ein.

Clemens Kapuuo – Der frühere
Oberhäuptling der Herero und
Präsident der konservativen De-
mokratischen Turnhallenallianz
sagte 1978 kurz vor seiner Ermor-
dung in einem Interview mit der
„Welt“: „Die einzigen Deutschen,
die ich nicht mehr verstehe, sind
die heutigen Bonner Deutschen.
Die sind so anders als die, die wir
kennen. Sie sind so feige.“

Samuel Maharero – In seiner Ei-
genschaft als Häuptling des Stam-
mes der Ovaherero gab der frühe-
re Missionsschüler Anfang 1904
das Signal zum Aufstand gegen
die deutschen Siedler. Zuvor hat-
te Maharero unentwegt Land an
sie verkauft, um damit seinen lu-
xuriösen Lebensstil und perma-
nente alkoholische Exzesse zu fi-
nanzieren. Nach dem Scheitern
der Rebellion gelang ihm die
Flucht nach Britisch-Betschuana-
land, wo er am 14. März 1923
starb. Maharero zählt heute zu
den neun offiziellen Nationalhel-
den Namibias.

Er forderte am meisten
Der Kampf des Oberhäuptlings Kuaima Isaac Riruako
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Nervenprobe
für Gauland

Von THEO MAASS

Die Kontroverse um ein Interview des
„Mannheimer Morgens“ mit der
Bundesvorsitzenden der AfD, Frauke

Petry, über den Gebrauch von Schusswaffen
als letztes Mittel gegen Menschen, die die
deutsche Grenze illegal überwinden wollen,
hat auch die Partei in Berlin und Branden-
burg erreicht. Petry hatte erklärt: „Er (der
Beamte) muss den illegalen Grenzübertritt
verhindern, notfalls auch von der Schusswaf-
fe Gebrauch machen. So steht es im Gesetz“.
Das fragliche „Gesetz über den unmittelbaren
Zwang bei Ausübung öffentlicher Gewalt
durch Vollzugsbeamte des Bundes“ regelt den
Schusswaffengebrauch von Vollzugsbeamten.
Dieser ist unter sehr eingeschränkten Voraus-
setzungen keineswegs ausgeschlossen.

Die frisch gewählte neue Berliner AfD-Lan-
deschefin Beatrix von Storch pflichtete Petry
bei. Der brandenburgische Landesvorsitzende
Alexander Gauland ging dagegen auf Distanz:
„Gezieltes Schießen auf Menschen kommt für
die AfD nicht in Frage … Es muss für die
Bundespolizei andere Möglichkeiten geben,
einen Grenzdurchbruch zu verhindern.“ Frag-
los ist Petrys Antwort ungeschickt und miss-
verständlich gewesen. Der Brandenburger
Gauland – langjährig erfahren im Umgang
mit Medien und Politik – erwies sich aber-
mals als „Ausputzer“ (Libero). In Berlin sind
manche Parteifreunde wegen von Storchs
Kommentar ebenfalls wenig erfreut: Im
September wird in der Stadt gewählt. Der
Berliner „Tagesspiegel“ spottete in Richtung
AfD bereits am 1. Februar mit der Schlagzei-
le: „Petry Heil!“

Beatrix von Storch hatte sich auf Facebook
noch den Lapsus geleistet, zunächst auch den
Eindruck zu erwecken, sie erwäge das Schie-
ßen auf Kinder ebenfalls. Das stellte sie
schnell richtig, doch da lag das Kind bereits
buchstäblich im Brunnen. Für den alten Polit-
Hasen Gauland müssen die Eskapaden der
Neulinge Petry und von Storch eine Nerven-
probe sondergleichen darstellen. 

Die etablierten Parteien nutzen die ihnen
gebotene Chance zur Attacke weidlich, aus
der SPD wird sogar gefordert, die AfD vom
Verfassungsschutz beobachten zu lassen, um
sie dergestalt regelrecht zu ächten.

Aber die Behörde ließ sich nicht als Hilfs -
truppe der SPD missbrauchen. Behördenchef
Hans-Georg Maaßen beschied bereits im
November 2015, die AfD werde nicht als
extremistisch eingeschätzt und stelle keine
Gefahr für die freiheitliche demokratische
Grundordnung dar. Wenn das Volk nun mal
keine linke „Reformmehrheit“, von der SPD-
Vize Stegner träumt, will, kann Sigmar
Gabriel eben nicht Kanzler werden. Doch wer
weiß, wie viele Eigentore die AfD ihren
Gegnern noch schenkt. Gabriel sollte die
Hoffnung nicht aufgeben.

Die Meldung versetzte ganz Deutsch-
land in Aufruhr: Ein Aktivist aus dem
Umkreis des Vereins „Moabit hilft“ hat
laut Polizei den Tod eines Syrers ein-
schließlich mutmaßlichem Behörden-
verschulden frei erfunden. Die Helfer
sind entsetzt – allerdings, wie ihre er-
sten Reaktionen andeuten, weniger
über die Falschbehauptung, als über
ihren Ansehensverlust.

Dirk V. arbeitet ehrenamtlich für Zu-
wanderer. Er kennt die anderen frei-
willigen Helfer und die Zustände am
Landesamt für Gesundheit und Sozia-
les (Lageso) – das glaubten jedenfalls
die Medien. Am 27. Januar behauptete
er, ein 24-jähriger Syrer sei in der
Nacht zu eben jenem Mittwoch gestor-
ben. Der Mann habe zuvor mehrere
Tage vor dem Lageso in der Warte-
schlange ausharren müssen. 

Der Helfer verbreitete, er habe den
stark Fiebrigen zu sich geholt und ei-
nen Krankenwagen gerufen. Auf dem
Weg ins Krankenhaus sei der Syrer ge-
storben. V. streute die Nachricht an-
fangs nur im Internet auf seiner Face-
book-Seite. Andere „Helfer“ griffen sie
allerdings spontan auf, sponnen sie
weiter, ergänzten „Herzstillstand“. 

Der Verein „Moabit hilft“ stellte sich
hinter Dirk V. Die Mitstreiter gaben an,
dass dieser sich „auf unterschiedlich-
ste Weise für viele geflüchtete Men-
schen engagiert hat“ und: „Wir stehen
hinter ihm.“ Der in den Medien viel-
fach aufgetretene Verein bestätigte da-
mit den auf Lüge basierenden Vorwurf,
ohne ihn ansatzweise geprüft zu haben

– der Urheber wolle nicht reden, gab
der Verein eine Kurznachricht von
Dirk V. wieder. Indes: Erst mit der fak-
tischen Bestätigung durch „Moabit
hilft“ wurde die Lüge zur medienwirk-
samen Botschaft.

Die Nacht zum Donnerstag geriet da-
her zum Stahlbad für Berlins Senat.
Senatoren bekundeten Trauer, Sozial-
senator Mario Czaja (CDU) musste
sich in der Unterstützerszene als
„Mörder“ beschimpfen lassen. Senato-
rin Dilek Kolat (SPD) sagte: „Ich habe
noch keine Informationen, aber ich bin
natürlich unendlich
traurig.“ Kerzen am
vermeintlichen Ort
des Geschehens und
Todesanzeigen im
Netz sowie aufge-
wühlte Kommentare
versetzten die Stadt in
regelrechte Hysterie. 

Bis die Polizei den zwischenzeitlich
abgetauchten V. befragte. Der räumte
ein, alles erfunden zu haben. Bereits
vorher kamen Zweifel auf – der Senat
konnte nach Befragung der Rettungs-
stellen keinen Toten finden, auch Poli-
zei und Feuerwehr suchten vergeblich.
Die Reaktion der Sprecherin von „Mo-
abit hilft“ darauf: „Wenn jemand mit so
etwas spielt, dann wäre das schreck -
lich. Wenn es nicht stimmt, wäre das
eine Katastrophe.“ 

Das ließ aufhorchen: Nicht der Tod
des Menschen ist demnach die eigent-
liche Katastrophe, sondern dass er
lebt, dass sich sein Tod nicht propa-
gandistisch nutzen lässt? Im Herbst

lud „Stern TV“ den Verein ein, sich im
Fernsehen einem Millionenpublikum
zu präsentieren. Dessen Mitglieder
stellten Wohnungen zur Verfügung, die
Behörden könnten es ja nicht, verkün-
deten die Aktivisten damals ebenso
stolz wie anklagend. Erst vor Tagen
kanzelte Diana Henniges (38), Gründe-
rin von „Moabit hilft“, einen Kritiker
der Zuwanderungspolitik bei Anne
Will als „Clown“ ab. Sexuelle Übergrif-
fe wollte sie nicht gelten lassen: „In je-
dem Bierzelt werde ich mehr ange-
macht als im Flüchtlingsheim.“ 

In den Medien wa-
ren Menschen wie sie
bisher Helden. Im
grauen Hilfsalltag
kommt aufgrund von
S p r a c h b a r r i e r e n
kaum ein Freiwilliger
direkt mit den Zu-

wanderern in Kontakt. Die meisten
sortieren, organisieren. Bei einigen
schlägt die Motivation daher in Frust
um. Eine Psychiaterin der Charité sagt
zum Fall Dirk V.: „Das ist mehr als nur
ein völlig übermotivierter Mensch. Da
spielt auch ein übersteigertes Gel-
tungsbedürfnis eine Rolle.“ 

Davon wird „Moabit hilft“ weiter ge-
trieben. Einsicht nach der Blamage?
„Wir haben besten Gewissens gehan-
delt“, behauptet Henniges unverdros-
sen. Auch wenn Berlins Innensenator
Frank Henkel (CDU) nun rechtliche
Konsequenzen fordert: „Das ist eine
der miesesten und perfidesten Aktio-
nen, die ich jemals erlebt habe“ – dem
Verein fliegen die Sympathien der Me-

dien trotzdem weiter zu. Deren Tenor
lautet: Es hätte ja wahr sein können. 

Christopher Lauer, einst Piratenpar-
tei, sattelt als Berliner Abgeordneter
noch politisch auf: „Frank Henkel und
Mario Czaja tragen die Schuld, dass
sich das Gerücht überhaupt derart ra-
sant verbreiten und die halbe Stadt
verrückt machen konnte.“ Das ent-
spricht auch dem Erklärungsmodell
von „Moabit hilft“. Dort hieß es nach
dem Auffliegen der Lüge, die Medien
hätten eben zu schnell berichtet, das
zeige nur, man könne sich vorstellen,
„dass sowas passiert“. Selbstkritik jen-
seits eines halbherzigen „wir haben
Mist gebaut“ verbitten sich die Helfer,
auch für Dirk V.: „Wir kennen seine
Motivation (...) nicht, und wollen dies
auch nicht kommentieren.“ 

Die eigene Motivation indes ist be-
kannt. Sie hat demnach nicht gelitten,
hat aber – wie der Fall zeigt – immer
weniger mit „Flüchtlingen“ zu tun,
vielmehr mit der Flucht in Geltungs-
bedürfnis und Geld. Der Umbau in ei-
nen gemeinnützigen Verein und damit
der Zugang zu staatlicher Dauerförde-
rung schreitet bei „Moabit hilft“ seit
November nach eigenen Angaben vor-
an. In jenem Monat stimmten einige
Mitglieder gegen die Aufnahme „ver-
dienter und sehr wichtiger Unterstüt-
zerInnen“. Es war ein interner Macht-
kampf, aus dem die jetzigen Wortfüh-
rer, das Kernteam um Diana Henniges,
Christiane Beckmann und Ebru Schä-
fer siegten. Sie stellen den Verein seit-
her neu auf – auf maximale Aufmerk-
samkeit. Sverre Gutschmidt

Geschichte war
frei erfunden:
Diana Henniges (l.)
und Christiane
Beckmann (dane-
ben mit Brille)
von der Initiative
„Moabit hilft“
sprachen am
27. Januar mit
Medienvertretern
über den angeb -
lichen Tot eines
Syrers vor dem
Lageso Berlin 
Bild: action press

Offene Grenzen bringen
nicht nur hinsichtlich der
anhaltenden Massenzu-

wanderung ein gewaltiges Konflikt-
potenzial hervor. Vor allem der süd-
liche Teil Brandenburgs bekommt
immer mehr Probleme mit einer
Flut der synthetischen Droge Cry-
stal Meth, die ihren Ursprung in il-
legalen Labors in Tschechien hat. 

Das schnell süchtig machende
Crystal gehört zu den Ampheta-
minen. Es wirkt extrem aufput-
schend und vertreibt die Müdig-
keit. Die brutale Kehrseite der
Droge bekommen Brandenburgs
Suchtberatungsstellen und Ent-
zugseinrichtungen zu spüren: Der
Konsum kann zu schwersten kör-
perlichen und psychischen Schä-
den führen, die innerhalb von we-
nigen Jahren gesunde Menschen
in Pflegefälle verwandeln. 

Eine andere Wirkung der Droge
bereitet Brandenburgs Polizei ver-
stärkt Probleme: Crystal Meth
macht schmerzfrei und ent-
hemmt. Täter, die von dieser Dro-

ge abhängig sind, gehen bei Fest-
nahmeversuchen immer öfter
sehr brutal vor und greifen Polizi-
sten an. Im Extremfall geht dies
soweit, wie bei einem schweren
Zwischenfall auf der A 15 zwi-
schen Cottbus-West und Vetschau,
bei der ein Autofahrer ausgerech-

net einen Einsatzwagen der Auto-
bahnpolizei beim Überholen rabi-
at zur Leitplanke abdrängte. 

Erst nach mehreren Kilometern
gelang es der Polizei, den Täter
auf dem Standstreifen zum Halten
zu bringen. Bei der Festnahme
ging der Gestoppte dann derartig
aggressiv auf die Beamten los,
dass er gefesselt werden musste.
Eine durchgeführte Blutprobe er-
gab, dass der 29-Jährige außer Al-

kohol auch Methamphetamine
konsumiert hatte. Laut einer Poli-
zei-Sprecherin handelt es sich kei-
neswegs um einen Einzelfall: „Wir
erleben öfter, dass Crystal-Konsu-
menten auf Beamte losgehen. Das
liegt auch daran, dass die Droge
wohl auch das Schmerzempfin-
den ausschaltet – die Betroffenen
kämpfen wie die Löwen, schlagen
um sich ohne Rücksicht auf ande-
re und sich selbst.“ 

Crystal Meth, das um ein Vielfa-
ches stärker wirkt als andere syn-
thetische Drogen, hat sich nicht
nur im Süden Brandenburgs zum
Problem entwickelt, sondern
auch in Sachsen und Bayern. Eine
Lösung erscheint schwierig, so-
lange die Grenzen zu Tschechien,
dem Herkunftsgebiet der Droge,
unkontrolliert bleiben. Völlig
überfordert ist der Zoll, dem von
der Politik inzwischen auch noch
eine personalintensive Aufgabe
wie die Überwachung des Min-
destlohns erteilt wurde.

Norman Hanert

Außer Kontrolle
Horror-Droge »Crystal Meth« schwemmt über die offenen Grenzen

Helfer trauern, weil er nicht tot ist
Der Skandal um den erfundenen Tod eines Syrers lässt »Moabit hilft« erstaunlich kalt

Lageso lahmgelegt
50 Prozent der Mitarbeiter krankgemeldet

Abseits von Solidaritätsbekun-
dungen des öffentlichen

Dienstes ereignet sich beim Berli-
ner Landesamt für Gesundheit
und Soziales (Lageso) eine „Ab-
stimmung mit dem Kranken-
schein“ über die Asylpolitik des
Senats. 50 Prozent der Mitarbei-
ter der „Zentralen Leistungsstelle
für Asylbewer-
ber“ haben sich
i n z w i s c h e n
krank gemeldet. 

Nimmt man
die Bediensteten
hinzu, die ihren Jahresurlaub ver-
bringen, kann davon ausgegangen
werden, dass die Behörde nahezu
handlungsunfähig ist. Der Chef
der Berliner Linkspartei, Klaus
Lederer, versucht daraus politi-
sches Kapital zu schlagen: „Dass
Flüchtlinge in Berlin hungern
müssen, weil der Senat seine Ar-
beit nicht macht, ist unfassbar.“

Sozialsenator Mario Czaja
(CDU) will nun durch behörden-
interne Umsetzungen zusätzli-

ches Personal in der „Leistungs-
stelle“ schaffen. Kritiker monie-
ren, dass Czaja das Problem mit
Sammelverpflegung in Sammel-
unterkünften unbürokratisch be-
heben könnte. 

Andere behaupten: Wenn
Innensenator Frank Henkel
(CDU) dem finnischen oder

s chwe d i s ch e n
Beispiel gefolgt
wäre und zwei
Drittel oder we-
nigstens die Hälf-
te der abgelehn-

ten Asylbewerber abgeschoben
hätte, gäbe es vermutlich eben-
falls kaum solche Probleme im
Lageso. Seit Senator Czaja den
Leiter des Lageso, Franz Allert,
wegen der Zustände in der Be-
hörde gefeuert hat, anstatt selbst
zu gehen oder dem Druck der
veröffentlichten Meinung stand-
zuhalten, fürchten die Mitarbeiter
zudem, dass sie auf Loyalität ihres
obersten Chefs nicht zählen kön-
nen. Hans Lody

Aus Tschechien nach
Brandenburg, Sachsen

und Bayern

»Wenn es nicht
stimmt, wäre das eine

Katastrophe«

Asylbehörde nahezu
handlungsunfähig

Vertragsbruch
wegen Asylheim

Seit Monaten werden Hangars
und Flugfeld des geschlosse-

nen Flughafens Tempelhof als
Asylantenunterkünfte genutzt.
Das soll bis 2019 andauern. Da
das Land Berlin über seine Ge-
sellschaft „Tempelhof Projekt“ mit
Messe und Eventveranstaltern
aber zuvor langfristige Verträge
geschlossen hatte, drohen nun
Schadenersatzforderungen. Be-
troffen sind Veranstalter von
Autorennen, Musikfesten, Mode-
und Marathon-Messen. Sofern die
betreffenden Veranstaltungen
überhaupt stattfinden, werden
laut Medien einige Einzelausstel-
ler dennoch fernbleiben, was den
Gesamterfolg schmälert. Auch
darüber wird laut Informationen
dann mit der vertragsbrüchigen
„Tempelhof Projekt“ zu sprechen
sein. Einige Veranstalter haben in-
zwischen Ersatzorte gefunden,
andere suchen noch. Aus Berlin
verabschieden dürfte sich das
Deutschland-Rennen der Formel-
E. Die Elektro-Autos könnten
nach Nürnberg auf den Noris-
Ring ausweichen. H.L.
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Putin verspricht 
Juden Schutz

Moskau – Juden fühlen sich in Eu-
ropa und besonders in Westeuropa
zunehmend unsicher. Darüber hat
Wjatscheslaw Kantor, der Vorsit-
zende des Europäischen Jüdischen
Kongresses, den russischen Präsi-
denten Wladimir Putin unterrich-
tet. Er war mit Vertretern jüdischer
Gemeinden aus Frankreich, Groß-
britannien, Spanien, Österreich,
Belgien, der Schweiz und Lettland
nach Moskau gekommen. „Wir ha-
ben besorgniserregende Nachrich-
ten. Die Situation der Juden in Eu-
ropa ist die schlechteste seit dem
Zweiten Weltkrieg“, so Kantor, „Die
Juden sind von Angst ergriffen und
ein neuer Exodus aus Europa ist
durchaus real.“ Daraufhin lud Putin
die Juden ein, nach Russland über-
zusiedeln. Von Terroranschlägen
auf jüdische Einrichtungen abgese-
hen, haben Juden in Westeuropa
mehr und mehr Angst, sich auch
nur auf der Straße zu zeigen. FS

Da China schon Ende Mai vergan-
genen Jahres erstmals offiziell er-
klärt hatte, dass es im Zusammen-
hang mit der Versorgung mit Ener-
gie und Rohstoffen sowie der Of-
fenhaltung ausgewählter Seewege
überseeische Interessen von ent-
scheidender Bedeutung habe, und
die Volkrepublik in einem Weiß-
buch zur Verteidigung das Recht
für sich in Anspruch genommen
hat, diese mit Waffengewalt zu ver-
teidigen, ist die nun erfolgte An-
kündigung einer Militärbasis am
Horn von Afrika nur konsequent.

Nachdem zuvor hohe Mili-
tärs aus der Volksrepublik
China (VRC) ein in Dschibuti
auftankendes Kriegsschiff be-
sucht hatten, hatte Peking am
26. November vergangenen
Jahres bekanntgegeben, dass
man mit der dortigen Regie-
rung Verhandlungen über die
Errichtung einer Militärbasis
am Horn von Afrika führe.
Der Frage, ob die Basis ver-
gleichbar sei mit den militäri-
schen Einrichtungen der
westlichen Staaten in Über-
see, war das chinesische Ver-
teidigungsministerium zwar
ausgewichen, doch bestätigte
China immerhin nach langem
Schweigen die ein halbes Jahr
zuvor von Dschibutis Präsi-
denten Ismail Omar Guelleh
gegenüber AFP (Agence Fran-
ce-Presse) getätigten Aussa-
gen zu diesem bedeutsamen
Projekt in Obock, einer Ha-
fenstadt im Norden der ver-
armten ostafrikanischen Re-
publik, die dem gerade ein-
mal die Fläche Mecklenburg-
Vorpommerns und rund
830000 Einwohner besitzen-
den Staat ein beträchtliches
Einkommen sichern dürfte. 

Am 21. Januar dieses Jahres gab
nun der Sprecher des chinesi-
schen Außenministeriums Hong
Lei bekannt, dass man eine Eini-
gung erzielt habe. Im Vorfeld
unterzeichneten beide Länder
mehrere wirtschaftliche Abkom-
men, die für Dschibuti die Einrich-

tung einer Freihandelszone, die
Stärkung seiner Rolle als Um-
schlagzentrum für den Handel
zwischen China
und dem Rest der
Welt sowie die
Schaffung eines
legalen Rahmens
vorsieht, in dem
chinesische Ban-
ken vor Ort tätig
sein können.

China hat für seinen ersten
Stützpunkt im Ausland eine strate-
gisch äußerst wichtige Lage an der

Straße von Bab al-Mandeb, am
Eingang zum Roten Meer und dem
Suezkanal gewählt. Damit deutet
sich eine Abkehr der traditionel-
len Verteidigungsstrategie an, die
nur die Verteidigung der Landes-
grenzen vorsah. Da ökonomische
und militärische Interessen immer

mehr verschmelzen, gehen Exper-
ten davon aus, dass die Aufgaben
der Streitkräfte inzwischen den

Schutz der stetig wachsenden
Interessen der mittlerweile welt-
weit zweitgrößten Wirtschaft bein-
halten. 

Immerhin haben sich im letzten
Jahrzehnt eine Million Chinesen
in Afrika niedergelassen, die ange-
sichts der dortigen politischen In-
stabilität notfalls schnelle Hilfe be-
nötigen. Einen Präzedenzfall die-
ser Art bildete im vergangenen
März die Evakuierung von 600

Chinesen und Hunderten anderer
Ausländer aus dem Jemen durch
die chinesische Marine.

In der Vergan-
genheit betonte
man trotz einer
groß angelegten
Aufrüstung im-
mer wieder, dass
das Land keiner-
lei Interventions-

absichten hege, und geißelte im
selben Atemzug die hegemonisti-
sche Politik der USA. Deshalb
spricht die Volksrepublik jetzt

auch lieber von einem Logistik-
zentrum zur Unterstützung des im
Dezember 2008 begonnenen Ein-
satzes gegen Piraten im Golf von
Aden, bei dem man seit Anfang
2010 im Rahmen der Vereinten
Nationen mit anderen Nationen
zusammenarbeitet. Die Rede ist

von der Überwindung praktischer
Probleme bei diesen Begleitmis-
sionen und Verbesserungen bei
der Versorgung beziehungsweise
Betreuung der Besatzungen. 

Bei insgesamt 21 Einsätzen wur-
den bisher immerhin 60 Schiffe
eingesetzt. Zusätzlich leisten chi-
nesische Blauhelme im Rahmen
friedenserhaltender Maßnahmen
im Südsudan, Mali und anderswo
humanitäre Hilfe. Begriffe wie
„Einhaltung internationaler Ver-
pflichtungen“ und „neuer Beitrag
zu Frieden und Stabilität in der

Region“ werden daher immer
häufiger verwendet.

Hinzu kommt, dass seit En-
de letzten Jahres die Pekinger
Führung endgültig mit den
Folgen des islamischen Ter-
rors konfrontiert ist. Damals
wurden vier ihrer Staatsbür-
ger in Syrien und Mali inner-
halb von nur drei Tagen er-
mordet. Dem kann die Staats-
führung mittelfristig nicht ta-
tenlos zusehen. 

Weitere relevante Faktoren
sind der auf dem chinesisch-
afrikanischen Gipfeltreffen in
Johannisburg Anfang Dezem-
ber gefasste Beschluss einer
schnelleren Entwicklung des
gesamten Erdteils mit tatkräf-
tiger Unterstützung Chinas,
eine unter Präsident Xi Jin-
ping eingeleitete radikale
Säuberung der Volksbefrei-
ungsarmee und ihre Neu-
orientierung hin zu globalen
Zielen sowie das ehrgeizige
Vorhaben einer neuen Sei-
denstraße zu Land und zu
Wasser.

Gewiss spielt unausgespro-
chen die Rivalität mit den
USA ebenso eine Rolle, denn
schließlich befindet sich in
Dschibuti das Hauptquartier

der US-amerikanischen Einsatz-
truppe in Afrika, Camp Lemon-
nier. Bei der Verlängerung des Ver-
trages durch Washington im Mai
2014 um zehn Jahre war von Inve-
stitionen in die Infrastruktur von
über 800 Millionen US-Dollar die
Rede. Markus Matthes

Ende des Isolationismus
China wird in Dschibuti seine erste Militärbasis im Ausland errichten

Schütze jagt 
IS-Führer

Sirte – In der Heimatstadt des im
Jahre 2011 gestürzten und getöteten
libyschen Präsidenten Muammar
Gaddafi, Sirte, macht ein geheim-
nisvoller Heckenschütze Jagd auf
Anführer des IS, der sich in Libyen
rasant ausbreitet. In lokalen Me-
dien wird berichtet: „Vom 13. bis 23.
Januar hat ein unbekannter Scharf-
schütze drei Anführer der Terror-
miliz Daesh („Islamischer Staat“, IS)
einen nach dem anderen getötet.“
Am 13. Januar wurde der Sudaner
Hamad Abdel Hadi erschossen, am
19. Januar folgte sein Nachfolger
Abu Mohammed al-Dernavi und
am 23. Januar wurde Abdullah Ha-
mad Al-Ansari, ein einflussreicher
IS-Befehlshaber, getötet. Dem
Schützen wird bestätigt, dass er
hochprofessionell vorgeht und eine
außerordentlich präzise Trefferlage
aufweist. Er hat zudem alle seine
Opfer an Plätzen erschossen, an de-
nen sie glaubten, sicher zu sein. FS

Das sogenannte Blaumachen
und Betrügereien beim
Stempeln an der Stempel-

uhr scheinen in Italiens Behörden
Volkssport zu sein, und die Polizei
ist davon nicht ausgenommen.
Diesen Schluss legen zumindest
Ermittlungen der Finanzpolizei
mit Hilfe versteckter Kameras na-
he.  

Für einiges Aufsehen sorgte in
Italien das Video eines Verkehrs-
polizisten aus dem ligurischen
Sanremo, der sich zum Dienstbe-
ginn nicht einmal die Hose anzog,
sondern in Unterhosen vor die
Stempeluhr trat. Da sich die
Dienstwohnung im selben Gebäu-
de befand, wird vermutet, dass es
den nur dürftig bekleideten Beam-
te schnell wieder ins heimische
Bett gezogen hat, nachdem er mit
versteckter Kamera gefilmt wor-
den war. Auf einem anderen heim-
lich gedrehten Video der Finanz-
polizei taucht ein Mitarbeiter auf,
der für seine Ehefrau zur Stempel-
uhr geht. Gefilmt wurde ebenso
eine Frau, die für Kollegen gleich
mehrere Stempelkarten zückte. 

Solche Aufnahmen sind die pas-
sende Untermalung für die An-
kündigung des italienischen Re-
gierungschefs Matteo Renzi, nun
gegen die chronischen Missstände
in der langsamen und ineffizien-
ten öffentlichen Verwaltung des
Landes vorzugehen. Auf den Weg

gebracht sind bereits mehrere De-
krete im Zuge einer Kampagne zur
„Vereinfachung der Bürokratie“. So
sollen die „furbetti del cartolino“,
sinngemäß etwa: die Schlaumeier
mit der Stechkarte, harte Konse-
quenzen zu spüren bekommen,
wenn sie bei Betrügereien ertappt
werden. Beamte, die in flagranti
erwischt werden, sollen innerhalb
von 48 Stunden nach dem Verge-
hen ohne Gehalt nach Hause ge-
schickt werden. Erwartet wird zu-
dem, dass gleichzeitig ein Kündi-
gungsverfahren eingeleitet wird.

Vorgesetzte sollen dazu verpflich-
tet werden, Vergehen ihrer Mitar-
beiter zu melden. Vorgesetzte, die
Mitarbeiter trotz erwiesenen Be-
trugs nicht entlassen, sollen selbst
ihren Arbeitsplatz verlieren und
obendrein wegen Missachtung der
Amtsdienstpflichten angeklagt
werden. 

Teil der Kampagne ist auch eine
Verschlankung von Italiens teil-
weise grotesk überdimensionier-
ter Verwaltung. Abgebaut werden
sollen zum Beispiel Parallelstruk-
turen, die insbesondere bei der

Polizei verbreitet sind. So werden
beispielsweise die etwa 7500 Mit-
glieder der im Jahr 1822 gegrün-
deten Forstpolizei, des Corpo Fo-
restale, künftig unter das Kom-
mando der Carabinieri gestellt.
Geplant ist ebenso, staatliche
Agenturen ohne klar erkennbaren
Nutzen – in Italien zuweilen auch
„leere Schachteln“ genannt – zu
schließen oder wenigstens mit an-
deren Behörden zu fusionieren.
Zudem sollen Manager von
Staatsbetrieben, die bei ihrem Ein-
tritt in den Ruhestand rote Zahlen
schreiben, zukünftig keine Ab-
gangsentschädigungen und soge-
nannte „Renten aus Gold“
mehr erhalten. 

Abzuwarten bleibt, ob die härte-
re Gangart der Regierung Renzi
gegen die „fannulloni“, die Nichts-
tuer und Faulpelze in den Ämtern,
wirklich langfristig beibehalten
wird. Im Laufe der letzten 100 Jah-
re haben sich schon eine ganze
Reihe von Regierungen bemüht,
dem Schlendrian in der italieni-
schen Verwaltung beizukommen
und sind an dieser Aufgabe ge-
scheitert. 

Zumindest im ligurischen San-
remo hatte der Betrug an der
Stempeluhr inzwischen Folgen.
Aus der Verwaltung wurden mitt-
lerweile vier Beamte entlassen,
unter ihnen auch der Polizist in
Unterhose. Norman Hanert

Zumindest vereinzelt haben
die sexuellen Übergriffe auf
Frauen durch nordafrikani-

sche Asylbewerber in der Silve-
sternacht dazu geführt, dass mitt-
lerweile stärker wahrgenommen
wird, welch archaisches Frauen-
bild nach wie vor in Teilen der
Welt herrscht. Erstaunlicherweise
ausgeblieben ist in diesem Zu-
sammenhang die Frage, warum
sich die Vereinten Nationen ei-
gentlich nicht darum kümmern,
in Staaten wie Saudi-Arabien, Pa-
kistan, Tunesien oder Marokko
zeitgemäße gesellschaftliche Wer-
te wie die Gleichberechtigung der
Frau durchzusetzen. Bislang we-
nig zur Kenntnis genommen wur-
de, dass die Herkunftsregionen
der Tatverdächtigen seit Jahr-
zehnten einen Schwerpunkt der
Entwicklungsarbeit der UN dar-
stellen. 

Ein Blick auf die proklamierten
Ziele zeigt, dass zumindest der
entsprechende Anspruch bei der
Uno seit Jahrzehnten vorhanden
ist. So sind Projekte wie das Gen-
der-Mainstreaming maßgeblich
von der Uno forciert worden,
noch bevor sie in Brüssel zu ver-
bindlichen Politikzielen für die
gesamte EU erklärt wurden. 

Sowohl bei der Gender-Ideolo-
gie, als auch bei der Inklusion Be-
hinderter in den normalen Schul-
betriebe war zu beobachten, dass

Länder wie Schweden oder
Deutschland Vorgaben der Uno
oftmals wortgetreu umsetzen. Re-
gierungen von Dritte-Welt-Län-
dern scheinen im Gegensatz dazu
oftmals nicht besonders ernst zu
nehmen, was im Rahmen der Uno
unterschrieben wurde. Gerade
Länder, die für ihre prekäre Men-
schenrechtslage bekannt sind,
scheinen die Uno lediglich als
willkommene Geldgeber oder als
Möglichkeit zur politischen Ein-
flussnahme zu sehen. Oftmals tra-
gen demokratisch verfasste Staa-

ten wie die Bundesrepublik einer-
seits mit ihren Beitragszahlungen
ganz erheblich zum Haushalt der
Uno bei und stehen andererseits
regelmäßig am Pranger. Nichtde-
mokratische Regime bar jeder
Rechtsstaatlichkeit nutzen die
Uno regelmäßig, um sich zum
Richter in Menschenrechtsfragen
aufzuschwingen. Zum Beispiel
wurde zum Entsetzen liberaler
Menschenrechtsaktivisten im ver-
gangenen Jahr Saudi-Arabiens
Botschafter bei der Uno in Genf
zum Vorsitzenden eines wichti-

gen Panels beim UN-Menschen-
rechtsrat gewählt. 

Möglich machen dies die Statu-
ten der Uno. So können in den
Menschenrechtsrat als Unterorgan
der UN-Generalversammlung pro-
blemlos Staaten wie Saudi-Arabien
oder Nigeria einziehen. Ohne Aus-
wahl- und Ausschlusskriterien
kann sich jeder bewerben, für die
Wahl in den Rat reicht eine einfa-
che Mehrheit der UN-Vollver-
sammlung. Die absurden Folgen
dieser Regelung sind im vergange-
nen Jahr sichtbar geworden. In ei-
nem Bericht des Antirassismus-
Ausschusses der UN wurde das Fa-
zit gezogen, dass Fremdenfeind-
lichkeit in Deutschland ein gesell-
schaftliches Problem sei und spe-
ziell die deutschen Behörden anti-
rassistische Schulungen bräuchten.
Empfohlen wurde der Bundesre-
publik Deutschland die Einfüh-
rung verbindlicher Trainings für
Polizei, Richter und Staatsanwälte,
damit diese „rassistische Vorstel-
lungen erkennen“. In der Praxis er-
laubt die Instrumentalisierung des
Rassismusbegriffes allerdings nicht
nur, Länder wie die Bundesrepu-
blik im Rahmen der Uno unter
Druck zu setzten. Quasi unter
Schutz gestellt sind im Gegenzug
der vormoderne Islam wie auch
Dritte-Welt-Despoten, die an ihren
archaischen Gesellschaftsmodellen
festhalten wollen. N.H.

Diktaturen und 
Demokratien haben
die gleichen Rechte

Täter werden zu Richtern
Wie die Urteile und Verurteilungen der UN zustande kommen

Kampf dem Schlendrian
Italiens Regierung verspricht »Vereinfachung der Bürokratie«

Versteckte Kamera
deckte bodenlose
Missstände auf

Die VRC ist entschlossen, ihre Energie- und
Rohstoffversorgung sowie ihre Lebensadern

zur See notfalls mit Gewalt zu sichern

Ihre Staaten sind miteinander ins Geschäft gekommen: Guelleh und sein chinesischer Amtskollege (v.l.)
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Gegenwind für
Mario Draghi

Anzeichen für
Einknicken

Frankfurt – Mario Draghi, Präsi-
dent der Europäischen Zentral-
bank (EZB), hat Medienberichten
zufolge bei seiner Geldpolitik ei-
ne Schlappe erlitten. Bei einer
Sitzung des EZB-Rats im vergan-
genen Dezember hat Draghi dem-
zufolge zwar eine Verlängerung
des Anleihe-Kaufprogramms
durchgesetzt, eine Ausweitung
des Kaufvolumens soll allerdings
ausgeblieben sein, nachdem eini-
ge EZB-Ratsmitglieder erstmals
sehr deutlich Kritik daran geäu-
ßert haben. N.H.

Berlin – Sah es bislang so aus, als
würde die Bundesregierung ver-
hindern wollen, dass die als vor-
bildlich geltende Einlagensiche-
rung der deutschen Banken über
die von Brüssel angestrebte EU-
weite Einlagensicherung in Mit-
haftung genommen wird, so gibt
es nun Anzeichen für einen Kurs-
wechsel. So hat Bundesfinanzmi-
nister Wolfgang Schäuble in ei-
nem Beitrag für die „FAZ“ erklärt,
dass die gemeinsame europäische
Einlagensicherung kommen wer-
de. Dieses könnte bedeuten, dass
die deutschen Banken zukünftig
mit bis zu zwei Billionen Euro für
Bankhäuser in anderen EU-Län-
dern geradestehen müssen. N.H.

Nur wenige Wochen ist es her, da
behauptete Italiens Regierungs-
chef Matteo Renzi noch, die italie-
nischen Banken seien insgesamt
solider als die deutschen Kreditin-
stitute. In Wirklichkeit sitzen Ita-
liens Banken auf einem riesigen
Berg an faulen Krediten, der auch
für die deutschen Sparer zum Pro-
blem werden kann.

Bereits zu Beginn dieses Jahres
sind die von den italienischen
Banken gehaltenen Altlasten ins
Visier der Europäischen Zentral-
bank (EZB) geraten. Gleich meh-
rere Banken Italiens haben Post
von der EZB erhalten, in der sie
aufgefordert wurden, Einsicht in
ihre Bilanzen zu gewähren. Laut

der Chefin des Internationalen
Währungsfonds (IWF), Christine
Lagarde, ist davon auszugehen,
dass die Banken der Euro-Zone
faule Kredite im Umfang von 900
Milliarden Euro
angehäuft haben.
Auf Italiens Ban-
ken entfällt dabei
ein überdurch-
schnittlich hoher
Anteil an den
problematischen
Krediten. So machten bereits im
November vergangenen Jahres
Be richte die Runde, wonach die
faulen Kredite bei italienischen
Instituten auf 201 Milliarden Euro
und damit auf ein 20-Jahreshoch
angestiegen sind. 

Allein die Unicredit, Italiens
größte Bank, wird vermutlich
mindestens 50, nach anderen
Schätzungen sogar 84 Milliarden
Euro an Problemkrediten ab-

schreiben müssen. Das ist mehr
als jede andere Bank in der Euro-
päischen Union. Verschärft wird
die Situation dadurch, dass die
Unicredit ein wichtiger Abneh-
mer italienischer Staatsanleihen
und damit quasi staatstragend ist. 

Schon jetzt hat die Italienische
Republik in absoluten Zahlen die
höchste Staatsverschuldung in
Europa. Und Renzi möchte gerne
noch mehr Schulden machen, um

in diesem Jahr
Steuergeschenke
machen und In-
vestitionen vor-
nehmen zu kön-
nen. Der extrem
hohe Anteil an
i t a l i e n i s c h e n

Staatsschulden in den Büchern
der Unicredit ist inzwischen auch
schon ins Blick feld der europäi-
schen Bankenaufsicht geraten. 

Abgesehen vom Euro und der
EZB drohen die Probleme von
Unicredit auch noch aus einem

anderen Grunde Europäer auch
außerhalb Italiens in Mitleiden-
schaft zu ziehen. So ist das italie-
nische Kreditinstitut Eigentümer
einer ganzen Reihe von Banken in
Osteuropa, aber auch der Bank
Austria und der bundesdeutschen
Hypovereinsbank. Kommt es zu
Einsparungen und Umstrukturie-
rungen, dann werden mit Sicher-
heit die Auslandstöchter der Uni-
credit davon mit betroffen sein.

Ungeachtet der Schwierigkeiten
der größten italienischen Bank
kann die italienische Regierung in
Sachen Bankenrettung einen
wichtigen Erfolg für sich verbu-
chen. Nach monatelangen Ver-
handlungen haben sich die EU-
Kommission und die italienische

Regierung auf die Grün-
dung einer sogenannten
Bad Bank geeinigt, in die
risikobehaftete Kredite
ausgelagert werden sollen.
Italiens Finanzminister
Pier Carlo Padoan hat sich
nach langen Verhandlun-
gen mit der EU-Kommis-
sion auf einen Mecha-
nismus geeinigt, durch den
Banken eine Option auf
staatliche Garantien erhal-
ten, um sich von ihren fau-
len Krediten zu trennen.
Im Vergleich mit Athen
oder Lissabon hat Rom ei-
nen entscheidenden Vor-
teil für sich herausgeholt. 

So bleibt es Italien er-
spart, im Gegenzug zu Re-
formauflagen um Hilfe
durch den Euro-Rettungs-
schirm ESM bitten zu müs-
sen. Unklar ist noch , wel-
chen Anteil an diesem Ver-
handlungserfolg mit Brüs-
sel die von Premier Renzi
betriebene Blocka depolitik
zuletzt in der Asylfrage ge-
spielt hat. So blockiert
Rom seit geraumer Zeit die
drei Mil liarden Euro, wel-
che die Türkei nach dem
Willen der Europäische
Union be kommen soll, da-
mit sie die illegale Einwan-
derung nach Europa ein-
dämmt. Norman Hanert

Bankenkrise auf dem Stiefel zurück
Italiens Unicredit hat mehr faule Kredite in den Büchern als jedes andere Geldhaus in der EU

Nun hat sich auch die SPD
in die Front derjenigen
eingereiht, die eine Be-

schränkung oder gar Abschaffung
des Bargelds anstreben. Wie aus
einem neuen Positionspapier der
Sozialdemokraten hervorgeht,
plädiert die Partei für eine Ober-
grenze von 5000 Euro bei Barzah-
lungen und die Abschaffung der
500-Euro-Scheine. Zur Begrün-
dung wird angeführt, dass mit ei-
ner Bargeldschwelle Deutschland
für Kriminelle aus dem Ausland
unattraktiver werde. „Die 500-Eu-
ro-Scheine sind für Kriminelle
interessant, da sie sich ideal für
Geldwäsche und illegale Bargeld-
transporte eignen“, so der SPD-
Finanzpolitiker Jens Zimmer-
mann im „Handelsblatt“. 

Der Vorstoß der SPD erfolgte
kurze Zeit, nachdem sich der
Chef der Deutschen Bank, John
Cryan, gegen die Bargeldnutzung
ausgesprochen hatte. Medienbe-
richten zufolge hat der Brite auf
dem diesjährigen Weltwirt-
schaftsforum im schweizerischen
Davos erklärt: „Cash ist fürchter-
lich teuer und ineffizient.“ Wie
die SPD-Politiker führt auch der
Chef der Deutschen Bank den
Kampf gegen die Kriminalität als
Argument an. Mit einem Schlag
könnte das Falschgeldproblem
aus der Welt geschaffen werden.

Auch helfe Bargeld, Geldwä-
schern und anderen Kriminellen
ihre Geschäfte zu verschleiern, so
John Cryan. 

Schon länger sieht sich
Deutschland dem Vorwurf ausge-
setzt, zu wenig gegen Geldwäsche
zu unternehmen und im interna-
tionalen Vergleich sogar ein
„Geldwäsche-Paradies“ zu sein.
So schnitt laut einem Bericht der
„Zeit“ die Bundesrepublik in ei-
ner internationalen Überprüfung
zur Umsetzung der Geldwäsche-

Normen im Jahr 2010 schlechter
ab als Zypern in einer vergleich-
baren Überprüfung ein Jahr spä-
ter. Grundlegend geändert hat
sich seitdem nicht viel. Finanz-
ämter und Zoll sind personell so
unterbesetzt, dass gerade in Bran-
chen mit hohem Bargeldaufkom-
men viel zu wenig Betriebsprü-
fungen durchgeführt werden kön-
nen und Geldwäsche vermutlich
weiterhin grassiert. 

Argumentationshilfe haben die
Befürworter einer Abschaffung
oder zumindest Einschränkung

des Bargeldgebrauchs durch die
Europäische Zentralbank (EZB)
erhalten. Selbige beklagt, dass es
immer schwieriger werde, gegen-
über Geldfälschern einen techni-
schen Vorsprung zu bewahren.
Vor allem der schwunghafte Han-
del über das Internet stellt mitt-
lerweile die Währungshüter vor
immer neue Herausforderungen.
Über chinesische Handelsplatt-
formen lassen sich nach Erkennt-
nissen der Ermittler im Netz nicht
nur nachgemachte Sicherheits-
merkmale für 50-Euro-Scheine
kaufen, sondern auch gleich kom-
plette „Blüten“ in teilweise über-
raschend guter Qualität. 

Als Folge dieser Entwicklung
sind die aufgedeckten Fälle von
Geldfälschungen im Jahr 2015 auf
den höchsten Stand seit Einfüh-
rung des Euro gestiegen. Be-
sonders beliebt bei den Fälschern
sind die 20- und die 50-Euro-
Banknoten, auf die annähernd 90
Prozent aller Blüten entfielen. Al-
lein in Deutschland sind nach An-
gaben der EZB im vergangenen
Jahr 46 567 gefälschte 50-Euro-
Scheine aus dem Verkehr gezo-
gen worden sein. Nach Angaben
der Bundesbank fallen nur zehn
bis 15 Prozent der Fälschungen
an den Ladenkassen auf, sodass
der Handel meist auf dem Scha-
den sitzen bleibt. N.H.

Obwohl europäische diplo-
matische Initiativen ein
Jahr nach dem Minsker Ab-

kommen dem Friedensprozess in
der Ukraine neuen Schwung brin-
gen sollten, liefern sich Russland
und der Westen weiter Stellvertret-
erkriege – von den Russen „Proxy-
Kriege“ genannt – in der Ukraine
und in Syrien. 

Während Kiew 70 zusätzliche
russische Produkte mit einem Ein-
fuhrverbot belegt hat als Reaktion
auf das seit Inkrafttreten des EU-
Freihandels verhängte russische
Embargo gegen ukrainische Waren,
schickte Gazprom der Ukraine ei-
ne Milliardenrechnung für nicht
abgenommenes Gas. Laut einer
Vertragsklausel steht dem Konzern
eine Strafzahlung in Höhe von 
2,5 Milliarden Dollar zu. Die Ukrai-
ne hatte zuvor verkündet, Gas
künftig verstärkt von europäischen
Lieferanten kaufen zu wollen, Naf-
togaz erklärte, im dritten Quartal
2015 überhaupt kein Gas mehr aus
Russland bezogen zu haben. Statt-
dessen fordert der Konzern eine
über die Hälfte höhere Transitge-
bühr für russisches Gas.

Nach einer Lösung der Krise
sieht das nicht aus. Doch im Stillen
sollen beide Seiten bereits über
pragmatische Lösungen verhan-
deln. Laut „Reuters“ sind Gesprä-
che über die Rückzahlung von 500

Millionen Dollar in Gang, welche
die ukrainische Straßenbauverwal-
tung der russischen Sberbank
schuldet. Russland hatte zwar an-
gekündigt, die Ukraine auf Zah-
lung der drei Milliarden Kredit-
schulden, deren Begleichung Arse-
nij Jazenjuk im Dezember verwei-
gert hatte, in London zu verklagen,
lässt sich aber Zeit damit. 

Beiden Konfliktparteien geht all-
mählich die Puste aus. Angesichts
des Rubel- und Ölpreisverfalls
wird es für Russland immer

schwieriger, die Rebellengebiete in
der Ostukraine zu finanzieren, zu-
mal Russland sich derzeit einen
„Hybridkrieg“ in der Ukraine und
in Syrien leistet. Kiew spielt des-
halb auf Zeit und sieht sich durch
den Freihandel mit der EU wirt-
schaftlich und durch die Nato-Prä-
senz politisch gestärkt, wenn auch
der Westen künftige IWF-Zahlun-
gen an die Ukraine davon abhängig
macht, dass deren Regierung mit
Russland „fair verhandle“. Die
Ukraine leidet selbst unter den an-
haltenden Streitigkeiten mit sei-

nem Nachbarn. Die Bevölkerung
trägt die Last. Das durchschnittli-
che Monatseinkommen seit dem
Ende der Janukowitsch-Ära hat
sich auf umgerechnet 156 Euro
halbiert, die Inflationsrate lag 2015
bei 34 Prozent.

Laut Angaben des ukrainischen
Wirtschafts- und Handelsministers
Aivaras Abromavicius beträgt der
Gewinnverlust der ukrainischen
Betriebe zwischen 800 Millionen
bis 1,1 Milliarden US-Dollar. Zwar
kündigte die EU an, den Handel
mit der Ukraine zu forcieren – laut
EU-Handelskommissarin Cecilia
Malmström werden EU-Unterneh-
men davon profitieren, Zugang zu
einem Markt mit 45 Millionen
Menschen zu bekommen –, doch
bislang bekam vor allem die deut-
sche Wirtschaft die Folgen der
Russlandsanktionen zu spüren: In
den beiden vergangenen Jahren
haben sich die Exporte halbiert. 

In der Nato-Präsenz im Schwar-
zen Meer sieht Russlands Präsi-
dent Wladimir Putin eine Gefähr-
dung der Sicherheit Russlands und
aktualisierte deshalb seine Sicher-
heitsdoktrin. Diese sieht unter an-
derem vor, das Militär in der
Schwarzmeer-Region aufzurüsten.
Den USA unterstellt er, mit der
Hochrüstung des ukrainischen Mi-
litärs auf Nato-Standard Einfluss
nehmen zu wollen. MRK

Kiew sieht sich durch
EU-Freihandel und

Nato-Präsenz gestärkt

»Proxy-Krieg« geht weiter
Ukraine und Russland liefern sich einen Wirtschaftskrieg

Attacken auf das Bargeld
SPD und Deutsche Bank argumentieren mit der Kriminalität

Barzahlungen über
5000 Euro will 

die SPD verbieten

Die Schulden-Uhr:

Gesamtverschuldung:
2.028.103.308.842 €
Vorwoche: 2.028.034.110.813 €

Verschuldung pro Kopf:
24.946 €
Vorwoche: 24.945 €

(Dienstag, 2. Februar 2016, 
Zahlen: www.steuerzahler.de)

WI RTS C H A F T

Die Großbank ist der wichtigste Abnehmer 
italienischer Staatsanleihen und über 

Italien hinaus Eigentümer diverser Banken

Außer diesem Sitz in Rom besitzt sie auch einen in Mailand: Die italienische Großbank UniCredit S.p.A. hat ihren Sitz nicht nur am Wasser,
sondern sitzt auch auf einem milliardenschweren Berg von faulen Krediten Bild: Sergio D’Afflitto
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Viel wurde spekuliert in letz-
ter Zeit über das aktuelle
Unvermögen Deutschlands

zu überleben. Die stärkste Kraft Eu-
ropas, die den Karren bislang zog,
vergeudet sich gerade selbst, gibt
sich auf: Ressourcen, Wohlstand
und Kultur werden aus angeblicher
Hilfsbereitschaft flächendeckend
vernichtet. Niemand will offenbar
bemerken, dass der, der die Zug-
kraft bedient, nicht auch noch das
höchste Maß an humanitärem Ge-
benwollen als allererste Kür darbie-
ten kann. Ist Deutschland in der Lage, die
Einwanderungsströme zu bewältigen?
Klares Nein. Die Bundeskanzlerin er-
scheint einem immer mehr ferngesteuert,
albtraumartig ziehen wir unsere Tage da-
hin, mit ansehen müssend, wie alles vor
die Hunde geht. 

Während wir all-
mählich realisieren,
dass der Laden tat-
sächlich zusammen-
bricht, ereilt uns eine
Meldung vom
Deutschlandfunk:
Der ehemalige Leiter des ZDF-Hauptstadt-
studios Bonn, Wolfgang Herles, lässt Sätze
wie Sprengstoff los. Er spricht über die
Journalisten des öffentlich-rechtlichen
Rundfunksystems, zu denen er jahrzehn-
telang selbst gehörte, als Befehlsempfän-
ger der Bundesregierung. Und er nennt
die Art und Weise, wie die Berichterstat-
tung heute zustande kommt, einen Skan-
dal! „Wir (Öffentlich-Rechtlichen) haben
das Problem, dass wir eine Regierungsnä-
he haben.“ Man gehe überwiegend der
Agenda auf den Leim, welche die Politik
vorgebe. Das heißt, die Themen, über die
berichtet werde, „werden von der Regie-
rung vorgegeben! Es gibt aber viele The-
men, die wären wichtiger. Davon aber will
die Regierung ablenken.“ Weiter gibt Her-
les wörtlich zu: „Es gibt tatsächlich auch
Anweisung von oben. Auch im ZDF sagt
der Chefredakteur: Freunde, wir müssen
so berichten, dass es Europa und dem Ge-

meinwohl dient ….“ Mit anderen Worten:
Die Marschrichtung wird aus Berlin vor-
gegeben: „Solche Anweisungen gibt es,
gab es auch zu meiner Zeit; es gab eine
schriftliche Anweisung, dass das ZDF der
Herstellung der Einheit Deutschlands zu

dienen habe, und das
ist etwas anderes, als
zu berichten, was ist.“
Herles gibt damit un-
umwunden zu, dass es
bei unseren Medien
hierzulande nicht an-
ders zugeht als zu 

Erich Honeckers oder Joseph Goebbels’
Zeiten: Gesinnungsterror durch gezielte
Propaganda. Herles fügt an: „Wir durften
damals nichts Negatives über die Neuen
Bundesländer sagen; heute darf man
nichts Negatives über die Flüchtlinge sa-
gen, das ist Regierungsjournalismus! Und
das führt dazu, dass die Leute das Ver-
trauen in uns verlieren! Das ist der Skan-
dal!“ 

Nun, wer genau aufgepasst hat, den trifft
es nicht unvorbereitet. Hat man bislang
geglaubt, in seiner Tageszeitung und den
TV-Abendnachrichten neutrale Informa-
tionen über die politischen Entwicklun-
gen im Land und auf dem Globus zu er-
halten, so weiß man spätestens durch die
Diskussionen über Atlantikbrücke und
Lügenpresse, dass man jahrzehntelang ge-
narrt wurde. Doch warum tun die das, die-
se Leute vom Fernsehen? Warum biegen
sie sich die Fakten zurecht, vom Thema

Euro über TTIP bis zu den Angriffskriegen
der Nato? Auch das eigene Schicksal der
Zentralisierung Europas durch Brüssel ga-
ben sie stets einseitig wieder, wie auch die
angeblichen Vorteile von Feminismus und
Gender Mainstreaming. Oder die Nach-
richten über den bösen Russen und den
guten Amerikaner, bis zu den einseitigen,
nur humanistischen Blickwinkeln zum
Flüchtlingsthema. Warum also tun sie es?
Klare Antwort: Weil sie müssen.

Was immer noch die wenigsten Men-
schen wissen: Die großen Medienanstal-
ten, die Öffentlich-Rechtlichen, die meis-
ten Presseorgane, Verlagshäuser und vor
allem auch die großen Presseagenturen
wie dpa, Reuters und ap haben wegen der
alliierten Verträge Nachkriegsdeutsch-
lands die Pflicht, über bestimmte Themen
einseitig zu berichten, ganz im jeweiligen
Interesse der Besatzungsmächte. Dies ist
ausdrücklich im Rundfunkstaatsvertrag
für ARD und ZDF festgelegt. Bis heute!
Wie schon einmal hier berichtet: Da heißt
es in Paragraf 11, Absatz 1: „Die öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten haben in
ihren Angeboten einen umfassenden
Überblick über das internationale, euro-
päische, nationale und regionale Gesche-
hen in allen wesentlichen Lebensberei-
chen zu geben. Sie sollen hierdurch die
internationale Verständigung, die europäi-
sche Integration und den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt in Bund und Län-
dern fördern.“ Die hier erwähnte Europä-
ische Integration ist ein feststehender Be-

griff, der auch das hier fest verankerte
Thema Kerneuropa beinhaltet. Das heißt
im Klartext: positiv berichten über die po-
litische, wirtschaftliche und militärische
Integration Europas in der Vernetzung mit
den Vereinigten Staaten und dem Verein-
igten Königreich, positiv berichten über
Euro, Nato, Flüchtlinge und so weiter.

Eventuell wäre es ja auch jetzt einmal
an der Zeit, darüber nachzudenken, wa-
rum nahezu alle männlichen Moderato-
ren, sogenannte Nachrichten-Anchormen,
von ARD und ZDF der vergangenen Jahr-
zehnte immer auch als ARD-Korrespon-
denten in New York, Washington oder
London gearbeitet haben? Richtig: Weil sie
die Standessprache der „Befreier Deutsch-
lands“, den US-UK-
Akzent, erlernen
mussten. Beispiele:

Ulrich Wickert
(Washington, Paris,
New York, ARD-„Ta-
gesthemen“), Thomas
Roth (Berlin, New
York, Moskau, ARD-„Tagesthemen“, Tom
Buhrow (Washington, Paris, Washington-
ARD-„Tagesthemen“, jetzt Intendant des
WDR). Claus Kleber (Washington D.C. Von
dort berichtete Kleber live über die Ter-
roranschläge am 11. September 2001. Vor
seinem Wechsel zum ZDF war Kleber zu-
letzt ARD-Studioleiter in London). Hanns
Joachim Friedrichs (BBC London, ARD-
„Tagesthemen“). Wolf von Lojewski (Was-
hington, ARD-„Tagesthemen“, später

„Heute“-Sendung im ZDF). Steffen
Seibert (Washington, für seine ZDF-
Sondersendungen zum Anschlag
auf das World Trade Center am
11. September 2001 wurde er mit
der Goldenen Kamera ausgezeich-
net). Seit August 2010 ist Seibert
Regierungssprecher der deutschen
Bundesregierung. 

Die Genannten gehören zu den
Handlangern der Mächtigen. Sie,
die sympathischen Gesichter, die
abends freundlich in die Kamera lä-
cheln und seriös sagen: Guten

Abend, meine Damen und Herren! Kaum
jemand ahnt, welchen Herren sie dienen.
Das alles bestätigte der langjährige ZDF-
Studioleiter, Bonn, Wolfgang Herles, in ei-
nem bewegenden Deutschlandfunk-Inter-
view. In der Runde saß auch die stellver-
tretende Leiterin des Hauptstadtbüros
„Der Spiegel“, Christiane Hoffmann. Sie
zitiert eine aktuelle Forsa-Umfrage, nach
der über 40 Prozent der Verbraucher den
„Lügenpresse“-Vorwurf teilen und der Ar-
beit der Mainstreammedien nicht mehr
vertrauen. „Das ist eine fundamentale Kri-
se, die man gar nicht ernst genug nehmen
kann – und die wir lange unterschätzt ha-
ben“, so Hoffmann. Diese Krise habe viele
Gründe, man könne jedoch nur schwer

darauf reagieren,
philosophierte die
Mainstream-Journa-
listin weiter. Es errei-
che den „Spiegel“ viel
Post der Abonnenten
und Leser, diese hät-
ten sehr viele Zweifel,

die Redakteure sähen sich zum Teil wüs-
ten Beschimpfungen ausgesetzt, so die
„Spiegel“-Redakteurin. So sieht es in deut-
schen Redaktionsstuben derzeit überall
aus.

Der frühere US-Vizeminister und heute
alternative Journalist Paul Craig Roberts
sagte vor wenigen Jahren, als er dem
Mainstream-System den Rücken kehrte:
Die Wahrheit ist gefallen – und hat die
Freiheit mitgerissen!

Die Autorin: Eva Hermans Buch »Das Eva-
Prinzip« erreichte 2006 hunderttausende Leser.

Weitere Bestseller über Medien, Familie, 
Mutterschaft und Spiritualität folgten. Die 

ehemalige ARD-Moderatorin, die 1958 in Emden
geboren wurde, lebt in Hamburg. 

In der aktuellen Asyldebatte
wird viel mit Un- und Halb-
wahrheiten gearbeitet. Selbst

der interessierte Bürger hat ne-
ben seinem Broterwerb kaum
die Möglichkeit, falsche Tatsa-
chenbehauptungen so ohne Wei-
teres als solche zu erkennen.
Dieses gilt umso mehr, als die
entsprechenden Politiker bei der
Volksverdummung nicht selten
außer von Journalisten sogar von
Teilen des
Staatsapparats
unterstützt wer-
den. 

Dreist wird es
jedoch, wenn
das Merkel-La-
ger den Bürger
für derart blöd hält, dass es noch
nicht einmal auf die innere Logik
seiner Argumente achten zu müs-
sen glaubt. Da ist zum Beispiel
das Mantra, nur europäische Lö-
sungen und die Beseitigung der
Fluchtursachen in den Herkunfts-
ländern seien erfolgverspre-
chend. Andererseits ist bezie-
hungsweise war der Missbrauch
des Asylrechts bei Immigranten
aus EU-Beitrittskandidaten derart
eklatant, dass das Merkel-Lager
mittlerweile zur
Beruhigung der
Gemüter und
zum Beweis der
eigenen Hand-
lungsfähigkeit
darauf verweist,
dass die Zahl der
Asylsucher vom Balkan mittler-
weile stark zurückgegangen sei.
Als Grund wird nicht etwa auf eu-
ropäische Maßnahmen oder
großartige Veränderungen in den
Herkunftsländern verwiesen,
sondern auf deren Einstufung als
sicher. Was ist das anderes als ei-
ne nationale Lösung?

Ähnlich verhält es sich mit der
Grenzsicherung gegen unkontrol-
lierte Einwanderung. Auf der ei-

nen Seite wird argumentiert,
Deutschlands Grenzen seien zu
lang, als dass man sie erfolgreich
kontrollieren könne. Andererseits
wird vor einem bei einer Ab-
schottung auftretenden gefähr-
lichen Rück stau gewarnt, der
Griechenland und andere Bal -
kanstaaten destabilisieren könnte.

Man könnte nun dagegen argu-
mentieren, dass die Asylsu cher -
zahlen schon zurückgehen wür-

den, wenn als
Ziel nicht mehr
die deutschen
Sozialsysteme
winken, son-
dern nur noch
der Balkan. Man
könnte darauf

verweisen, dass die linke griechi-
sche Regierung dann endlich ein
handfestes Eigeninteresse daran
hätte, die Grenzen des eigenen
Landes zu sichern, statt wie bis-
her zu versuchen, die Aufgabe
auf die EU abzuwälzen, und in
gutmenschlicher Manier wohlfei-
le moralische Kritik an einem
Aufhalten der Asylsu cherflut zu
üben, die man ja bequem Rich-
tung Deutschland weiterleiten
kann. Und schließlich müsste

man die Frage
thematisieren,
was das für ein
Loyalitätsver-
ständnis deut-
scher Politiker
ist, wenn sie die
Destabilisierung

des eigenen Landes fortsetzen
wollen, um anderen Ländern die-
ses Schicksal zu ersparen. 

Aber hier geht es ja nun um
die immanente Logik der Argu-
mentation des Merkel-Lagers.
Und da drängt sich natürlich
schon die Frage auf, wie man
Grenzsicherungsversuche als zur
Erfolglosigkeit verdammt abtun
und gleichzeitig vor den Folgen
ihres Erfolges warnen kann.

Widersprüchlich
Von Manuel Ruoff

Die Guten zu Bösen gemacht
Von Jan Heitmann

Das ist meine Stadt, ich will
dich hier nicht mehr se-
hen.“ Irgendwann fällt die-

ser Satz des Sheriffs in fast jedem
Westernfilm. Der Kölner Polizei-
präsident hat es seinen selbstherr-
lichen Vorbildern aus dem Wilden
Westen nun gleichgetan und die
Mitglieder des Motorradclubs
„Brothers MC Germany“ für die
Karnevalszeit seiner Stadt verwie-
sen. In seiner Verfügung beruft
sich das Polizeipräsidium auf das
Polizeigesetz des Landes Nord -
rhein-Westfalen, demzufolge ein
befristetes Betretungs- und Auf-
enthaltsverbot ausgesprochen
werden kann, „wenn Tatsachen die
Annahme rechtfertigen, dass die
Person in diesem Bereich Strafta-
ten begehen oder zu ihrer Bege-
hung beitragen wird“.

Was die Polizei den Betroffenen
als vermeintlich beabsichtigte
Straftat unterstellt, ist ausgerech-

net das, was Politiker und Medien
unablässig als die höchste aller
Bürgertugenden preisen: Zivilcou-
rage. Als Reaktion auf die schänd-
lichen Vorgänge in der Silvester-
nacht haben die Biker nämlich auf
Facebook angekündigt, „nicht
wegzusehen, wenn Unrecht ge-
schieht“. Konkret wollen sie Frau-
en während des Karnevals in Ge-
fahrensituationen beistehen. Für
den, der mitmachen will, gilt:
„Keine Politik, keine Farben, kein
Extremismus“. Außerdem werden
ein diszipliniertes Verhalten und
eine angemessene Reaktion „auf
die Situation vor Ort“ erwartet. Es
gehe „einzig und allein um die Sa-
che“, nämlich darum, „dass in
Deutschland keine Frau (egal wel-
cher Herkunft, Nationalität oder
Religion) sexuell belästigt, ange-
grapscht oder ausgeraubt wird“.

Niemand hat etwas dagegen,
wenn die Polizei vorbeugende

Maßnahmen gegen gewalttätige
Motorradrocker ergreift. In diesem
Fall geht sie jedoch vollkommen
unangemessen gegen die Mitglie-
der eines Motorradclubs vor, die
sich selbst als „multikulturelle
Bruderschaft ohne Neid, Miss-
gunst, Rassismus, in der jeder für
den anderen einsteht“, bezeichnet.
Hier sei jeder unabhängig von Na-
tionalität, Herkunft, Religion oder
Hautfarbe willkommen. Wichtig
sind ihnen nach eigener Darstel-
lung Werte und Moral. Aus dieser
Motivation heraus wollen sie
Straftaten verhindern. Sie haben
nichts getan, was die Annahme
rechtfertigen könnte, dass sie da-
bei den dafür gesetzten recht-
lichen Rahmen (Notwehr, Jeder-
mann-Festnahmerecht) über-
schreiten und selbst Straftaten be-
gehen werden.

Dennoch werden die Mitglieder
des Clubs von der Polizei pauschal

kriminalisiert. Dabei merkt die Po-
lizei nicht einmal, dass sie damit
ihre eigene Unfähigkeit eingesteht.
Denn wenn sie gegen die Motor-
radfahrer einen Platzverweis aus-
spricht, um sie daran zu hindern,
bei gegen Frauen gerichteten
Straftaten einzuschreiten, gesteht
sie gleichzeitig ein, dass sie fest
damit rechnet, dass es zu solchen
Straftaten kommen wird. Diese zu
verhindern wäre aber ihre urei-
genste Aufgabe.

Dass man der Kölner Polizei
nach ihrem kläglichen Versagen in
der Silvesternacht das nicht mehr
zutraut, kann niemanden verwun-
dern. Das macht auch der Kölner
Karnevalsprinz Thomas II. gegen-
über dem „Express“ deutlich: „In
Köln muss sich etwas ändern, das
kann die Polizei ja alleine gar
nicht schaffen.“ Die aber macht
statt ihrer Arbeit lieber die Guten
zu den Bösen.

Zivilcourage:
Mit der Lupe
zu suchen, aber
nur gewünscht,
wenn sie poli-
tisch ins Konzept
passt

Bild: action press

Frei gedacht

Deutscher 
Qualitätsjournalismus

Von EVA HERMAN

Angeblich sinnlos,
aber effektiv gegen 

Balkan-»Flüchtlinge«

Wie kann etwas 
sowohl unmöglich als
auch gefährlich sein?

Die Kolumne: Zwei Publizisten reden Klartext.
Immer abwechselnd, immer ohne Scheuklappen
und immer exklusiv in der PAZ. Dem Zeitgeist

„Gegenwind“ gibt der konservative Streiter
Florian Stumfall. „Frei gedacht“ hat Deutschlands

berühmteste Querdenkerin Eva Herman.
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Freispruch für
Furtwängler

Dass sich Philosophen gern mit
Musik auseinandersetzen, ist

seit Nietzsches Wagner-Besessen-
heit nichts Neues. Jetzt hat ein in
Dresden studierter Philosoph aus
Oslo seine Klassik-Leidenschaft
in einer interessanten Kurzstudie
interdisziplinär religionsphiloso-
phisch-musikwissenschaftlich
verarbeitet. In „Der hörbare Logos
in der Musik“ (Verlag Text & Dia-
log, 50 Seiten, 9,99 Euro) schenkt
der erst 35-jährige Autor Henrik
Holm seine Aufmerksamkeit dem
Dirigenten Wilhelm Furtwängler.
Sein Ziel ist es, die „expressive
Logik der Musik“ und „das Leben-
dige in der Interpretationskunst
Furtwänglers herauszustellen“. 

Dass sich ein Norweger daran
setzt, der Weisheit des Berliner
Dirigenten in weit mehr als 
60 Jahre alten Tonaufnahmen
nachzuforschen, ist allein schon
be merkenswert. Noch interessan-
ter ist, dass Holm in der Dirigier -
kunst seines Idols − langsame
Tempi, mystische Tempiwechsel,
metaphysisches Inne halten − eine
Rechtfertigung für Furtwänglers
Verbleiben während der NS-Zeit
in Deutschland findet. Indem der
Dirigent nach dem ideellen Geist
in der Musik suchte, verteidigte er
sie gegen politische Vereinnah-
mung. Holm kommt dabei zu
einem erstaunlichen Fazit: „Furt-
wängler ist ein Vertreter des
Kunst idealismus, der uns heute
angesichts der Gräueltaten des
Nationalsozialismus als naiv und
wirklichkeitsfremd erscheinen
kann. Aus heutiger Perspektive
jedoch in einer dem Hochmut
nahen Manier auf den Kunstidea-
lismus herunter zu schauen, halte
ich ebenfalls für moralisch
anfechtbar.“ So bleibt es einem
Norweger vorbehalten, einem im
Nachkriegs-Deutschland verfem-
ten Di rigenten eine späte Wieder-
gutmachung zukommen zu lassen,
ohne dabei Sorge haben zu müs-
sen, wegen politisch unangemes-
sener Thesen in eine rechte Ecke
gestellt zu werden. Harald Tews

Wenn das Fernsehen sich deut-
scher Geschichte nähert, dann als
Dokumentation, nah an den Fak-
ten und mit Zeitzeugen. Der ARD-
Film „Der Fall Barschel“, der am
6. Februar um 20.15 Uhr im
Ersten Programm ausgestrahlt
wird, ist ein ambitionierter Mix
aus Doku und Politthriller. 

Drei Stunden gönnt sich der
Regisseur Kilian Riedhof, nimmt
sich Zeit, um seine Personen ein-
zuführen, und hat keine Scheu
vor immer neuen Volten. „Der
Film will ausdrücklich nicht
dokumentieren, obwohl er sich
nach umfangreicher Lektüre von
Quellen und Interviews der nach-
prüfbaren Fakten bedient. Viel-
mehr wird Dokumentarisches mit
Fiktionalem zu einem Thriller
verzahnt“, so Volker Herres, Pro-
grammdirektor der ARD. 

Die Bilder des toten Uwe Bar-
schel in der Badewanne eines
Hotels in Genf gehören zum kol-
lektiven Gedächtnis dieses Lan-
des – genau wie sein Ausspruch
vor Journalisten: „Ich gebe ihnen
mein Ehrenwort!“ In Anlehnung
an Nixons „Watergate“-Skandal
wurde die Affäre, in der der
damalige Ministerpräsident
Schleswig-Holsteins bezichtigt
wurde, mit Hilfe eines Mittels -
mannes eine Verleumdungskam-
pagne gegen seinen SPD-Konkur-
renten Björn Engholm losgetreten
zu haben, seinerzeit „Water kant -
gate“ genannt. 

Am 18. September 1987 fand
die „Ehrenwort-Pressekonferenz“
statt, in der Uwe Barschel eides-
stattlich versicherte, dass die
gegen ihn vom „Spiegel“ erhobe-
nen Vorwürfe haltlos seien. Nur
eine Woche später wurde er der
Lüge überführt und trat zurück.
Weitere 14 Tage später wurde er
im Zimmer 317 des Genfer Luxus-
hotels „Beau Rivage“ tot aufgefun-
den. Mord oder Selbstmord?
Diese Frage wurde nie abschlie-

ßend geklärt, die Staatsanwalt-
schaft Lübeck schloss die Ermitt-
lungsakten im April 1998. Der Fall
warf seinerzeit ein Schlaglicht auf
die Ränke im Politikbetrieb, und
er stellte die Frage, was Medien
dürfen und was sie aus Gründen
der Dokumentation sogar müs-
sen: Dürfen Sie etwa das Foto der
Leiche eines ehemaligen Mini-
sterpräsidenten im Titel zeigen? 

Die Macht der Medien ist auch
ein Schwerpunkt des ARD-Films,

der unübersehbar Anleihen bei
dem Hollywoodfilm „Die Unbe-
stechlichen“ mit Robert Redford
und Dustin Hoffman macht. Es
beginnt, als wär‘s eine deutsche
Variante des Watergate-Skandals:
Großraumbüro mit klappernden
Schreibmaschinen, zwei Reporter
auf der heißen Spur ihres Lebens.
Vor allem David Burger (Alexan-
der Fehling) beißt sich an dem
Fall fest und gerät in einen ver-
hängnisvollen Strudel. Bei seinen
Treffen mit geheimnisvollen Infor-
manten, die ihn bis nach Israel
führen, begibt er sich auf eine

Reise ins Herz der Finsternis. Von
Ehrgeiz zerfressen und von Dro-
gen aufgeputscht, riskiert er seine
bürgerliche Existenz, zum Schluss
sogar sein Leben. Burger er -
scheint wie der dunkle Spiegel
des Mannes, auf dessen Lebens-
spur er sich gesetzt hat. 

Warum gerade jetzt, mehr als 
28 Jahre danach, ein Film über
Barschel? „Warum erst jetzt?“,
entgegnet der Regisseur. „Der Fall
ist der bedeutendste Politik-Skan-

dal der jüngeren deutschen
Geschichte. Ein Mythos.“ Die Tat-
theorien und Verdachtsmomente,
die im Film angerissen werden,
wirken zu nächst hanebüchen,
dann zunehmend plausibel. Was
Fiktion ist, bleibt dabei weitge-
hend offen. 

„Die Wahrheit ist nicht offen-
sichtlich, und manchmal braucht
es Phantasie, um sie zu entdek-
ken“, sagt Edgar Selge in seiner
Rolle als Chefredakteur der
„Neuen Hamburger Zeitung“. 

Sieben Jahre lang wurde an
dem komplexen Drehbuch gefeilt,

schon der Vorspann gibt einen
Vorgeschmack auf das Besondere,
den steten Wechsel zwischen gro-
ßem Drama und den verdeckten
Schachzügen des Politikbetriebs.
Wenn Barschel nach einem Flug-
zeugabsturz bei Lübeck-Blanken-
see aus den Trümmern der
Maschine kriecht, nur leicht ver-
letzt, als hätte ein gnädiger Gott
ihm einen Aufschub verliehen,
dann ist der Rahmen gesteckt.
Hier geht es um Existenzielleres

als um eine politische Karriere,
hier hat ein vom Glück Verwöhn-
ter seine letzte Chance erhalten. 

Die Szenen mit Barschel sind
fast deckungsgleich mit den
dokumentierten Bildern von
damals. Das versteinerte Gesicht
bei der Befragung im Untersu-
chungsausschuss, die Attitüde des
Biedermanns, der zu eng sitzende
Krawattenknoten bieten wenig
Spielraum für den Barschel-Dar-
steller Matthias Matschke. „Ich
habe mich bei der Arbeit immer
wieder gefragt, woher dieses
Getriebene kommt. Wie greift

man jemanden, der stets dem
eigenen Bild hinterherläuft, so als
würde er sich selbst nachahmen?“

Wofür sich der Film viel Raum
nimmt, das sind die diversen The-
orien über die Verstrickungen des
CDU-Politikers. Alles wird ange-
rissen – illegale Waffengeschäfte
über die DDR, Verbindungen zum
U-Boot-Deal in Südafrika und
sogar ein möglicher Zusammen-
hang mit der Iran-Contra-Affäre. 

Ganz bewusst entwirft Autor
und Regisseur Riedhof einen
Vexierspiegel, in dem die Fakten
in einem immer anderen Licht
erscheinen. Immerhin gibt es für
die Mord-These ganz neue Ansät-
ze: Der renommierte Toxikologe
Walter Katzung will herausgefun-
den haben, dass der bereits
betäubte Barschel sich das letzte,
tödliche Medikament un möglich
selbst beigebracht haben kann.
Aus einer Beschädigung an Bar-
schels Innenschuh folgt au -
ßerdem die Existenz eines Lö -
sungsmittels, dies ergibt bei
Selbstmord keinen Sinn. Schließ-
lich: Ein Hemdknopf war derart
ab gerissen, dass er das selber
nicht gemacht haben kann.

Andererseits: Ein Selbstmord
wäre für den gescheiterten und
gedemütigten Politiker durchaus
nachvollziehbar. Auch Medika-
mentenmissbrauch gehörte zu
seinem Leben, in seinem Gepäck
be fand sich ein Beutel mit Tablet-
ten, darunter auch Betäubungs-
mittel. Die Frage, ob Mord oder
Selbstmord, wird auch nach die-
sem Film weiter offen bleiben. 

Wer heute im Hotel „Beau Riva-
ge“ nach Zimmer 317 fragt, läuft
ins Leere. Die Zimmernummer
gibt es nicht mehr. Und Freya Bar-
schel, die Witwe, die jahrelang
um die Ehre ihres Mannes kämpf-
te und dessen vermeintlichem
Suizid misstraute – Freya Bar-
schel stand dem Filmteam für
Auskünfte leider nicht zur Verfü-
gung. Angela Meyer-Barg

Waterkantgate frisch aufpoliert
»Der Fall Barschel« im Fernsehen − Spannendes Polit-Drama der ARD lässt die Mordtheorie offen

Die „Ehrenwort-Pressekonferenz“ filmisch nachgezeichnet: Matthias Matschke als Barschel (m.)

Schönheit im Blick
Ihm stand auch »Sisi« Modell − Freiburger Winterhalter-Ausstellung

Irrsinn gegen Wahnsinn
Vor 100 Jahren wurde in Zürich die Dada-Bewegung geboren

Niemand war begehrter als
der Bauernsohn Franz Xa -
ver Winterhalter (1805–

1873) aus Menzenschwand im
Hochschwarzwald, wenn es da -
rum ging, den europäischen
Hochadel ins rechte Licht zu set-
zen. Zu den Auftraggeberinnen
des in Paris residierenden Bild-
nismalers, dessen wichtigster Mit-
arbeiter sein jüngerer Bruder
Hermann Fidel Winterhalter
(1808−1891) war, zählten die Kai-
serinnen Eugénie aus Frankreich
und Elisabeth von Österreich
sowie Zarin Maria Alexandrowna
von Russland. Ihre Bildnisse
gehören zu den Glanzlichtern der
im Freiburger Augustinermuseum
präsentierten ersten großen Aus-
stellung, die Winterhalter in
Deutschland gewidmet ist. Zu
sehen sind 100 Bilder.

Die treueste Kundin Winterhal-
ters war Großbritanniens Königin
Victoria. Er weilte 1842 erstmals
am englischen Hof, um sie und
ihren Gatten zu porträtieren. Das
damals entstandene Bildnispaar
ist ausgestellt. Königin Victoria
und ihr Prinzgemahl Albert fühl-
ten sich auf diesen repräsentati-
ven Porträts, die dezent auf ihr
Eheglück hinweisen, bestens in
Szene gesetzt. Da her bestellte die
Königin den von ihr als charman-
ten, bescheidenen und interessan-
ten Mann bezeichneten Winter-
halter in den nächsten 20 Jahren
mit schöner Regelmäßigkeit zu
mehrwöchigen Aufenthalten nach
England. Er führte an die 120

Bildnisse des Königspaares und
seiner neun Kinder aus.

Winterhalters Porträts von
Männern wirken stets etwas steif
und langweilig, wie etwa das
Staatsgemälde von Kaiser Napole-
on III. (1860) zeigt. Seine Glanz-
leistungen vollbrachte der Jungge-
selle als Frauenmaler, indem er

seine Modelle leicht idealisiert
von ihrer Schokoladenseite prä-
sentierte. Kleidung und Schmuck
bringen Schönheit und Eleganz
der Frauen zur Geltung und zei-
gen ihren sozialen Status an.
Außerdem hatte er ein Gespür für
die „richtige“ Pose. Das beweisen

gerade die beiden wohl schönsten
Gemälde der Schau. In unge-
wöhnlich lässiger Haltung, die
verführerisch wirkt und doch
Respekt einfordert, präsentiert
sich „Prinzessin Anna von Hes-
sen“ (1858). Ein duftig transpa-
renter Tüllschleier umspielt das
rosa Kleid der Tochter des Prin-
zen Karl von Preußen, die mit
Prinz Friedrich Wilhelm von Hes-
sen-Kassel verheiratet war. Leicht
nach vorn gebeugt, hat sie die
Unterarme auf eine goldene Pol-
sterlehne gestützt, während sie
uns aufmerksam anblickt. 

Bezaubernder ist nur der Auf-
tritt der bis heute als „Sisi“ ver-
ehrten Kaiserin Elisabeth von
Österreich. Mit seinem Ganzfigu-
renporträt von 1865, in Freiburg
durch eine 1867 angefertigte Ko -
pie vertreten, hat Winterhalter
un ser Vorstellungsbild von der
Schönheit der Kaiserin maßgeb-
lich geprägt. „Sisi“ präsentiert
ihren Körper in Seitenansicht und
wendet das Gesicht den Bildbe -
trachtern zu. Doch ihr Blick und
ihre Lächeln gelten nicht uns. So
sieht verführerische Unnahbar-
keit aus. Veit-Mario Thiede

Bis 20. März im Augustinermu-
seum, Augustinerplatz, Freiburg
im Breisgau. Dienstag bis Sonntag
10 bis 17 Uhr. Eintritt: 7 Euro.
Telefon (0761) 2012531, Internet:
www.freiburg.de/museen. Der
Katalog (Arnoldsche Verlagsan-
stalt) kostet im Museum 29,80
Euro, im Buchhandel 39,90 Euro.

Noch bevor die großen Revo-
lutionen den finalen Punkt
hinter den Ersten Weltkrieg

setzten, kam es zu einer Kunst-
Revolution. Und die klang so: „jolif-
anto bambla ô falli bambla / grossi-
ga m’pfa habla horem / égiga gora-
men / higo bloiko russula huju.“

Mit einer „Dada“-Kindersprache
wie in Hugo Balls Lautgedicht
„Karawane“ reagierten Poeten,
Maler und Schauspieler auf das
große Sterben an der Front. „Un -
sinn gegen den Wahnsinn“ lautete
die Kampfansage der vor genau 100
Jahren in Gang gesetzten Dada-
Bewegung.

Keimzelle dieser Bewegung war
der Club Voltaire in Zürich. Am 
5. Februar 1916 eröffneten in einer
Meierei in Zürichs Altstadt ein paar
finanziell abgebrannte Poeten, die
vor dem Krieg in die neutrale
Schweiz geflüchtet wa ren, die
Künstlerkneipe in der Spiegelgas -
se 1. Der Initiator hieß Hugo Ball. In
München, wo er Dramaturg bei den
Kammerspielen war, hatte er die
Kabarettistin Emmy Hennings und
den Schriftsteller Richard Huelsen-
beck kennengelernt. Die drei trafen
sich in Zürich wieder, wo sie nach
einigen Hungerjahren im Club Vol-
taire zusammen mit dem Elsässer
Hans Arp sowie den Rumänen Tri-
stan Tzara und Marcel Janco den
harten Dada-Kern bildeten, der von
Zürich aus weite Wellen schlug. 

In Berlin gab es ein von Huelsen-
beck initiiertes Dadaistisches Mani-
fest, dem sich die Maler George
Grosz und John Heartfield an -

schlossen; Kurt Schwitters machte
sich in Hannover mit seinen dadai-
stischen „Merz“-Collagen einen
Namen; in Köln entwickelte sich
eine Dada-Gruppe um Max Ernst;
über die Franzosen Marcel Du -
champ und André Breton fand der
Dada den Weg in den Surrealismus
eines Salvador Dalí; einer der letz-
ten großen Dada-Lyriker war der
2000 gestorbene Österreicher Ernst
Jandl, und bis heute findet die Non-
sens-Kunst ihren Niederschlag in
Schlagern wie „Da da da“ der
Gruppe Trio oder in der Comedy
eines Helge Schneider.

Zum 100. Jahrestag wird in einer
Reihe von Veranstaltungen und

Buchveröffentlichungen der Kunst-
Bewegung gedacht. Im Cabaret Vol-
taire (cabaretvoltaire.ch) werden
vom 5. Februar bis 18. Juli rund 165
Dadaisten an 165 Feiertagen gewür-
digt. Am 5. Februar eröffnet dort
die Ausstellung „Obsession Dada“.
Das Kunsthaus Zürich (kunst-
haus.ch) versammelt vom 5. Febru-
ar bis 1. Mai in „Dadaglobe Recon-
structed“ in einem Buchprojekt
über 200 Kunstwerke und Texte,
welche Tristan Tzara 1921 von
Künstlern aus ganz Europa erhielt.
Das Landesmuseum Zürich (natio-
nalmuseum.ch) stellt vom 5. Febru-
ar bis 28. März Duchamps legendä-
re „Urinoir“ ins Zentrum der Aus-

stellung „Dada Universal“. Am 
13. Mai lädt das Festival „Zürich
tanzt!“ (zuerichtanzt.ch) am Haupt-
bahnhof zu „Dada tanzt!“. Auch die
Kunstbiennale „Manifesta 11“
(manifesta.org), die vom 11. Juni bis
18. September in Zürich stattfindet,
wird unter dem Zeichen von Dada
stehen (vollständiges Programm:
www.dada100zuerich2016.ch).

Im (Hans-)Arp-Museum Bahnhof
Ro landseck in Remagen (arpmu-
seum.de) wird am 14. Februar die
Ausstellung „Genese Dada – 100
Jahre Dada Zürich“ eröffnet. Unter
dem Motto „Eine Stadt ist Dada“
veranstaltet Pirmasens, die Ge -
burtsstadt Hugo Balls, vom 5. Fe -
bruar an ein „Fest des Irrsinns“.
Beim „Literarischen Frühling“ im
hessischen Frankenau (literari-
scher-fruehling.de), dem Geburts-
ort Huelsenbecks, wird sich nach
einer Soirée über den Dada-Mit-
gründer am 11. April auch der
Philosoph Peter Sloterdijk am 
17. April mit Dada beschäftigen. Die
Gründung des Club Voltaire nannte
er „die Sprengung der alteuropäi-
schen Sinn-Systeme durch die
Nullpunkt-Geste“. 

Hervorzuheben sind auch die
Neuveröffentlichungen „Dada-Al -
manach. Vom Aberwitz ästheti-
scher Contradiction. Lautgedichte
– Textbilder – Manifeste“, heraus-
gegeben von Andreas Trojan und
H.M. Compagnon (Manesse, 2016,
176 Seiten 39,95 Euro), und „Dada.
Eine Jahrhundertgeschichte“ von
Martin Mittelmeier (Siedler, 2016,
280 Seiten, 22,99 Euro). H. Tews

Winterhalter, „Schweizer Mäd -
chen aus Interlaken“ (ca. 1840)
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Viele Veranstaltungen
zum Dada-Jahr



Russen sind nicht gerade für
ihr Talent zur Malerei und
Architektur bekannt. Das

bedeutet aber nicht, dass sie kei-
nen Sinn für Kunst hätten. So be-
tätigten sie sich im späten 18. Jahr-
hundert erfolgreich als Kunstkäu-
fer in Europa. Ihre Zarin Kathari-
na die Große beispielsweise er-
warb die berühmten Gemälde-
sammlun gen der Deut schen Jo-
hann Ernst Gotzkowsky und Hein-
rich von Brühl, des Fran zosen
Pierre Cro zat oder des Briten Sir
Robert Walpole, um nur einige zu
nennen. Sie bildeten den Grund-
stock der 1764 gegründeten Erimi-
tage, für die der deut sche Baumei-
ster Leo von Klenze 1839 bis 1852
mit der „Neuen Ere mitage“ eines
der schön sten Muse en der Welt
schuf. 

Das weckte die Begehrlichkei-
ten der Stalinisten. Josef Stalins
Plan folgte der Losung „ein ho len
und überholen“ – den Kapita -
lismus nämlich, den man in Wehr-
kraft und Industrie abhängen
wollte. 1928 legte er den ersten
(von insgesamt) 13 Fünfjahresplä-
nen vor, die Russland im Eiltempo
von einem Agrar- zu einem Indu-
striestaat machen sollten. Die da-
für nötigen Technikimporte hoffte
der Diktator unter anderem mit
Kunstverkäufen ins Ausland fi-
nanzieren zu können. Eine ähnli-
che Methode der Devisenbeschaf-
fung praktizierte später die DDR
mit Alexander Schalck-Golod-

kowskis „Kommerzieller Koordi-
nation“: den eigenen Bürgern
Wertsachen stehlen und diese pro-
fitabel an den „Klassenfeind“ ver-
hökern. 

Zunächst erhoffte man sich rie-
sige Erlöse aus dem Verkauf von
Preziosen, die oft aus dem Besitz
von Privatleuten oder aus Kirchen
stammten und in der
Eremitage in 27
Schränken und elf Vi-
trinen zwischengela-
gert wurden:
Schmuck, Bronzen,
historische Münzen,
Emaillen aus Byzanz,
Elfenbein. Noch pro-
fitabler erschienen
die nach der Okto-
berrevolution „natio-
nalisierten“ privaten
Samm lungen mit
Wer ken von Sandro
Botticelli, Andrea del
Sarto, Antonio da
Correggio, Rem-
brandt van Rijn, Eu-
gène Delacroix und
anderer Genies des
15. bis 19. Jahrhun-
derts. 

Der Export wurde über das
1925 geschaffene „Kontor Anti-
quariat“ abgewickelt, das Kunstgü-
ter „zum Export“ verwaltete und
Riesengewinne verhieß. Von 1928
bis 1933 wurden rund 2880 Ge-
mälde verkauft, davon zirka 350
von „besonderem Kunstwert“ und

48 von „Weltbedeutung“. Der
deutsche Kunsthändler Franz
(Francis) Catzenstein-Matthiesen
wurde beauftragt, ein Gutachten
zu erstellen, welche Bilder aus
russischen Sammlungen wegen
ihres künstlerischen Werts keines-
falls zu verkaufen seien. Aber ge-
nau diese Raritäten fand Catzen-

stein-Matthiesen ab 1929 im An-
gebot bei Auktionen der Galerien
Lepke (Berlin), Colnaghi (London)
und Knoedler & Co. (New York).
Noch liefen die Geschäfte, und al-
lein 1929 wurden 5521 Kunstwer-
ke aus der Eremitage auf den
Kunstmarkt geworfen. Aber ab

1930 ließ die wirtschaftliche De-
pression den internationalen
Kunsthandel fast völlig versiegen,
und nach der „Machtergreifung“
der Nationalsozialisten unterstand
der deutsche Handel der Reichs-
kulturkammer. 

Panisch griffen die Sowjets zur
Vorzugsbehandlung solventer

Kunden, wovon zuerst der arme-
nische Ölmagnat Calouste Gul-
benkian – dank seiner „Iraq Petro-
leum Company“ einer der reich-
sten Männer der Welt – profitier-
te. Nach drei zähen Verhandlun-
gen kaufte er 51 Gemälde für den
lachhaften Gesamtpreis von

278900 Pfund. Vier Kunstwerke
überließ er der Pariser Galerie Na-
than Wildenstein, die anderen bil-
deten mit weiteren Bildern – dar-
unter Rembrandts „Pallas Athene“
und „Die Rück kehr des verlorenen
Sohnes“ sowie Peter Paul Rubens’
„Perseus und Andromeda“ – den
Grundstock des heutigen „Museu

Calouste Gulben -
kian“ in Lissabon. 

Gulbenkian be-
zahlte seine Käufe
mit Öl, womit Mos -
kau unzufrieden war
und so hielt es sich
an Andrew Mellon.
Der US-amerikani-
sche Bankier, Finanz-
minister von 1921 bis
1932 und anschlie-
ßende Botschafter in
London kaufte für
insgesamt 6 654 033
Dollar 21 Gemälde,
darunter Raffaels
„Madonna Alba“, Ti-
zians „Venus vor dem
Spiegel“, Jan van
Eycks „Verkündi-
gung“ sowie Werke
von Botticelli, Rem-

brandt, Frans Hals und Antonio
González Velázquez, für die ab
1937 die National Gallery of Art in
Washington entstand. 

Am 25. April 1931 erließ Stalins
Politbüro ein Verzeichnis der „un-
verkäuflichen Meisterwerke“,
1932 bekam die Eremitage die un-

verkauften Bilder zurück, am
4. November 1933 enthüllte die
„New York Times“ Details über
den Kunsthandel der Russen, den
diese zwei Wochen später völlig
aufgaben. Laut unvollständigen Li-
sten hatte man unter anderem
zehn Bilder Rembrandts, sieben
von van Dyke, vier von Rubens,
drei von van Eyck sowie je eines
von Botticelli, Velázquez, Bonifa-
zio Veronese, Perugino, Poussin
und Tizian verkauft, oft zu Schleu-
derpreisen, etwa Rubens’ Bild sei-
ner zweiten Frau Helena Four-
ment, das im Mai 1930 für 55000
Pfund den Besitzer wechselte.
Unterschätzt blieben die Samm-
lungen der Moderne mit Werken
von Paul Cézanne, Henri Matisse,
Pablo Picasso, Paul Gauguin oder
Aristide Maillol des russischen
Geschäftsmanns, Kunstsammlers
und -mäzens Sergej Schtschukin
und des Kunstsammlers Iwan Mo-
rosow. Lenin hatte sie 1918 enteig-
nen lassen, heute verlangt
Schtschukins Tochter Irina
25 Millionen Dollar Entschädi-
gung – ein Prozent des Schätzwer-
tes der Bilder. 

„Uron“ (Debakel) lautet seit
1934 das zähneknirschende Fazit
der Russen ob der eigenen künst-
lerischen und kommerziellen Ig-
noranz. Zu verschmerzen werden
die Einbußen wohl nie sein, auch
nicht durch die 1945 in Berliner
Museen geraubte „Trophäen-
Kunst“. Wolf Oschlies

Alexander Schalck-Golodkowski auf Russisch
Zur Devisenbeschaffung verscherbelten die Sowjets in den Jahren 1928 bis 1933 rund 2880 Gemälde, darunter 48 von »Weltbedeutung«
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Allgemeines Gedenken an alle
Die Wahrnehmung der Deutschen als Opfer: Gaucks Rede am 20. Juni 2015 zum Weltflüchtlingstag

Die Nichtwahrnehmung der Deut-
schen als Opfer bei gleichzeitiger
Kennzeichnung der Deutschen als
Täter bestimmte die Rede Joachim
Gaucks zum Gedenken der in
deutscher Kriegsgefangenschaft
umgekommenen russischen
Kriegsgefangenen am 6. Mai 2015
in Schloss Holte-Stukenbrock (sie-
he PAZ Nummer 3). Diese Kritik
kann dagegen nicht gegen den Text
der Rede erhoben werden, die der
Bundespräsident zum Weltflücht-
lingstag am 20. Juni
2015 gehalten hat. 

Gauck hat an jenem
20. Juni Flucht, Ver-
treibung, Hunger, Ver-
gewaltigungen und
Zwangsarbeit ein-
dringlich beim Na-
men genannt. Jahre-
lang, so Gauck, habe
„das Bewusstsein von
der Schuld der Deut-
schen jede Empathie
für die deutschen Op-
fer verdrängt. Heimat-
verlust wurde weitge-
hend akzeptiert als
vermeintlich zwangs-
läufige Strafe für die
Verbrechen von Deut-
schen.“ Zutreffend
weist Gauck auf den
inzwischen eingetre-
tenen Wandel im Ge-
schichtsbild hin: „So-
genannte ethnische
,Säuberungen‘ sind
heute überall – zu-
mindest in Europa –
als Mittel der Politik
diskreditiert, Vertrei-
bungen in der Vergan-
genheit werden zu-
nehmend als Unrecht
anerkannt.“

Unrecht – es gibt
kleines und großes. Das Ausmaß
des Unrechts der Vertreibung hat
Gauck in seiner Rede nicht ver-
schwiegen; er hat dazu eine Äuße-
rung des englischen Verlegers Vic-
tor Gollancz zitiert, die auch des-

halb bemerkenswert ist, weil Gol-
lancz, wenn er in Deutschland ge-
lebt hätte, aufgrund seiner jüdi-
schen Herkunft verfolgt worden
wäre. Das Zitat lautet: „Sofern das
Gewissen der Menschheit jemals
wieder empfindlich sein sollte,
wird diese Vertreibung als die un-
sterbliche Schande all derer im
Gedächtnis bleiben, die sie veran-
lasst oder die sich damit abgefun-
den haben. Die Deutschen wurden
vertrieben, aber nicht einfach mit

einem Mangel an übertriebener
Rücksichtnahme, sondern mit
dem denkbar höchsten Maß an
Brutalität.“ Im Abdruck der Rede
des Bundespräsidenten in einer
renommierten Tageszeitung fiel

interessanterweise gerade dieses
Zitat einer Kürzung zum Opfer.

So sehr es also zu begrüßen ist,
dass der Bundespräsident in seiner
die Deutschen als Opfer wahrneh-
menden Rede Klartext gesprochen
hat, so sehr verdient es der Zeit-
punkt seiner Rede, über diesen
nachzudenken; denn in dieser Re-
de stellt Gauck – nicht weniger als
70 Jahre nach dem 8. Mai 1945 –
fest: „Zum ersten Mal gedenkt
Deutschland an einem offiziellen

bundesweiten Gedenktag jener
Millionen von Deutschen, die am
Ende des Zweiten Weltkrieges ihre
Heimat verloren.“ An den Tod von
zwei Millionen Deutschen auf der
Flucht und durch Vertreibung und

an die rund 14 Millionen Vertrie-
benen in einem offiziellen bundes-
weiten Gedenktag zu erinnern,
mussten also 70 Jahre – fast ein
Dreivierteljahrhundert – vergehen.
Zusammengepackt wurde dieses
Gedenken an die eigenen Opfer
mit dem Schicksal der gegenwärti-
gen Flüchtlinge und Vertriebenen
aus aller Herren Länder; denn es
gibt nach wie vor keinen eigenen
bundesweiten nationalen Gedenk-
tag für die eigenen Opfer, sondern

eben nur ein allgemeines Geden-
ken an alle Opfer von Flucht und
Vertreibung überall in der Welt,
eingebettet in den universalen
„Weltflüchtlingstag“. Die Folgerung
aus dieser Verschmelzung ganz

unterschiedlicher Ereignisse ist
klar: Flucht und Vertreibung der
Deutschen als Opfer sind eigent-
lich – allgemein betrachtet – nichts
Besonderes. Zur Relativierung die-
ses Unrechts bedarf es dann nicht
einmal der Berufung auf den soge-
nannten Kontext, der bekanntlich
oft wie ein Popanz vor bestimmten
Darstellungen vor sich hergetragen
wird. Zutreffend hat Reinhard Mül-
ler in seinem Kommentar zur Rede
des Bundespräsidenten zum „Welt-

flüchtlingstag“ unter
der Überschrift „Unser
Selbstbild“ auf die Ge-
fahr hingewiesen, dass
„durch die Einbettung
der Vertreibung der
Deutschen und die
chronische Betonung
von Vorgeschichte und
Zusammenhängen das
genozidale Verbre-
chen an den Heimat-
vertriebenen ver-
blasst.“ Salopp formu-
liert: Der „Weltflücht-
lingstag“ gleicht einem
Eintopfgericht, in dem
sehr verschiedene Er-
eignisse miteinander
verrührt werden. 
Zutreffend ist in einem
Leserbrief unter der
Überschrift „Einge-
schmolzener Gedenk-
tag“ dazu zu lesen:
„Aber ich denke nicht,
dass die Einschmel-
zung eines nationalen
Gedenktages in einen
,Weltflüchtlingstag‘,
wie sie der Bundes-
präsident jetzt für die
zumindest bis in
Grenzzonen des Ge-
nozids exekutierte
Vertreibung der Deut-
schen aus ihren öst-

lichen Reichs- und Siedlungsgebie-
ten begründet hat, der tatsäch-
lichen Wucht und eigenen Einzig-
artigkeit der damaligen Gescheh-
nisse, zumal für uns Deutsche ge-
recht wird.“ Ingo von Münch 

Als Adolf Hitler am 6. Februar
1936 die Olympischen Winter-

spiele in Garmisch-Partenkirchen
eröffnete, fielen dicke Schneeflok-
ken vom Himmel. „Selbst das kann
er“, rief die Menge begeistert und
der Staats-, Regierungs- und Partei-
chef musste Autogramme schrei-
ben und wurde verehrt wie ein
Popstar. Für die nationalsozialisti-
sche Regierung waren die Spiele
eine wichtige Angelegenheit, galt
es doch unbedingt, das Deutsche
Reich als guten Gastgeber darzu-
stellen. „Die Szenerie der Bayeri-
schen Alpen superb, besonders
während des Sonnenauf- und 
-untergangs, die Bergluft belebend,
die rotbäckigen Mädchen in ihrer
Skikleidung insgesamt attraktiv, die
Spiele aufregend. Insgesamt ist den
Nazis eine großartige Propaganda-
veranstaltung gelungen“, schrieb
die US-amerikanische Nachrich -
ten agentur Universal News Servi-
ce, und der französische Botschaf-

ter André Francois-Poncet meldete
erleichtert nach Hause: „Alle Welt
ist begeistert.“ 

Dabei waren die Wettbewerbe
von Garmisch und Partenkirchen
– beide Gemeinden wurden extra
zu diesem Anlass vereint – nur
der Testlauf für die Sommerspiele
in Berlin. „Wenn in Garmisch-Par-
tenkirchen die geringste Störung
passiert, dann können die Olym-
pischen Spiele in Berlin nicht
durchgeführt werden, da auch alle
übrigen Nationen ihre Meldung
zurück ziehen würden“, schrieb
Karl Ritter von Halt an das Innen-
ministerium. Doch dazu sollte es
nicht kommen. Der damalige IOC-
Präsident Henri De Baillet-Latour
bezeichnete die Sportstätten als
„schönste Wintersportanlagen der
Welt“ und empfahl, die Spiele in
vier Jahren wieder nach Garmisch
zu vergeben. Doch dazu sollte es
nicht mehr kommen.

Peter Entinger

Olympische 
Winterspiele 1936

»Alle Welt ist 
begeistert«

Am 20. Juni 2015 im Schlüterhof des Deutschen Historischen Museums in Berlin: Der Bundespräsident bei seiner Rede aus
Anlass des ersten bundesweiten Gedenktages für die Opfer von Flucht und Vertreibung Bild: pa

Schnäppchen aus Russland bilden den Nukleus ihres Bestandes: National Gallery of Art
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Säulen machten ihn berühmt
Vor 200 Jahren wurde der Buchdrucker und Werbepionier Ernst Litfaß geboren

Louis Heinrich Christian
Köhler, am 5. September
1820 als Sohn eines Tisch-

lermeisters in
Braunschweig ge-
boren, ist einer
jener Zuwande-
rer Königsbergs,
die, schon jung in
die Stadt der rei-
nen Vernunft ge-
kommen, völlig
zum Königsber-
ger wurden. 1847
als zweiter Mu-
sikdirigent am
Stadttheater ver-
pflichtet, ließ er
sich als Klavier-
pädagoge nieder
und hatte solche
Erfolge, dass er
eine Musikschule
für Klavier und
Theorie gründe-
te. Auch das Mu-
sikkritikeramt an
der Hartung-
schen Zeitung
fiel ihm nach Fer-
dinand Raabes
A u s s c h e i d e n
1847 zu.

Bald war sein
Ruf in Musikkrei-
sen so groß, dass zahlreiche aus-
wärtige Komponisten und Piani-
sten nach Königsberg kamen, um

sich von ihm kritisieren zu las-
sen. Dann fand er in der neuen
Heimat seine Frau Johanna, die

Tochter des bekannten Königs-
berger Buchhändlers Ludwig
Bornträger. So wurde er zum

echten Königsberger, Bürger ei-
ner Stadt, die er bis zu seinem
Hinscheiden am 16. Februar

1886 nicht mehr
verließ.

Köhler hatte in
seiner Jugend in
B ra u n s chwe i g
neben dem Kla-
vier auch Orgel
und Violine spie-
len gelernt. Er
wurde Geiger am
Hoftheater und
gab bereits mit 15
Jahren Klavier-
unterricht. Mit 19
Jahren veranstal-
tete er in Pots-
dam ein erfolg-
reiches Konzert,
worauf eine rei-
che Verwandte
ihm die Mittel
gab, in Wien sich
zu vervollkomm-
nen. Dort stu-
dierte er von
1839 bis 1843 ei-
sern, auch bei 
Ignaz Ritter von
Seyfried, der mit
Ludwig van Beet-
hoven zusammen
Johann Georg Al-

brechtsbergers Schüler gewesen
war. Köhler übte täglich acht bis
zwölf Stunden. 

„Zur Klaviervirtuosität“, sagte
er einmal, „fühle ich zwar in al-
len zehn Fingern starken Beruf
und die allergrößte Lust, aber
zur Virtuosenlaufbahn ebenso
wenig, weil ich alles persönliche
Herausstellen, das Einheimsen
des üblichen Beifalls und den
Genuss des sogenannten Ruh-
mes für meine Person nicht lei-
den konnte, während ich mich
zu allem Musik machen und zur
Komposition umso mehr hinge-
zogen fühlte.“

In Wien komponierte Köhler
neben vielem anderen eine Sin-
fonie und ein Streichquartett in
strengem Stil. Eines Tages aber
traf Walther von Goethe, sein
Mitschüler und Freund, ihn da-
bei an, den eisernen Ofen seines
ärmlichen Zimmers mit seinen
Kompositionen und Manuskrip-
ten zu heizen. „Dies Autodafé“,
erzählte Köhler später, „war mei-
ne erste kritische Tat.“

Seine Kompositionen der Chö-
re zu Euripides’ „Helena“ wur-
den in Wien wiederholt aufge-
führt und günstig beurteilt,
ebenso seine Ouvertüre zur Ko-
mödie „Phormio“ von Publius
Terentius Afer. Wieder in Braun-
schweig, ging dort seine vierakti-
ge Oper „Maria Dolores“ mit sol-
chem Erfolg über die Bühne,
dass Louis Spohr sie für Kassel
verlangte.

Aber seine Opern genügten
Köhler nicht. Er plagte sich mit
opernreformatorischen Ideen,
und als bald danach Richard
Wagner auf den Plan trat, sah er
diese in jenem verwirklicht und
zog die eigenen Werke, bestürmt,
sie weiter aufführen zu lassen,
sämtlich zurück. Er war unerbitt-
lich kritisch gegen sich und be-
wies damit seine große Eignung
zum Kritiker. 

In Königsberg war Köhler, der
längst auch das Dirigieren gelernt
hatte, Musikdirigent des „Sänger-
vereins“. Von sei-
ner Tätigkeit am
Stadttheater zeu-
gen Zeichnungen
Fritz Bornträgers,
die ihn zeigen,
wie er eine Probe
und eine Auffüh-
rung von Wolfgang Amadeus
Mozarts „Don Juan“ dirigiert. 

Aus seiner Musikschule gingen
Hermann Goetz, Adolf Jensen,
Alfred Reisenauer, Valesca von
Facius und viele andere Schüler
hervor. Seine Methode des Kla-
vierspiels legte Köhler in wissen-
schaftlichen Werken und Klavier-
schulen fest; sie gewannen Welt-
ruf. Das später von ihm übernom-
mene Haus seiner Schwiegermut-
ter Klara Josephe Bornträger ge-
borene Dorn wurde der Sammel-
punkt angesehener Dichter, Ge-

lehrter, Maler, Musiker und
Schöngeister, darunter auch Fer-
dinand Gregorovius. So gewann
Köhler eine hochgradige univer-
selle Bildung hohen Grades. Sie
spiegelt sich bei seiner vollkom-
menen Beherrschung alles Musi-
kalischen im Gedankenreichtum
seiner ästhetischen Abhandlun-
gen und seiner glänzenden Mu-
sikkritiken, die zudem auch noch
in einem eleganten und humor-
vollen Stil geschrieben sind.

Die Überschätzung einzelner
Künstler blieb ihm fremd. Seine

große Liebe zu
den Klassikern
hielt ihn nicht ab,
die Romantiker
zu bewundern
und der neuen
Richtung zu fol-
gen. So war, wie

bereits angedeutet, ein begeister-
ter Anhänger Wagners. Nur gegen
jede anspruchsvolle und unwahre
Scheinkunst verhielt er sich ent-
schieden ablehnend, wenn ihn
auch seine Güte vor nörgelndem
Tadel bewahrte, er vielmehr stets
objektiv und gerecht urteilte. Von
der Verehrung seiner Schüler
zeugte auf dem Neuen Traghei-
mer Friedhof ein Bronzemedail-
lon mit Widmung auf dem dunk -
len Granitgrabstein, der ihm bald
nach seinem Tode gesetzt wurde.

E.B.

Trotz der mittlerweile hinzuge-
kommenen Konkurrenz durch
Hörfunk, Fernsehen und Internet
wird die Gesamtzahl der Litfaß-
säulen in Deutschland immer
noch auf 67000 geschätzt. Mit
50000 stehen die meisten Exem-
plare dieser runden Sache im
Dienste der Werbung für
kulturelle Veranstaltungen. Am
11. Februar 1816 kam ihr Namens-
geber in Berlin zur Welt.

Ernst Litfaß’ Familie ist seit dem
17. Jahrhundert mit dem Drucke-
reiwesen verbunden gewesen. In
Berlin gründete sein Vater glei-
chen Namens 1805 eine Drucke-
rei, die in den Befreiungskriegen
durch Extrablätter berühmt wur-
de. Acht Tage nach der Geburt des
Sohnes starb der Vater und der
Stiefvater übernahm den Betrieb.
Ernst selber machte eine Buch-
händlerlehre und unternahm Bil-

dungsreisen in die westeuropäi-
schen Hauptstädte Paris, London
und Brüssel. 1845 übernahm er
die Firmenleitung vom Stiefvater.
Wenige Jahre darauf geriet der
später vielfach von der Obrigkeit
Geehrte mit selbiger in Konflikt.
Litfaß‘ im Revolutionsjahr verleg-
ter „Berliner Krakehler“ wurde
verboten und musste eingestellt
werden. 

Auf weniger staatlichen Wider-
stand stieß Litfaß
mit seinen inno-
vativen Werbei-
deen. Als erster
druckte er Pla-
katgroßflächen
bis 20 mal 30 Fuß
(6,3 mal 9,4 Me-
ter) und Bunt-
druck. Geschich-
te jedoch schrieb
er mit seinen An-
s ch l a g sä u l e n .
Angeblich störte
ihn das um sich
greifende wilde
Plakatieren in
Berlin. Mögli-
cherweise hatte
der umtriebige
We r b e ex p e r te
aber auch eher
das Interesse der
Obrigkeit an ge-
ordneteren Ver-
hältnissen im
Auge. Jedenfalls
bot er dem Berli-
ner Polizeipräsi-
denten Karl Lud-
wig Friedrich von
Hinckeldey an,
auf eigene Ko-
sten „Anschlag-
säulen auf fiskali-
schem Straßent-
errain zwecks
unentgeltlicher
Aufnahme der
Plakate öffent-
licher Behörden
und gewerbsmä-
ßiger Veröffentli-
chungen von Pri-
vatanzeigen“ zu
errichten. Als

Gegenleistung forderte er das
Monopol für die Plakatierung in
der Stadt. Die Obrigkeit ließ sich
auf das Geschäft ein.

1855 begann Litfaß vereinba-
rungsgemäß in der Hauptstadt mit
der Errichtung von 100 Anschlag-
säulen und den Umbau von 50
Brunnen und Pissoirs durch Holz-
verkleidungen zu Annoncier-Säu-
len. Die erste Säule entstand an
der sogenannten Ziegenbockswa-
che in der Münzstraße, wo heute
ein Denkmal an Litfaß und seine
innovative Erfindung erinnert. 

Ganz Werbefachmann machte er
aus der öffentlichen Präsentation
der Säulen ein „Event“, ein Me -
dien ereignis. Für die Einweihung
wurde extra eine Annoncier-Polka
komponiert. Und die Anschlag-
spediteure erhielten eine eigene
Uniform, die bei der Gelegenheit

auch gleich
v o r g e s t e l l t
wurde. Die
Litfaßsäulen,
wie sie bald
genannt wur-
den, erwiesen
sich als voller
Erfolg und
1865 wurde
ihre Zahl noch
einmal um ein

Drittel auf nunmehr 200 erhöht. 
Die Einnahmen nutzte der „Kö-

nig der Reklame“ teilweise für
wohltätige Zwecke, was ihm ein
entsprechendes Sozialprestige be-
scherte. So wurde er 1861 Kom-
merzienrat, 1863 Hofbuchdrucker
und 1867 Geheimer Kommerzien-
rat. In den beiden letzten Ei ni -
gungs kriegen erhielt er das Mono-
pol auf die Erstveröffentlichung
von Kriegsdepeschen und Sieges-
bulletins. Gute drei Jahre nach der
Reichsgründung, am 27. Dezember
1874, starb der „Säulenheilige“
während einer Kur in Wiesbaden.
Die Anschlagskonzession verloren
seine Erben 1880 an das Kon kur -
renz un ter neh men Nauck & Hart-
mann. Doch sein Geschäft, heute
„Ernst Litfaß‘ Erben“ geheißen,
blieb ebenso erhalten wie der Na-
me Litfaßsäule. Manuel Ruoff

Robert von Benda, der am
18. Februar 1816 in Liegnitz

zur Welt kam, studierte Rechtswis-
senschaften in München und Ber-
lin. Danach trat er in die preußi-
sche Verwaltung ein. Dort stieg er
bis zum Regierungsassessor auf.
Als Folge der 48er Revolution be-
ziehungsweise deren Scheiterns
stießen seine liberalen Ansichten
zunehmend auf Missfallen. Dar-
aufhin bat er um die Entlassung
aus dem Staatsdienst, die ihm
1849 gewährt wurde. Anschlie-
ßend erwarb er für 65000 Taler
das bei Neukölln gelegene Ritter-
gut Rudow. 

In der Folgezeit kümmerte sich
der Rittergutsbesitzer zum einen

um die ihm gehörigen Ländereien,
zum anderen engagierte er sich
politisch. So zog der nunmehrige
Junker 1858 ins Preußische Abge-
ordnetenhaus ein. Der Zweiten
Kammer des Landtags gehörte er
vier Jahrzehnte bis 1898 an, ab
1870 sogar im Amte des Vizepräsi-
denten. Ebenso saß er zwischen
1887 und 1899 im Brandenburgi-
schen Provinziallandtag sowie ab
1868 im Reichstag des Norddeut-
schen Bundes beziehungsweise
des Kaiserreichs. Dabei vertrat der
Liberale zunächst die Deutsche
Fortschrittspartei (DFP). Nach de-
ren Spaltung über die Indemni-
tätsvorlage wechselte er zur

rechtsliberalen und bismarck -
freundlichen Nationalliberalen
Partei (NLP), zu deren unbestritte-
nen Führern er zählte.

Benda, der bei den Wahlen zum
Reichstag im Wahlkreis Wanzleben
antrat und dort meist zwischen 60
und 80 Prozent der Stimmen er-
hielt, engagierte sich besonders in
der Budgetkommission und im
Etats-Ausschuss. Obwohl er bei
seiner parlamentarischen Arbeit
seine liberale Gesinnung nicht ver-
leugnete, genoss er die ausdrückli-
che Wertschätzung Kaiser Wil-
helms II. Der Monarch fand auch
in seinen Memoiren „Ereignisse
und Gestalten“ anerkennende
Worte für den Rittergutsbesitzer:

„Einer Einladung auf den
Landsitz Bendas … bin ich gern
gefolgt. Daraus entstand ein re-
gelmäßiger Besuch einmal im
Jahre. Die Stunden im Rudo-
wer Familienkreise, in denen
von den talentierten Töchtern
die Musik eifrig gepflegt wur-
de, sind mir in guter Erinne-
rung geblieben. Die politi-
schen Gespräche zeigten, dass
Herr von Benda einen weiten
Blick besaß. Er hat mir man-
chen wertvollen Rat für die
Zukunft erteilt.“

Dem Vernehmen nach soll es
während der Treffen zwischen
den beiden Persönlichkeiten
sehr zwanglos zugegangen
sein. Selbst in Anwesenheit
seines Königs und Kaisers leg-
te Benda strikte preußische

Sparsamkeit an den Tag. So ging
der Wein gelegentlich schon wäh-
rend der Mahlzeiten zur Neige
und auf den Tisch kamen nur ver-
gleichsweise zwei Gänge. Dann
schlug die Stunde des Hausdieners
und Kutschers Franz Girlich, der
den hohen Gast im Vertrauen dar-
auf hinwies, dass die Küche seines
Herrn ihr Pulver bereits verschos-
sen habe und er umgehend zugrei-
fen müsse, wenn er nicht hungrig
von der Tafel aufstehen wolle:
„Majestät, essen Sie …, es gibt
nischt mehr!“

Robert von Benda starb am
16. August 1899 in Rudow.

Wolfgang Kaufmann

Sparsamer Preuße
Der Nationalliberale Robert von Benda

Sein schärfster Kritiker war er selbst
Vor 130 Jahren starb der Königsberger Klavierpädagoge, Komponist sowie Musikkritiker und -schriftsteller Louis Köhler

Wahlkönigsberger aus Braunschweig: Louis Köhler

In Wien verheizte er
eigene Kompositionen

und Manuskripte

B
ild

. a
ct

io
n

 p
re

ss

Nahe dem Berliner Alexanderplatz in der Münzstraße: Ernst-Litfaß-Denkmal mit
dem Konterfei des Geehrten Bild: Beek 100
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Erpressbar geworden? Um die Asylantenkrise in den Griff zu bekommen, sicherte Kanzlerin Angela Merkel der Regierung von An-
kara EU-Gelder in Höhe von drei Milliarden Euro zu. Und das soll erst der Anfang weiterer Zahlungen sein Bild: action press

Leserbriefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der der Redaktion decken muss.
Von den an uns gerichteten Briefen
können wir nicht alle, und viele nur
in Auszügen, veröffentlichen. Alle
abgedruckten Leserbriefe werden
auch ins Internet gestellt.

Zu: Die Zeit läuft ab (Nr. 2)

Die Verfasser des Grundgeset-
zes formulierten das Asylgesetz
Artikel 16a(1) folgendermaßen:
„Politisch Verfolgte genießen
Asylrecht.“ Sie versprachen damit
allen politisch Verfolgten der ge-
samten Welt die Gewährung von
Asyl in Deutschland. 

Praktisch ist dieses Versprechen
selbst bei einem Lebensstandard
der gesamten Bevölkerung auf
dem Existenzminimum nicht ein-
lösbar. Unerfüllbare Versprechen
als Gesetz zu formulieren, ist klar
im Widerspruch zu Kants katego-
rischem Imperativ: „Handle so,
dass die Maxime deines Willens
zugleich als Prinzip einer allge-
meinen Gesetzgebung dienen
kann.“

Für die Bundeskanzlerin Ange-
la Merkel war es ein humanitärer
Imperativ, Flüchtlinge, die sich an
der Außengrenze zur EU stauten,
in unbegrenzter Zahl nach
Deutschland einzuladen. Sie setz-
te sich damit über EU-Recht und

den Grundgesetzartikel 16a(2)
hinweg, nach dem Flüchtlinge
hier keinen Rechtsanspruch auf
Asyl haben, wenn sie über ein
EU-Land einreisen. Außerdem
brach sie mit ihrer Entscheidung
auch ihren Amtseid, der sie ver-
pflichtet, das Grundgesetz und die
Gesetze des Bundes zu wahren
und zu verteidigen. 

Es kann keine
m o r a l i s c h e
Pflicht der Kanz-
lerin sein, sich
aus humanitären
Gründen über
bestehende Ge-
setze und eidli-
che Verpflichtungen hinwegzuset-
zen und dem Volk, dem sie zu
dienen hat, die materiellen Folgen
ihres Gesetzes- und Eidbruchs
aufzuerlegen. Es könnte unter
moralischen Gesichtspunkten
nicht Gesetz werden, dass eine
Kanzlerin oder ein Kanzler ohne
Auftrag vom Volk unter Missach-
tung von Gesetzen und des Amts -
eids nach humanitären Empfin-

dungen regiert und das Volk bela-
stet. 

Mit ihrer Rechtsanmaßung
miss achtete die Kanzlerin nicht
nur die grundgesetzliche Ord-
nung, sondern verletzte auch das
Eigentum und Herrschaftsrecht
des Volkes, das nun die Kosten für
die Versorgung der illegal einge-
reisten Flüchtlinge zu tragen hat.

Unser Steuergeld
wird auf diese
Weise völlig wi -
derrechtlich ver-
wendet. 

Nach Paragraf
823 des Bürger-
lichen Gesetz-

buchs ist die Bundeskanzlerin
Steuerzahlern zum Ersatz des aus
ihrem rechtswidrigen Verhalten
entstandenen und weiterhin ent-
stehenden Schadens verpflichtet.
Mit ihrer hohen „Gesinnungs-
ethik“, die allerdings bei ihr über
ihrer „Verantwortungsethik“ ran-
giert, sollte die Kanzlerin ihrer
Verpflichtung zum Schadenersatz
auch ohne gerichtliche Aufforde-

rung nachkommen. Sie sollte ihr
Vermögen und ihr Einkommen
bis auf den Sozialhilfesatz an die
Steuerkasse übertragen. Da die
Kosten für ihre eigenmächtige
Flüchtlingspolitik in die Milliar-
den gehen, wird sie für immer in
der Schuld deutscher Steuerzah-
ler stehen. Die gleiche moralische
und rechtliche Verpflichtung trifft
selbstverständlich auch alle mit-
verantwortlichen Unterstützer
der rechtswidrigen Flüchtlingspo-
litik von Kanzlerin Merkel. 

Eine Kanzlerin und andere
maßgebende Politiker, die die
grundgesetzliche Ordnung miss -
achten, sind in einer Demokratie
nicht tolerierbar. Nach Artikel
21(2) des Grundgesetzes sind Par-
teien, die nach dem Verhalten ih-
rer Anhänger darauf ausgehen,
die freiheitlich demokratische
Grundordnung zu beeinträchti-
gen oder zu beseitigen und den
Bestand der Bundesrepublik
Deutschland zu gefährden, verfas-
sungswidrig. Dieter Bliesener,

Hamburg

Zu: Werden den Worten Taten fol-
gen? (Nr. 2)

Nein, die angekündigten Geset-
zesänderungen werden so gemä-
ßigt ausfallen, dass sich nichts än-
dern wird. Die Bundesregierung
wird an ihrer verantwortungslo-
sen Asylpolitik festhalten. Die rot-
rot oder rot-grün geführten Lan-
desregierungen werden sich wei -
terhin verweigern und Milde wal-
ten lassen. Die in der Silvester-
nacht stattgefunden Übergriffe auf
Frauen werden sich leider wie -
derholen. Und nicht nur Frauen

müssen mittlerweile in Deutsch-
land um ihre Sicherheit fürchten.
Diese von der Bundesregierung
herbeigeführte illegale unkontrol-
lierte Massenzuwanderung größ-
tenteils aus dem orientalischen
Kulturraum, ganz besonders auch
von jungen Männern, verschärft
schon vorhandene Probleme mit
Parallelgesellschaften und soge-
nannten „No-go-Areas“, Tabuzo-
nen in die sich keiner hineintraut. 

Es ist doch politischer Wille
und schon lange durchgeführte
Praxis, Straftaten von Bürgern mit
„Migrationshintergrund“ und den

jetzt neu in Millionenhöhe dazu-
kommenden „schutzsuchenden
Flüchtlingen“ kleinzureden und
zu vertuschen. Wir haben hier
doch schon lange eine „Zweiklas-
senjustiz“. Ich habe in meinen
mittlerweile mehr als 60 Lebens-
jahren noch keine Bundesregie-
rung erlebt, die so offensichtlich
Politik gegen das eigene Volk
macht und Deutschland so viel
Schaden zufügt.

Ja, Frauen und Männer wacht
auf und wählt diese Damen und
Herren Politiker ab, von denen
sich einige als Deutschlandhasser

hervortun und den Bürgern glau-
ben machen wollen, sie könnten
mit pädagogischen Maßnahmen
diesen „Mit- und Neubürgern“ ih-
re archaische, auf eine totalitäre
Religion basierende Herrenmen-
schen-Mentalität ausreden. Ich
wünsche mir für Deutschlands
Zukunft endlich Volksabstim-
mungen und eine Politik der Ver-
nunft statt Ideologie, Meinungs-
freiheit statt Meinungsdiktatur so-
wie Anstand und Ehrlichkeit statt
Verlogenheit und Scheinheilig-
keit. Barbara Kanwischer,

Braunschweig

Ein Rechtsverstoß

Unfaire Demontage

Zu: Lügensalat (Nr. 1)

Bei der Diskussion über die
Flüchtlingskrise wird zumeist das
UNHCR vergessen. Das Flücht-
lingshilfswerk der UN schützt
und unterstützt Flüchtlinge ge-
mäß seinem Auftrag aus Artikel 2
und 35 der Abkommen über die
Rechtsstellung der Flüchtlinge
(1951) beziehungsweise ihres Pro-
tokolls (1967). Es hilft Flüchtlin-
gen und Vertriebenen durch
rechtlichen Schutz, humanitäre
Hilfe wie auch bei der freiwilligen
Rückkehr, der Integration oder ih-
rer Umsiedlung.

Im Jahr 2004 hat das UNHCR
die EU zur Weiterentwicklung ih-
res Flüchtlingsrechts aufgefordert.
Es müsse ein gemeinsamer euro-
päischer Asylantrag entwickelt
werden. Derzeit ge hören die Ver-
triebenen der Libanon-Krise,
Tschad/ Darfur, Syrien, Südsudan,
Afghanistan sowie Irak zu den
größten Missionen. Alles Relikte
der Kolonialzeit!

Zur Deckung der Ausgaben ist
das UNHCR fast vollständig auf
freiwillige Zahlungen von Staaten,
Organisationen aller Art und
Spenden von Privatpersonen an-
gewiesen. Dabei steht es in Kon-
kurrenz zu anderen humanitären
Organisationen. Während 2014
Deutschland in der Liste der
Spender noch zu den fünf größten
Gebern gehörte, war es 2015 nicht
unter den ersten zehn zu finden.

Die Wirkung des UNHCR wird
seit Jahren dadurch beeinträch-
tigt, dass die Zuwendungen für
seine Programme deutlich unter-
halb der als notwendig ermittel-
ten Höhe liegen. So betrugen die
2014 verfügbaren Mittel 3,6 Milli-
arden US-Dollar und damit nur
55 Prozent der erforderlichen
Summe. Für die Versorgung der
syrischen Flüchtlinge in der Re-
gion sind von Januar bis Septem-
ber 2015 sogar erst 37 Prozent der

von den UN Anfang des Jahres er-
betenen 4,5 Milliarden Dollar
überwiesen worden. Die verfüg-
baren und seit 2014 stark zurück -
gehenden Mittel reichen nicht
aus, um die zirka 60 Millionen
Vertriebenen in aller Welt heimat-
nah, in einer gewohnten kulturel-
len Umgebung und nicht zuletzt
kostengünstig zu versorgen.

Die EU-Kommission hat sich in
der Zwischenzeit – ihrer Qualifi-
kation entsprechend – um den
Krümmungsradius der Gurken
und die Flammenhöhe der Tee-
lichte gekümmert. Die EU, und
Deutschland voran, spendet lie-
ber drei Milliarden Euro an die
Türkei statt an das UNHCR und
verpulvert Zigmilliarden für die
interne Bewältigung der Flücht-
lingskrise. Jährlich! Da kommen
dem Finanzminister Schäuble die
zehn Milliarden Überschuss in
der Bilanz für 2015 (wenn er sich
denn nicht verrechnet hat) gerade
recht. Unsereins kommen da nur
die Tränen des Zorns.

Die Frage ist, wer dieser Regie-
rung die Zielvorgaben macht.
Kanzlerin Merkel kann es nicht
sein, sie turnt mit ihrem Außen-
minister in aller Welt herum. Auf
der Flucht vor der eigenen Ver-
antwortung erteilen sie dem Rest
der Welt weise Ratschläge. Wenn
sie sich denn nicht von ihrem
Weg abbringen lässt, so sollte sie
uns doch wenigstens ihr Ziel nen-
nen. Das Spiel heißt nicht Blinde-
kuh. Manfred Voss,

Oldendorf

Zu: Die Zeit läuft ab (Nr. 2)

Nachdem in den vergangenen
Tagen einige „neue Parameter“
rund um das Thema Flüchtlings-
krise bekannt geworden sind,
dürfte folgende Gesamtschau
nicht uninteressant sein: Die Steu-
erzahler des Landes Niedersach-
sen müssen für „Verpflegung, sozi-
ale Betreuung und Sicherheits-
dienst“ 45 Euro pro „Flüchtling“
und Tag aufbringen, macht 1350
Euro pro „Flüchtling“ und Monat.
Für eine vierköpfige „Flücht-
lings“-Familie mithin 5400 pro
Monat. Dabei sind Kosten für Ge-
sundheit, Unterkunft und Energie
noch nicht berücksichtigt. 

Nach jahrzehntelanger Bei-
tragszahlung beträgt der Tagessatz
einer Durchschnittsrente aktuell
37,76 Euro. Dieser Betrag muss
dann allerdings für alles reichen.
Im Haushaltsplan des Landes
Niedersachsen wurden für das
Jahr 2016 insgesamt 1,3 Milliar-
den Euro zur Bewältigung der
„Flüchtlingskrise“ berücksichtigt.
Statistisch betrachtet müssen die
niedersächsischen Steuerzahler
somit 3 561643 Euro pro Tag für
die Flüchtlingspolitik der Kanzle-
rin aufbringen, obwohl laut einer
Umfrage (Dezember 2015) 57 Pro-
zent der repräsentativ befragten
Bundesbürger mit dieser Politik
nicht einverstanden sind.

Gänzlich unberücksichtigt
bleibt offensichtlich, dass die mit
Abstand größte Mehrzahl der
„Flüchtlinge“ weder einen An-
spruch auf Asyl hat, noch unter
den „Flüchtlingsstatus“ der Gen -
fer Flüchtlingskonvention fällt. 

Nach Artikel 16a Absatz 1 des
Grundgesetzes (GG) genießen po-
litisch Verfolgte Asylrecht. Und in
Artikel 16a Absatz 2 GG steht: Auf
Absatz 1 kann sich nicht berufen,
wer aus einem Mitgliedsstaat der
Europäischen Gemeinschaft oder
aus einem anderen Drittstaat ein-
reist, in dem die Anwendungen
des Abkommens über die Rechts-
stellung der Flüchtlinge und der
Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfrei-
heiten sichergestellt ist. 

Laut Artikel 1A der Genfer
Flüchtlingskonvention ist ein
Flüchtling eine Person, die „aus
der begründeten Furcht vor Ver-
folgung wegen ihrer Rasse, Reli-
gion, Nationalität, Zugehörigkeit
zu einer bestimmten sozialen
Gruppe oder wegen ihrer politi-
schen Überzeugung sich außer-
halb des Landes befindet, dessen
Staatsangehörigkeit sie besitzt,
und den Schutz dieses Landes
nicht in Anspruch nehmen kann
oder wegen dieser Befürchtungen
nicht in Anspruch nehmen will“. 

Da bereits zu bezweifeln ist,
dass es sich bei all den „Flüchtlin-
gen“, die auf dem Landweg in die
Bundesrepublik einreisen, um po-
litisch Verfolgte im Sinne des Ar-
tikel 16a Absatz 1 GG handelt, je-
doch alle „Flüchtlinge“ aus-
nahmslos über mindestens einen
sogenannten sicheren Drittstaat
im Sinne des Artikel 16a Absatz 2
GG in die Bundesrepublik einge-
reist sind und damit keinen An-
spruch auf Asyl genießen, halten
sie sich hier illegal auf. 

Nun wurde jüngst auch noch
bekannt, dass ein ehemaliger Prä-
sident des Bundesverfassungsge-
richts in einem Rechtsgutachten
zur Flüchtlingspolitik zu dem Er-
gebnis kommt, dass „zwischen
dem Gesetz und der Rechtswirk-
lichkeit noch niemals eine solch
große Lücke klaffte“. Die Bundes-
kanzlerin Angela Merkel verstößt
mit ihrer Flüchtlingspolitik also
ganz eindeutig gegen das Grund-
gesetz. Horst-Werner Nilges,

Bad Grund

Blindekuh-Spiel

Zu: Der Feind heißt Deutschland
(Nr. 3)

Die Argumentation ist interes-
sant, betrifft aber sicher nur die
emotionale Unterfütterung, die
natürlich nicht zu unterschätzen
ist und die die Merkel-Sturheit
erklärt. Das Wesentliche sind aber
sicher die Vorgaben der Hinter-
grundmächte. Schließlich wurde
Merkel bereits Ende der 90er Jah-
re in mindestens drei Super-Lo-
gen aufgenommen. Mit einem
Nachfolger Schäuble würde es
auch nicht besser, gehört er doch
einer der mächtigsten Super-Lo-
gen, „Der Ring“, an. Hier fungier-
te er lange Zeit sogar als „Meister

vom Stuhl“. In dieser Loge sitzt er
einträchtig vereint mit EZB-Chef
Mario Draghi und Bundesbank-
Chef Jens Weidmann. 

Vielleicht sollten Sie Ihre Leser
mal mehr über diese Dinge auf-
klären, auch die vielen Signalge-
sten. Man kann dann besser er-
kennen, was nur als Schaukampf
zur Irreführung oder Beruhigung
des Publikums gedacht ist wie
zum Beispiel die Aktionen um
Horst Seehofer. Er wird nie ohne
Signalgesten präsentiert. 

Sonst bin ich immer dankbar
für Ihre Zeitung. Ich gebe sie auch
immer an mehrere Interessierte
weiter. Luise Kellinghusen,

München

Leserbriefe bitte an: Preußische
Allgemeine Zeitung, Leserfo -
rum, Buchtstraße 4, 22087
Hamburg, Fax (040) 41400850
oder per E-Mail an redaktion@
preussische-allgemeine.de

Zu: Merkel sitzt fest (Nr. 3)

Auch ich gehöre zu den Men-
schen, die meinen, dass Kanzlerin
Angela Merkel ihre Arme viel zu
weit geöffnet hat. Ich glaube auch,
dass sie sich selber über ihren
selbstzerstörerischen Satz am
meisten ärgert. Es gibt aber im-
mer noch reichlich viele Deut-
sche, denen es mit der Zuwande-
rung nicht genug werden kann. 

Andererseits gibt es keinen Po-
litiker, der über so eine Durchset-
zungskraft verfügt und internatio-
nal gewaltige Anerkennung ge-
nießt. Ich bin der Meinung, dass
sich unsere Zeitung nicht an der
Demontage der Kanzlerin beteili-

gen sollte. Ein konstruktiver Hin-
weis auf die Bildung eines Krisen-
stabes – oder wie man es auch
immer nennen mag – einschließ-
lich Opposition und Flüchtlings-
vertreter als Anregung durch un-
sere Zeitung, würde ihr besser zu
Gesicht stehen.

Ich möchte auch daran erin-
nern, dass bei Beginn der Flücht-
lingswelle die Kanzlerin genötigt
wurde, sich doch endlich zu dem
Thema zu äußern. Das tat sie auch
nach einigem Zögern, und sie hat-
te die Schreihälse massenhaft auf
ihrer Seite. Sie jetzt allein dafür
„verhaften“ zu wollen, finde ich
unfair. Peter Karstens,

Eckernförde

Signalgesten der Mächtigen

Rechtsbruch der Kanzlerin

Merkels humanitärer
Imperativ ist eine

Belastung fürs Volk

Türken kriegen Geld,
UNHCR die Krümel

Politik der Vernunft statt der Ideologie
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KOD protestiert
gegen Regierung

Allenstein – Am 23. Januar sam-
melten sich in der Allensteiner Alt-
stadt die Anhänger des Komitet
Obrony Demokracji (Komitee zur
Verteidigung der Demokratie),
KOD, um gegen die Politik der der-
zeitigen Regierung zu protestier-
ten. Die KOD ist eine im November
2015 ins Leben gerufene Bürgerbe-
wegung, welche gegen die totale
Vereinnahmung der politischen
Szene sowie staatlicher Institutio-
nen mit undemokratischen Mitteln
protestiert. Eine solche wirft sie
der seit der Parlamentswahl 2015
alleinregierenden Partei Recht und
Gerechtigkeit (PiS) vor . Die Prote-
ste waren von Gegendemonstratio-
nen der rechtsextremen politi-
schen Organisation Ruch Narodo-
wy (Nationale Bewegung) und der
Partei KORWiN begleitet. Die
Gegendemonstranten brachten Fo-
tos von Stalin und Angela Merkel
mit. An beiden Demonstrationen
nahmen ungefähr 400 Personen
teil. Proteste der KOD fanden in 36
Städten in Polen statt. In der Wo-
iwodschaft Ermland und Masuren
wurden sie in Allenstein, Elbing
und Lyck veranstaltet. E.G.

Immer mehr Menschen im Kö-
nigsberger Gebiet verlieren
ihre Arbeit. Dieser Trend hält

schon seit dem vergangenen
Frühjahr an. Die Zahl der Arbeit-
suchenden übersteigt die der
freien Stellen deutlich. Gefragt
sind lediglich noch Fachleute im
Bereich Verkauf, Bankgewerbe,
im Bau und in der Medizin. Die
Anzahl der Stellenangebote ist
im vergangenen Jahr um 40 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr ge-
schrumpft. Ein Großteil der Ar-
beitsuchenden sind Männer. Die
meisten haben einen mittleren
Berufsabschluss, einen höheren
etwa 20 Prozent. Das monatliche
Durchschnittseinkommen bei den
angebotenen Stellen liegt bei um-
gerechnet 360 Euro, während die
meisten ein Gehalt von 421 Euro
erwarten.

Die Situation auf dem Arbeits-
markt wirkt sich auch auf diede-
mografische Entwicklung aus. Die
Arbeitsimmigranten aus Mittel-
asien, meist Usbeken und Tad-
schiken, sind in Folge des rasan-
ten Rubelverfalls oftmals in ihre
Heimat zurückgekehrt. Man sieht
sie weniger auf den Straßen, was

auch die Statistik belegt, nach der
bereits über 30 Prozent Nordost-
preußen verlassen haben. Wobei
die zwischenzeitliche Stabilisie-

rung des Rubel im vergangenen
Jahr zum gegenteiligen Prozess
geführt hatte. Steigt der Rubel,
steigt auch die Zahl der Arbeits-

immigranten, freie Stellen werden
knapp.

Einhergehend mit der steigen-
den Arbeitslosigkeit nehmen  so-

ziale Probleme zu. Laut einer Um-
frage der staatlichen Agentur
VZIOM gaben 30 Prozent der Be-
fragten an, dass Verwandte oder
Bekannte erst kürzlich ihre Arbeit
verloren hätten. Allerdings glaub-

ten die meisten von ihnen auch,
dass sie bald wieder einen Ar-
beitsplatz finden könnten. Dane-
ben gab ein Drittel an, keine 
Rücklagen bilden zu wollen für
den Fall, dass sie arbeitslos wer-
den. Der Grund dafür ist, dass sie
nichts zum Sparen haben.

Das Königsberger Gebiet steht
noch vor einem besonderen Risi-
ko, worüber Gouverneur Nikolaj
Zukanow bereits mehrfach seine
Besorgnis gezeigt hat: 150 000
Einwohner des Königsberger Ge-
biets könnten ihre Arbeit verlie-
ren, sollte in diesem Jahr das Ge-
setz über die Sonderwirtschafts-
zone wegfallen. J.T.

Nach einer längeren Frostperiode
war im Januar in Königsberg erst-
mals zur Freude der Kinder Schnee
gefallen. Zeit, die alte Rodelbahn
im Stadtpark zu nutzen – doch die
Verwaltung des Parks bereitete der
Freude ein Ende, indem sie eine
kostenpflichtige Rodelbahn ein-
richtete. Nach Bürgerprotesten
schritt Bürgermeister Alexander
Jaroschuk ein. 

Zur großen Freude der Kinder
war im Januar in Königsberg end-
lich Schnee gefallen. Zeit, mit
Schlitten und anderen Hilfsmit-
teln in den Stadtpark zu ziehen,
um von der dort gelegenen größte
Erhöhung der Stadt zu rutschen.
Das Vergnügen teilten sich Kinder
und Erwachsene. Die Rodelbahn
im Stadtpark hat Tradition. Die er-
sten Russen in Ostpreußen nutz-
ten sie schon bald nach dem
Krieg. Und das nicht zufällig,
denn vor dem Krieg war der Hü-
gel im Park Luisenwahl bei den
Königsbergern als Ort von Win-
tervergnügen sehr beliebt. Des-
wegen kann man ohne Übertrei-
bung sagen, dass dieser Hügel im
Park der Königin Luise seit über
100 Jahren nicht an Popularität
verloren hat. 

Doch nach dem großen Spaß des
ersten Schneetages erwartete die
Parkbesucher eine böse Überra-
schung: Der Rodelhügel war mit ei-
ner Sandschicht überzogen. An
Schlittenfahren war hier nicht
mehr zu denken. Dafür war un-
mittelbar neben der zerstörten Ro-
delbahn eine neue entstanden –

allerdings eine kostenpflichtige.
Die Kosten für eine Abfahrt betru-
gen umgerechnet 60 Cent. Eine
Karte für sechs Abfahrten kostete
2,60 Euro. Den Tarif hatte die Ver-
waltung des Parks festgelegt, der
wohlbemerkt ein städtischer ist.
Nach Angaben der Verwaltung be-
trugen die Kosten für das Anlegen
der Schneebahn rund 24000 Euro,
Kosten, die nun wieder hereinge-
holt werden müssten. Das wäre na-
türlich nicht möglich gewesen mit
einem kostenlosen Abhang in un-
mittelbarer Nähe. Die Parkverwal-
tung ging auf Nummer sicher und
nahm den Bürgern das kostenlose
Schneevergnügen. Doch sie hatte

die Rechnung ohne
den Wirt gemacht,
denn die Parkbesu-
cher sahen nicht
ein, für ein Vergnü-
gen zu zahlen, das
bisher kostenlos
war. Zumal Kinder
sich nicht mit einer
einmaligen Fahrt
zufrieden geben,
sondern sich im
Schnee austoben und die seltene
Gelegenheit zum Schlittenfahren
mitten in der Stadt ausgiebig nut-
zen wollen. 60 Cent für eine Fahrt
sind da nicht gerade wenig. Zum
Vergleich: Für die gleiche Summe

können Kinder vier mal in öffent-
lichen Verkehrsmitteln fahren. Bis
zum siebten Lebensjahr werden sie
ohnehin kostenlos befördert.

Als die öffentliche Empörung
über die Zerstörung der freien

Schlittenbahn immer größer wur-
de, versuchte die Parkverwaltung,
sich mit unglaubwürdigen Erklä-
rungen aus der Affäre zu ziehen..
Es hieß, sie sei um die Sicherheit
der Kinder besorgt gewesen, da
die alte Schlittenbahn zu vielen
Verletzungen bei Kindern geführt
habe, weil sich am Ende der Bahn
ein Bach und viele Bäume befin-
den. Angeblich stamme der Sand
vom Ufer des Bachs, und die Kin-
der hätten ihn mit ihren Schlitten
und Schuhen selbst auf der
Rutschbahn verteilt. 

Wegen der öffentlichen Empö-
rung nahm sich schließlich Bür-
germeister Alexander Jaroschuk
der Sache an. Er ordnete die
Parkverwaltung an, den vorheri-
gen Zustand des Parks wieder
herzustellen. „Die Stadtbewohner
sollen so rodeln wie die Königs-
berger rodelten. Künftig wird
nichts mehr abgestreut, weil das

eine völlige
D u m m h e i t
ist!“ Der
Bürgermei-
ster war hier
in seiner
K i n d h e i t
selbst gerne
gerodelt.

I n z w i -
schen hat ei-
ne Abord-
nung der
Stadtverwal-
tung den Zu-
stand des
Hügels in-
spiziert. Er

ist wieder mit Schnee bedeckt
und steht zum Schlittenfahren
bereit. Sand wurde nur am Ende
aufgetragen, als natürliche Brem-
se für die Schlitten. 

Jurij Tschernyschew

Schlittenbahn im Park Luisenwahl: Schneevergün-
gen heute (o.) und vor dem Krieg (u.). Bei beiden
Bildern ist im Hintergrund die Luisenkirche zu se-
hen Bilder: J.T. (oben), Archiv (u.)

Widerstand 
gegen Asylheim

Treuburg – Das Amt für Ausländer
hat das öffentliche Ausschrei-
bungsverfahren für ein Flüchtlings-
lager in Treuburg für ungültig er-
klärt. Grund dafür war der erhebli-
che Widerstand der Einwohner
und der Selbstverwaltung. Ein
Flüchtlingslager wird in Treuburg
nicht entstehen. Arkadiusz Szy-
manski, Generaldirektor des Amtes
für Ausländer, begründete dies da-
mit, dass die Sicherheit der zu-
künftigen Lagerbewohner gefähr-
det sein könnte und es zu Störun-
gen der öffentlichen Ordnung
kommen könne. Vorraussetzung
für die Unterbringung von Flücht-
lingen sei eine positive Einstellung
der Einwohner und der Selbstver-
waltung. Das Amt beobachte hin-
gegen eine zunehmend ablehnen-
de Haltung, die durch die medialen
Berichte über die Migrantenkrise
in Europa noch verstärkt werde.
Das Amt für Ausländer hatte es bis-
her noch nie mit so starkem Wider-
stand gegen eine Flüchtlingsunter-
kunft zu tun. E.G.

Störungen des
Verkehrs

Allenstein – Straße Nr. S7:
Liebemühl [Miłomłyn], Baustelle.
Straße Nr. 7: Liebemühl [Miło-
młyn] – Osterode [Ostróda],
Baustelle; Zalusken [Załuski] –
Napierken [Napierki], Baustelle.
Straße Nr. 7j: Zalusken [Załuski] –
Neidenburg [Nidzica], Baustelle.
Straße Nr. 16: Osterode [Ostróda]
– Martenshöh [Marciniaki], Bau-
stelle. Straße Nr. 22: Elbing
[Elblag] – Fichthorst [Jegłownik],
Baustelle. Straße Nr. 51: Allen-
stein [Olsztyn] – Pagelshof [Ame-
ryka], Baustelle. Straße Nr. 59: Fa-
rienen [Faryny] – Friedrichshof
[Rozogi], Baustelle. E.G.

Gefahr durch Wegfall
des Gesetzes zur

Sonderwirtschaftzone

Nr. 5 – 5. Februar 2016  

Schlittenbahn seit
über 100 Jahren

Aufregung um »historische« Rodelbahn
Verwaltung witterte Geschäftsmodell im Königsberger Park Luisenwahl – Bürgerproteste stoppten den Plan

Arbeitslosigkeit im Königsberger Gebiet steigt
Selbst Menschen mit mittlerem und hohem Berufsabschluss bedroht – Viele Arbeitsimmigranten ziehen fort

Auf dem Rückzug: Immigranten aus Usbekistan und Tadschikistan finden kaum Arbeit Bild:  J.T.
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zu den an unsere Familie gestell-
ten Suchfragen, die ganz oben auf
der Schwierigkeitsskala stehen,
gehören die der Kinder aus der
Kriegsgeneration, die zwar bereits
das Seniorenalter erreicht haben,
aber immer noch nach ihrer Iden-
tität suchen, da ihre Herkunft –
aus welchen Gründen auch immer
– verschwiegen wurde. Als sie er-
fuhren, dass ihre Eltern nicht die
leiblichen waren, konnten diese
nicht mehr befragt werden – sie
hatten zumeist die wahre Her-
kunft ihres angenommenen Kin-
des ihm gegenüber nie erwähnt,
weil sie befürchteten, es zu verlie-
ren. So kommt es, dass sich noch
heute ältere Menschen an uns
wenden, die endlich wissen
wollen, woher sie stammen, wer
ihre leiblichen Eltern waren
und ob es vielleicht noch Ver-
wandte gibt.

Eine dieser Suchgeschichten,
die im vergangenen Jahr in un-
serer Kolumne erschienen, hat
Frau Heidrun Dallach aus Rais-
dorf veranlasst, sich an uns zu
wenden und uns ihren Fall vor-
zutragen. Er gehört zu den
schwierigsten, die uns in den
letzten Jahren unterbreitet wur-
den: Frau Dallach glaubt näm-
lich noch heute als nun 70-jäh-
rige Seniorin, dass sie nicht das
leibliche Kind ihres Vaters ist,
obgleich sie in einer intakten
Familie mit Eltern und Ge-
schwistern aufwuchs und erst
nach dem Tod ihrer Mutter von
diesem „Familiengeheimnis“ er-
fuhr, das sie seitdem zu klären
versucht. Und dabei sollen wir ihr
helfen. Aber da gibt es doch einige
Stolpersteine, die wir umgehen
müssen. Denn die Angaben zu
diesem Fall beruhen weniger auf
konkreten Fakten als auf Vermu-
tungen, die mündlich geäußert
wurden – „verraten“, wie Frau
Dallach schreibt – und die wir in
der übermittelten Form nicht
weitergeben können, um nicht
Persönlichkeitsrechte zu verlet-
zen. So manch eine Familienfama
hat sich schon als haltlos erwiesen
und damit zu Irrungen geführt.
Das haben wir auch in unserer
langen Familiengeschichte erfah-
ren müssen. Also versuchen wir es
einmal mit einer Klarlegung der
Dinge im Rahmen der uns gegebe-
nen Möglichkeiten:

Frau Dallach kam als Heidrun
Paßlack am 18. März 1945 in ei-

nem Flüchtlingslager in Kopenha-
gen zur Welt. Dieses Datum hat ih-
re Mutter bei der späteren Einrei-
se nach Deutschland angegeben,
als Eltern wurden sie und ihr Ehe-
mann Lothar Paßlack eingetragen.
Der richtige Geburtstermin soll
allerdings der 18. April 1945 ge-
wesen sein. Dieses Datum kam
erst spät durch eine Verwandten-
aussage zutage. Nun war im Som-
mer 1944 Lothar Paßlack in Italien
stationiert. Demnach käme er auf-
grund des letztgenannten Ge-
burtsdatums als Vater von Hei-
drun kaum in Frage – so die Ver-
mutung der Tochter, die sich bis-
her vergeblich um eine Klärung
der Vaterschaft bemüht hat. Ihre
Nachforschungen erbrachten bis-
her keine konkreten Hinweise, zu-
mal es auch nicht viele Zeitzeu-
gen mehr geben dürfte, die das
Ehepaar Paßlack gekannt haben,

das 1944 in Ostrolenka wohnte.
Dort hatten sie einen Untermieter
mit Namen Enzmann (die
Schreibweise kann auch anders
lauten), einen Oberapotheker, der
im Raum Hildesheim beheimatet
war. Wer kannte ihn und weiß,
was aus ihm geworden ist, er
könnte auch noch im Krieg gefal-
len sein? Die Familie Paßlack, die
aus Königsberg und Lötzen
stammt, pflegte nach dem Krieg
im Raum Eutin viele Verbindun-
gen zu ostpreußischen Landsleu-
ten. Ihre Heimatliebe hat sich auf
Heidrun Dallach übertragen, die
auch in den Aquarellen der be-
gabten Malerin zum Ausdruck
kommt – ihre erste Malschülerin
war übrigens eine 81-jährige Ost-

preußin. (Heidrun Dallach, Dorf-
straßw 52 in 24223 Raisdef, Tele-
fon 04307/390.)

Zu den Adoptivkindern, die erst
spät ihren richtigen Namen erfuh-
ren, gehört auch Frau Renate-The-
rese Schauer aus Berlin, deren
Suchwunsch wir in der Neujahrs-
ausgabe brachten. Sie ist die leib-
liche Tochter von Richard Ost-
rowski aus Arys, der nach Anga-
ben von Frau Schauer bereits
1942 an der Ostfront gefallen ist.
Die Fünfjährige ging zusammen
mit ihrer Großmutter Marie Ku-
berka geborene Czychi auf die
Flucht, getrennt von ihrer Mutter
Helene Ostrowski geborene Ku-
berka, die im Oktober 1945 ver-
starb. Renate wurde von ihren
Pflegeeltern adoptiert und nahm
auch deren Namen an. Natürlich
weiß die heute 75-Jährige, dass es
nach so langer Zeit schwierig sein

wird, Angehörige der in dem
Bericht genannten Familien zu
finden, die alle in Masuren be-
heimatet waren. Und so ist Frau
Schauer für jeden Hinweis
dankbar, selbst wenn er nur ein
Strohhalm ist. Als solchen kann
man wohl die Angaben betrach-
ten, die unser immer um Mit-
hilfe bemühte Leser Dirk Oel-
mann aus Oranienburg zu die-
sem Suchfall macht. „Vielleicht
habe ich eine gute Nachricht
für Frau Schauer“ meint er in
seinem kurzen Schreiben, aber
wir dürfen die Erwartungen
nicht zu hoch ansetzen. Der
Grund: In den von Frau Schau-
er gemachten Angaben wie
auch in denen von Herrn Oel-
mann wird zwar der Soldaten-
tod des Feldwebels Richard
Ostrowski bestätigt, aber die
Daten stimmen nicht überein.

Nach Frau Schauer ist ihr Vater
am 15. April 1913 in Arys geboren,
nach Herrn Oelmann am 15. April
1914 in Ranten. Auch die Todesda-
ten driften auseinander, Frau
Schauer gibt das Jahr 1942 an,
Herr Oelmann notiert: gefallen
am 1. Juli 1941. Bei seiner Recher-
che ist Herr Oelmann auch auf
den Familiennamen Czychi gesto-
ßen. Ein Schütze dieses Namens,
Willi Gottlieb Czychi, *1. April
1909 in Skomatzko, Kreis Lyck gilt
seit dem 22. Juni 1941 als ver-
misst. Es sind nur ein paar Mo-
saiksteinchen, aber vielleicht hel-
fen sie Frau Schauer doch in ihren
Bemühungen, etwas Licht in das
Dunkel ihrer Familiengeschichte
zu bringen, ein wenig weiter. 

Das wünscht sich auch Herr Dr.
Dittmar Wingsch aus Bendestorf.
Aber seine Suchfrage führt noch
weiter in die Vergangenheit zu-
rück, denn sie betrifft seinen Ur-
großvater Gottlieb Wingsch, gebo-
ren am 28. August 1857 – aber
wo? Das ist der Kernpunkt seines
Anliegens, mit dem er sich an un-
sere Ostpreußische Familie wen-
det, nachdem seine bisherigen
Forschungen kein Ergebnis er-
bracht haben, obgleich sie wirk-
lich sehr intensiv waren. Herr Dr.
Wingsch hat nicht nur selber in
deutschen und litauischen Archi-
ven geforscht, sondern auch aner-
kannte Familienforscher beauf-
tragt und sogar die Namensbera-
tung/forschung der Universität
Leipzig bemüht. Die befasste sich
mit der ethnologischen Herkunft
des Urgroßvaters und erklärte,
dass der litauische Name Vingis –
nachgewiesen als Wings, leicht
auch Wingsch gesprochen – ein-
gedeutscht worden ist. Und im
„Wörterbuch aus Prußenland“
fand der Suchende eine Defini-
tion des Wortes
„winksch/wingsch“, das aus dem
„Landprußischen“ ins Deutsche
übersetzt so viel bedeutet wie „al-
tes Gebäude, das dem Sturm nicht
mehr Stand hält“. Der Name
kommt also aus dem nördlichen
Ostpreußen, das in seiner jahr-
hundertealten Siedlungsgeschich-
te immer wieder litauische Sied-
ler aufnahm, die eine Sprachver-
wandtschaft mit der prussischen
Urbevölkerung aufwiesen. Dass
der Urgroßvater von Herrn Dr.
Dittmar Wingsch mit großer
Wahrscheinlichkeit aus diesem
Gebiet stammt, ergibt sich aus sei-
nem Lebenslauf: Gottlieb
Wingsch heiratete am 6. Septem-
ber 1857 in Gerskullen, Kirch-
spiel Lengwethen und muss dort
auch bis zu seinem Tode gelebt
haben, denn er verstarb am 18. Ju-
ni 1871 in dem ebenfalls zu die-
sem Kirchspiel gehörenden Bai-
ningkehmen auf unglückliche
Weise: Der 42-Jährige ertrank
beim Baden – wahrscheinlich in
der Scheschuppe, dem späteren
Ost-Fluss. Herr Dr. Wingsch hofft
nun, dass ihm unsere Leser helfen
könnten, den Herkunftsort seines
Urgroßvaters zu finden. „Ich stelle
mir vor, dass Leser durch Hinweis
auf die angeführten Einzelheiten
angeregt werden könnten, in ih-
ren Ahnenlisten nachzusehen, ob
sich darin mein Familienname
oder ein ähnlicher befindet“, be-
gründet er seinen Wunsch und
hofft sehr auf weiterführende
Hinweise. (Dr. Dittmar Wingsch,
Kleckerwaldstraße 64 in 21227

Bendestorf, Telefon 04183/6047,
E-Mail: bbk@wingsch.de)

Auch im nächsten Fall gab es
bisher keine Forschungsergeb-
nisse, was eigentlich verwunder-
lich ist, denn er betrifft keinen Na-
men aus Ahnenlisten und Famili-
enchroniken, sondern eine Per-
sönlichkeit des öffentlichen Le-
bens. Denn als solche kann man
wohl den ehemaligen Bürgermeis-
ter von Rastenburg, Feodor Wie-
wiorowski bezeichnen, um den es
sich bei dem Anliegen handelt,
das Frau Edith Kaes, Kreisgemein-
schaft Rastenburg, uns über-
mittelt. Gefragt sind vor allem Hei-
matforscher, denn in die Ägide
dieses von 1879 bis 1897 amtie-
renden Bürgermeisters fällt ein für
die Kreisstadt bedeutendes Ereig-
nis: der Rathausbau am Wilhelms-

platz. Über die Eröffnung im Jahr
1886 dürfte damals viel berichtet
worden sein, vielleicht lässt sich
darüber in Privatarchiven etwas
finden. Über den Lebenslauf die-
ses immerhin 18 Jahre als Stadt-
oberhaupt von Rastenburg tätigen
Mannes ist wenig bekannt, er soll
aus Königsberg stammen. „Viel-
leicht weiß ja ein Leser der Ost-
preußischen Familie etwas über
Wiewiorowski“, hofft Frau Kaes.
(Kreisgemeinschaft Rastenburg,
Telefon 02236/840913, E-Mail:
edith,kaes@t-online.de)

Und nun sind wieder die Heral-
diker unter unseren Lesern ge-
fragt. Diesmal handelt es sich
nicht um ein Stadtwappen wie das
von Königsberg, dessen rätselhafte
Buchstaben ja geklärt werden
konnten, sondern um ein Famili-

enwappen. Das wunderschöne
Stück befindet sich im Museum
Heinrichswalde, Kreis Elchniede-
rung, das von Direktor Wjatsches-
law Kent geleitet wird. Er möchte
nun wissen, um was für ein Wap-
pen es sich handelt, und wendet
sich deshalb an unsere Redaktion
mit der Bitte um Hilfe bei der Auf-
klärung. Die konnten wir ihm lei-
der bisher nicht leisten, denn
auch uns gibt das Wappen Rätsel
auf. Zweifellos handelt es sich um
ein Familienwappen wie der Na-
menszug beweist, aber dieser ist
nicht einwandfrei zu erkennen.
Unsere Vermutungen fokussieren
sich auf den Namen Schruetter,
der aber in keinem Register oder
Archiv zu finden ist. Nun ist es
fraglich, ob es das Wappen einer
Familie ist, die im nördlichen Ost-

preußen beheimatet war, da wir
nicht wissen, wie es in den Fun-
dus des Heimatmuseums Hein-
richswalde gelangte. Eine vage
Vermutung aufgrund der abgebil-
deten Insignien: Könnte es zu ei-
nem Zweig der bekannten ost-
preußischen Adelsfamilie „von
Schroetter“ gehören, deren Besit-
zungen zum Teil im nördlichen
Ostpreußen lagen? Ich bin sicher,
dass wir dem russischen Mu-
seumsleiter bald eine befriedigen-
de Antwort geben können. 

Eure

Ruth Geede

OST P R E U S S I S C H E FA M I L I E

Alle in der »Ostpreußischen Familie« abgedruckten Namen und Daten werden auch ins

Internet gestellt. Eine Zusendung entspricht somit auch einer Einverständniserklärung! 

Familienwappen aus dem Bestand
des Heimatmuseums Heinrichswalde

Lewe Landslied, 
liebe Familienfreunde,

Wer weiß etwas? Wer kennt die-
sen lieben Menschen? Wer kann
weiter helfen?

Das schwere Schicksal der
Vertriebenen hat bei den Betrof-
fenen und ihren Nachkommen
unendlich viele Fragen aufge-
worfen. Ruth Geede sucht in ih-
rer Rubrik „Die ostpreußische
Familie“ nach den Antworten.
Die Schriftstellerin und Journali-
stin wurde 1916 in Königsberg
geboren. Seit 1979 ist sie die
„Mutter“ der Ostpreußischen Fa-
milie. Ihre Kenntnis und ihre Le-
benserfahrung halfen bereits
vielen hundert Suchenden und
Wissbegierigen weiter. Es geht

um das Auffinden verschollener
Familienmitglieder und Freunde,
um Ahnenforschung oder wich-
tige Fragen zur ostpreußischen
Heimat.

Anfragen an: Redaktion Preu-
ßische Allgemeine Zeitung,
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,
r e d a k t i o n @ p r e u s s i  s c h e -
allgemeine.de
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Am letzten Januarwoche-
nende ist in verschiedenen
Orten Oberschlesiens der

Opfer der Oberschlesischen Tra-
gödie gedacht worden. Im ehema-
ligen Internierungslager für Deut-
sche in Lamsdorf im Landkreis
Neisse [Nysa) wurde neben einer
Andacht der Film „Eine nicht er-
zählte Geschichte“ von Martin Tu-
mulka, Dariusz Panza und Krzysz-
tof Stanek präsentiert, die für die
Medienproduktionsgesellschaft
der Deutschen Minderheit tätig
sind. Der Film erzählt die Ereig-
nisse von 1945 aus der Sicht deut-
scher Zeitzeugen. Des Weiteren
waren Vertreter der Deutschen
Minderheit an Gedenkveranstal-
tungen in Krappitz [Krapkowice],
Beuthen-Miechowitz [Bytom-Mie-
chowice], Myslowitz [Myslowice]
und Schwientochlowitz-Eintracht -
hütte [Swietochlowice-Zgoda] be-
teiligt.

Solche Veranstaltungen haben
für viele Deutsche im Land etwas

Befreiendes. Nach Jahrzehnten der
Tabuisierung hatten besonders
Wissenschaftler des Instituts für
Nationales Gedenken (IPN,
Instytut Pami� ci Narodowej) gro-
ßen Anteil, dass offizielle kommu-
nale und staatliche Vertreter nicht
mehr am Thema der Tragödie von
1945 vorbeikommen. In der Woi -
wodschaft Schlesien ist der 30. Ja-
nuar heute sogar ein offizieller Ge-
denktag, in der Woiwodschaft Op-
peln veranstaltet der Verband der
deutschen sozial-kulturellen Ge-
sellschaften in Polen (VdG) die
größeren Gedenkfeiern. Am 31. Ja-
nuar zeigte das öffentlich-rechtli-
che polnische Fernsehprogramm
eine Dokumentation und eine De-
batte – wohlgemerkt nicht im Sen-
defenster für die deutsche Volks-
gruppe, sondern im „regulären“
Sendebetrieb. In der Debatte er-
klärte der Leiter der Deutschen
Bildungsgesellschaft (DBG), Wal-
demar Gielzok, er sei 1989 erst-
mals mit dem Begriff einer „Ober-

schlesische Tragödie“ konfrontiert
worden und zwar von Professor
Franciszek Marek, dem ersten
Rektor der 1991 gegründeten Op-
pelner Universität. „Schon die er-
sten Sätze haben mich geschockt,
denn für Marek ist die Tragödie
nicht das Grauen 1945, für ihn
liegt die Tragödie in der Gründung

der Deutschen Minderheit. Das
zeigt, wie wenig Sensibilität für
dieses Thema gezeigt wurde, denn
man muss sich einmal vorstellen:
Ein Universitätsrektor würde zum
Beispiel in Wolhynien (im soge-
nannten Ostpolen) die wolhyni-
sche Tragödie beschreiben und da-
bei nichts über Massaker dort be-

richten, sondern nur über die Tra-
gödie der sich organisierenden
polnischen Verbände“, sagte Giel-
zok.

Doch nach diesem Strickmuster
setzt sich die Deutung auch Wohl-
gesonnener nach Jahrzehnten der
Umerziehung fort. Dabei geht es
nicht um die Negierung des Leids

an sich. Nur wird den Opfern heu-
te oft eine andere Nationalität an-
gedichtet. Durchgesetzt hat sich
unter anderem die Lesart, mit dem
Terminus „Oberschlesische Tragö-
die“ nur Verbrechen der Roten Ar-
mee und von Vertretern der neuen
kommunistischen Verwaltungsor-
gane zusammenzufassen. Auf die-

se Weise ist der Schwarze Peter bei
„den Kommunisten“. Der sich
1945 bei der Gelegenheit berei-
chernde oder gar Gewaltakte be-
gehende Otto Normalpole fällt aus
dem Raster der Erwägung. Be-
sonders in die Sowjetunion Ver-
schleppte spielen im Gedenken
heute eine herausragende Rolle,
während die Vertreibung kaum
Debatteninhalt ist. Hintergrund
dafür ist, dass das Gedenken im
Grunde nur der verbliebenen ein-
heimischen Bevölkerung gilt und
nicht der Gesamtheit der regiona-
len Gesellschaft anno 1945. Diese
wird rückwirkend entzweit. Viele
offizielle Vertreter auf den Ge-
denkveranstaltungen bezeichnen
die Opfer als „Schlesier“, nicht als
Deutsche. Dies löst unter der pol-
nischen Mehrheitsbevölkerung die
Annahme aus, es handele sich um
polnisch optierende (Ober-)Schle-
sier. Auch diese gab es, doch die
Gewichtung gerät aus den Fugen.
Die heftigste aller regionalen De-

batten um das Leid der Einheimi-
schen 1945 hebt sich damit deut-
lich von der über die Preußische
Tragödie in Ost- und Westpreußen
ab, da dort nur wenige heimatver-
bliebene masurische Opfer Gefahr
laufen, aus der deutschen Nation
herausgerechnet zu werden.

Und selbst das Portal des Min-
derheitsdachverbandes VdG geht
der Lesart des Terminus auf den
Leim. Dort heißt es dieser Tage:
„Die Oberschlesische Tragödie ist
ein Begriff, der die Verbrechen der
Roten Armee und der polnischen
Kommunisten gegenüber der
deutschen Bevölkerung in Ober-
schlesien im Jahr 1945 und in den
späteren Jahren“ zusammenfasst.
So ist die Bandbreite der Tragödie
nicht wirklich realisiert, dass auch
die polnische Gesellschaft als sol-
che Schuld auf sich geladen hat
und nicht allein Kommunisten.
Und diese sind oft nur ein beque-
mes Synonym für Moskau.

Edmund Pander

Nur die halbe Wahrheit
Wie am 70. Gedenktag in der Republik Polen der Opfer der Oberschlesischen Tragödie gedacht wird

ÖST L I C H VO N OD E R U N D NE I S S E

Die deutschen Opfer werden zu Polen 
gemacht und die nichtkommunistischen Polen

unter den Tätern verschwiegen
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Arno Bleyer
* 5. 2. 1931 

Brahmannsdorf, Kr. Angerapp
heute 13599 Berlin, Simonring 12

Wir gratulieren herzlich
Ingrid, Elke und Christian, 

Uwe und Claudia und Kinder

85

Anzeige

2016
11. bis 13. März: Arbeitstagung der Kreisvertreter in Helmstedt
9. bis 10. April: Arbeitstagung der Deutschen Vereine im 

ostpreußischen Sensburg
15. bis 17. April: Seminar der Kulturreferenten in Helmstedt
18. bis 20. April: Arbeitstagung der Landesfrauen in Helmstedt
18. Juni: Sommerfest im ostpreußischen Allenstein
25. bis 26. Juni: IV. Sommerolympiade der ostpreußischen Jugend

in Sensburg
9. bis 11. September: Geschichtsseminar in Helmstedt
8. Oktober: Landestreffen Mecklenburg-Vorpommern
10. bis 16. Oktober: Werkwoche in Helmstedt
21. bis 23. Oktober: 8. Deutsch-Russisches Forum „Zukunft braucht

Vergangenheit“ in Berlin (geschlossener Teilnehmerkreis)
31. Oktober bis 2. November: Kulturhistorisches Seminar für Frau-

en in Helmstedt
4. November: Arbeitstagung der Landesgruppenvorsitzenden in

Wuppertal
5. bis 6. November: OLV in Wuppertal (geschlossener Teilneh-

merkreis) 

Auskünfte erhalten Sie bei der Bundesgeschäftsstelle der Lands-
mannschaft Ostpreußen, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, 
Telefon (040) 41400826, E-Mail: info@ostpreussen.de, Internet: 
www.ostpreussen.de

TERMINE DER LO

Alle auf den Seiten »Glückwünsche« und »Heimatarbeit« abgedruckten 

Berichte und Terminankündigungen werden auch ins Internet gestellt. 

Eine Zusendung entspricht somit auch einer Einverständniserklärung! 

ZUM 108. GEBURTSTAG

Fritz, Helmut, aus Eichhagen,
Kreis Ebenrode, am 8. Februar

ZUM 98. GEBURTSTAG

Hubert, Edith, aus Ebenrode,
am 6. Februar

Mallek, Hans, aus Freidorf,
Kreis Neidenburg, am 8. Fe-
bruar

Waschk, Horst, aus Neidenburg,
am 9. Februar

ZUM 97. GEBURTSTAG

Schöl, Erich, aus Leißienen,
Kreis Wehlau, am 7. Februar

ZUM 96. GEBURTSTAG

Blaschke, Hildegard, geb. Nie-
tert, aus Lyck, Eisenb. Haus 3,
am 6. Februar

Janett, Dora, geb. Lunau, aus
Ostseebad Cranz, Kreis Sam-
land, am 6. Februar

Kroll, Hertha, geb. Berlinke, aus
Patersort, Kreis Heiligenbeil,
am 5. Februar

Peters, Martha, geb. Kukulies,
aus Tawe, Kreis Elchniede-
rung, am 8. Februar

Theierl, Hildegard, geb. Kohlke,
aus Borschimmen, Kreis Lyck,
am 10. Februar

ZUM 95. GEBURTSTAG

Buroff, Alma, geb. Skowronnek,
aus Stettenbach, Kreis Lyck,
am 7. Februar

Ewert, Hedwig, geb. Tillert, aus
Lyck, am 10. Februar

Kühling-Schediwy, Ilse, geb.
Blumstein, aus Neidenburg,
am 7. Februar

Pries, Paul, aus Bürgersdorf,
Kreis Wehlau, am 9. Februar

ZUM 94. GEBURTSTAG

Danielzik, Heinrich, aus Klein
Lasken, Kreis Lyck, am 10. Fe-
bruar

Haustein, Helene, geb. Kon-
doch, aus Grabnick, Kreis
Lyck, am 10. Februar

Klick, Erna, geb. Ludwig, aus
Nußberg, Kreis Lyck, am 8. Fe-
bruar

Kupczyk, Gertrud, geb. Framke,

aus Bludau, Kreis Samland,
am 8. Februar

Matthees, Hildegard, geb.
Rasch, aus Lyck, Yorkstraße
35, am 8. Februar

Pfeiffer, Irmgard, geb. Puchert,
aus Ruckenhagen, Kreis Elch-
niederung, am 11. Februar

Richert, Alfred, aus Deumenro-
de, Kreis Lyck, am 11. Februar

Rohde, Lieselotte, aus Kobulten,
Kreis Ortelsburg, am 6. Febru-
ar

ZUM 93. GEBURTSTAG

Bast, Charlotte, geb. Fritz, aus
Ebenrode, am 7. Februar

Buttler, Elfriede, geb. Weigel,
aus Hamerudau, Kreis Ortels-
burg, am 8. Februar

Grondowski, Helmut, aus Wit-
tenwalde, Kreis Lyck, am 
11. Februar

Kummetz, Bruno, aus Gronwal-
de, Kreis Elchniederung, am 
6. Februar

Ludwig, Ruth, geb. Trzaska, aus
Lyck, Abbau, am 5. Februar

Ravn, Elfriede, geb. Kuczinski,
aus Auglitten, Kreis Lyck, und
Herzogsmühle, Kreis Treu-
burg, am 11. Februar

Willutzki, Dr. Hans, aus Plötzen-
dorf, Kreis Lyck, am 7. Februar

ZUM 92. GEBURTSTAG

Buchau, Benno, aus Kastaunen,
Kreis Elchniederung, am 
6. Februar

Buczko, Herbert, aus Lyck, Mor-
genstraße 11, am 7. Februar

Buldt, Irmgard, geb. Parplies,
aus Angertal, Kreis Anger-
burg, am 7. Februar

Krüger, Heinz, aus Parnehnen,
Kreis Wehlau, am 7. Februar

Moll, Hedwig, geb. Todzi, aus
Grammen, Kreis Ortelsburg,
am 7. Februar

Nickel, Frieda, geb. Skrzeba, aus
Langenwalde, Kreis Ortels-
burg, am 9. Februar

Rostek, Helmuth, aus Lyck,
Morgenstraße 22, am 8. Fe-
bruar

Urmann, Gerda, geb. Naujoks,
aus Ginkelsmittel, Kreis Elch-
niederung, am 8. Februar

Wähnert, Hedwig, geb. Reiter,
aus Blumenthal, Kreis Schloß-
berg, am 9. Februar

Wieprecht, Ursula, geb. Rimek,
aus Willenberg, Kreis Ortels-
burg, am 7. Februar

ZUM 91. GEBURTSTAG

Duwe, Gertrud, geb. Smolenski,
aus Lissau, Kreis Lyck, am 
9. Februar

Fosse, Eva, geb. Zelmer, aus Al-
tenkirch, Kreis Tilsit-Ragnit,
am 5. Februar

Günther, Elly, geb. Ostwald, aus
Neukirch, Kreis Elchniede-
rung, am 7. Februar

Hardt, Alfred, aus Treuburg, am
8. Februar

Karpa, Gertrud, aus Groß
Schöndamerau, Kreis Ortels-
burg, am 7. Februar

Kleszewski, Erich, aus Wallen-
rode, Kreis Treuburg, am 
11. Februar

Masuhr, Irmgard, geb. Knorr,
aus Blumstein, Kreis Preu-
ßisch Eylau, am 7. Februar

Meilahn, Gertraud, geb. Neu-
mann, aus Langendorf, Kreis
Wehlau, am 12. Februar

Meitza, Otto, aus Ulleschen,
Kreis Neidenburg, am 11. Fe-
bruar

Pfeiffer, Dr. Irmtraud, geb. Kun-
ze, aus Tapiau, Kreis Wehlau,
am 9. Februar

Rimkus, Erwin, aus Hohenber-
ge, Kreis Elchniederung, am 
6. Februar

Skowronnek, Erich, aus Groß
Jerutten, Kreis Ortelsburg, am
7. Februar

Stiller, Margarete, geb. Berger,
aus Sannen, Kreis Ebenrode,
am 9. Februar

Zindler, Margot, geb. Grommek,
aus Mohrungen und Himmel-
forth, am 29. Januar

ZUM 90. GEBURTSTAG

Baltruschat, Ruth, geb. Theo-
phil, aus Heimfelde, Kreis
Ebenrode, am 11. Februar

Dietterle, Margarete, geb. Teu-
ke, aus Weißensee, Kreis Weh-
lau, am 8. Februar

Elfert, Christel, geb. Reinies, aus
Birkenheim, Kreis Elchniede-
rung, am 6. Februar

Hermsdorf, Irmgard, geb. Hinz,
aus Frischenau, Kreis Wehlau,
am 8. Februar

Herrgesell, Dr. Renate, aus
Ebenrode, am 7. Februar

Horstmann, Prof. Dr. W.-G., aus
Widminnen, Kreis Lötzen, am
7. Februar

Iwanzik, Edith, geb. Koyro, aus
Nußberg, Kreis Lyck, am 7. Fe-
bruar

Klein, Rudolf, aus Lyck, am 7. Fe-
bruar

Laut, Else, geb. Kutz, aus Nuß-
berg, Kreis Lyck, am 8. Februar

Nicksteit, Benno, aus Klein
Friedrichsgraben, Kreis Elch-
niederung, am 9. Februar

Osenger, Margot, geb. Büttgen-
bach, aus Millau, Kreis Lyck,
am 7. Februar

Propp, Manfred, aus Kreuzin-
gen, Kreis Elchniederung, am
5. Februar

Redmer, Elfriede, geb. Hart-
mann, aus Wehlau, am 11. Fe-
bruar

Schubert, Helene, geb. Kuklins-
ki, aus Suleiken, Kreis Treu-
burg, am 11. Februar

Schukies, Helene, geb. Dzied-
zitz, aus Giersfelde, Kreis
Lyck, am 8. Februar

Springer, Erich, aus Romau,
Kreis Wehlau, am 11. Februar

Werner, Otto, aus Magdalenz,
Kreis Neidenburg, am 6. Fe-
bruar

Wieland, Edeltraut, geb. Kinder,
aus Neidenburg, am 7. Februar

Wilkens, Annemarie, geb. Grau,
aus Kassuben, Kreis Ebenro-
de, am 10. Februar

ZUM 85. GEBURTSTAG

Augustsson, Gertrud, geb. Do-
lenga, aus Ulrichsfelde, Kreis
Lyck, am 10. Februar

Averesch, Ursula, geb. Gazioch,
aus Klein Heidenau, Kreis Or-
telsburg, am 10. Februar

Baudisch, Elfriede, geb. Lask,
aus Reimannswalde, Kreis
Treuburg, am 9. Februar

Dietrich, Hildegard, geb. Hel-
bing, aus Sonnau, Kreis Lyck,
am 5. Februar

Gahl, Ida, geb. Keymel, aus
Ebenrode, am 8. Februar

Gayk, Werner, aus Wallen, Kreis
Ortelsburg, am 11. Februar

Godlinski, Reinhard, aus Nei-
denburg, am 6. Februar

Heberle, Margarete, geb. Kopka,
aus Wagenfeld, Kreis Ortels-
burg, am 7. Februar

Henneberg, Horst, aus Kucker-
neese, Kreis Elchniederung,
am 11. Februar

Koniarski, Horst, aus Treuburg,
am 8. Februar

Kowalski, Ruth, geb. Meyer, aus
Wacholderaus, Kreis Ortels-
burg, am 6. Februar

Kunath, Hildegard, geb. Scher-
wing, aus Bladiau, Kreis Heili-
genbeil, am 6. Februar

Lueer, Ruth, geb. Bergenroth,
aus Krebsfließ, Kreis Ebenro-
de, am 6. Februar

Märtens, Hildegard, geb. Wallat,
aus Argental, Kreis Elchniede-
rung, am 8. Februar

Matull, Waltraut, geb. Gemba-
lies, aus Markau, Kreis Treu-
burg, am 6. Februar

Posdzich, Brigitte, geb. Malessa,
aus Rauschken, Kreis Ortels-
burg, am 6. Februar

Radszuweit, Erika, geb. Lange,
aus Materschobensee, Kreis
Ortelsburg, am 5. Februar

Schramma, Ruth, geb. Bendiks,
aus Lenzendorf, Kreis Lyck,
am 9. Februar

Schwichtenberg, Hilde, geb.
Schönrade-Aust, aus Groß
Steegen, Kreis Preußisch Ey-
lau, am 7. Februar

Stengl, Edith, geb. Krüger, aus
Trammen, Kreis Elchniede-
rung, am 10. Februar

Strauß, Erna, aus Kölmersdorf,
Kreis Lyck, am 6. Februar

Thierfelder, Helmut, aus Kalk-
ofen, Kreis Lyck, am 8. Februar

Wegner, Adelgunde, geb.
Bartsch, aus Muschaken,
Kreis Neidenburg, am 5. Fe-
bruar

Zander, Heinz, aus Kobbelbude,
Kreis Samland, am 11. Februar

ZUM 80. GEBURTSTAG

Bednarz, Horst, aus Ostfließ,
Kreis Ortelsburg, am 6. Febru-
ar

Borriß, Gerhard, aus Rotbach,
Kreis Lyck, am 6. Februar

Brandt, Adelheid, aus Ragnit,
Kreis Tilsit, am 10. Februar

Brozio, Günter, aus Treuburg,
am 8. Februar

Cmok, Irene, geb. Kendziorra,
aus Theerwisch, Kreis Ortels-
burg, am 10. Februar

Domnik, Karl, aus Goldap, am 
5. Februar

Eberstein, Edith, geb. Lammek,
aus Ulrichsee, Kreis Ortels-
burg, am 9. Februar

Felske, Hans, aus Radomin,
Kreis Neidenburg, am 6. Fe-
bruar

Fröhlich, Marianne, geb. Kühn,
am 9. Februar

Gacioch, Helmut, aus Linden-
ort, Kreis Ortelsburg, am 8. Fe-
bruar

Grigull, Gertrud, geb. Osterhoff,
aus Frischenau, Kreis Wehlau,
am 7. Februar

Grytzan, Ilse, geb. Pfluger, aus
Wilkendorf, Kreis Wehlau, am

11. Februar
Janneck, Eva, geb. Platz, aus

Wallendorf, Kreis Neidenburg,
am 11. Februar

Krieß, Ingrid, geb. Beitat, aus
Kuckerneese, Kreis Elchnie-
derung, am 11. Februar

Krohm, Gerhard, aus Dorntal,
Kreis Lyck, am 9. Februar

Kutz, Paul, aus Lindenheim,
Kreis Lötzen, am 9. Februar

Lasarzewski, Irmtraut, aus Jür-
genau, Kreis Lyck, am 11. Fe-
bruar

Massal, Erika, aus Wenzbach,
Kreis Ebenrode, am 5. Februar

Maus, Sabine, geb. Wsillamows-
ki, aus Neidenburg, am 10. Fe-
bruar

Milewski, Manfred, aus Lyck,
am 6. Februar

Obermayr, Ursula, geb. Ewert,
aus Herrendorf, Kreis Elch-
niederung, am 10. Februar

Ollesch, Helmfried, aus, Ortels-
burg, am 9. Februar

Rosenwald, Günther, aus Kod-
dien, Kreis Wehlau, am 9. Fe-
bruar

Schwarz, Charlotte, geb. Hein-
rich, aus Allenburg, Kreis
Wehlau, am 9. Februar

Stadie, Alfred, aus Georgenhain,
Kreis Gerdauen, am 8. Februar

Uhlich, Elfriede, geb. Seidel, aus
Eydtkau, Kreis Ebenrode, am
6. Februar

Wohlert, Ute, geb. Kagelmacher,
aus Eichen, Kreis Wehlau, am
8. Februar

ZUM 75. GEBURTSTAG

Brückner, Erika, geb. Lengwe-
nus, aus Gründann, Kreis
Elchniederung, am 6. Februar

Brüggemann, Irene, geb. Krup-
ka, aus Waldsee, Kreis Ortels-
burg, am 7. Februar

Brunk, Hubertus, aus Groß Rö-
dersdorf, Kreis Heiligenbeil,

am 8. Februar
Hoffmann, Doris, geb. Liebe, aus

Schanzenort, Kreis Ebenrode,
am 5. Februar

Jünemann, Susanne, geb. Schir-
macher, aus Worschienen,
Kreis Preußisch Eylau, am 
8. Februar

Kagelmacher, Uschi, geb. Koch,
aus Eichen, Kreis Wehlau, am
10. Februar

Kern, Prof. Linde, aus Peyse,
Kreis Samland, am 10. Februar

Krakowski, Erhard, aus Dame-
rau, Kreis Ortelsburg, am 
8. Februar

Lerch, Sigrid, geb. Sturat, aus
Rossitten, Kreis Samland, am
11. Februar

Naumann-Mielke, Waltraud,
geb. Naumann, aus Herdenau,
Kreis Elchniederung, am 
10. Februar

Richter, Brunhild, geb. Minuth,
aus Wehlau, am 7. Februar

Schützler, Waltraud, geb. Justus,
aus Lengen, Kreis Ebenrode,
am 7. Februar

Srugies, Renate, geb. Zilian, aus
Magotten, Kreis Wehlau, am 
5. Februar

Symanek, Helga, geb. Brosch,
aus Omulefofen, Kreis Nei-
denburg, am 9. Februar

Tanz, Inge, geb. Begitt, aus
Trankwitz, Kreis Samland, am
5. Februar

Kossak, Erwin, aus Sargensee,
Kreis Treuburg, und Ehefrau
Christa, geb. Wrobel, aus Sar-
gensee, Kreis Treuburg, am 
11. Februar

SONNABEND, 25. Januar, 10.05
Uhr, 3sat: Heiliges Öl − Eine
Kulturgeschichte des Oliven-
öls. Reportage, D 2005.

SONNABEND, 25. Januar, 14 Uhr,
RBB: Am Frischen Haff. Zu
Besuch im Bernsteinland.

SONNABEND, 25. Januar, 21.50
Uhr, 3sat: Max Beckmann.
Der Erste Weltkrieg und das
Werk des Malers. Doku, D
2013.

SONNTAG, 26. Januar, 8.05 Uhr,
WDR 5: Osteuropa-Magazin.

SONNTAG, 26. Januar, 14.40 Uhr,
3sat: Weltenbrand. Doku zum
Kriegsausbruch 1914.

SONNTAG, 26. Januar, 22.30 Uhr,
3sat: Westfront 1918. Anti-
kriegsdrama, D 1930. 

MONTAG, 27. Januar, 20.15 Uhr,
3sat: World Wide War. Der ge-
heime Kampf um die Daten.
Doku.

MONTAG, 27. Januar,, 22.45 Uhr,
ARD: Putins Spiele. Doku
über Wladimir Putin und sei-
ne Inszenierung der Olympi-

schen Spiele im subtropi-
schen Sotschi.

DIENSTAG, 28. Januar, 19.15 Uhr,
Deutschlandfunk: Das Feature.
Golfen auf Kohlegruben. Über
das neue Selbstbewusstein
Oberschlesiens. 

DIENSTAG, 28. Januar, Arte: Der
lange Schatten des Josef Stalin.

DIENSTAG, 28. Januar, 0.00 Uhr,
NDR:  Der Fall Chodorkowskij.
Doku, D 2011.
MITTWOCH, 29. Januar, 21 Uhr,
SWR: Betrifft: Was tun für die
Rente? Reportage. 

DONNERSTAG, 30. Januar, 13.07
Uhr, Deutschlandradio Kultur:
Länderreport. Wo geht’s hier
lang? Straßennamen und der
Umgang mit Geschichte.

FREITAG, 31. Januar, 20.15 Uhr,
3sat: Sklavenarbeit für unseren
Fortschritt. Die Doku erklärt
die Herkunft seltener Rohstof-
fe aus den Minen Afrikas und
Südamerikas und erzählt die
Geschichten der Minenarbei-
ter.

HÖRFUNK & FERNSEHEN



14.30 Uhr: „Die katholischen
Christen in Lyck“ – Vortrag von
Pater Eduard Prawdzik

15.30 Uhr: Kaffeepause 
15.45 Uhr: „Die Baptisten-Ge-

meinde in Lyck“ – Vortrag von In-
ge Endert

18 Uhr: Abendessen
19.30 Uhr: Treffen der Mittleren

Generation.

Sonntag, 10. April
9 Uhr: „Die neuapostolische

Gemeinde“ – Vortrag von Sieg-
bert-Ernst Fahrun

10 Uhr: „Die Christliche Ge-
meinschaft Gromadki“ – Vortrag
von Dirk Meiburg

11 Uhr: Abschlussgespräch. Das
Schlusswort hält Heidi Mader

12 Uhr: Mittagessen
Danach Heimreise.

Unsere Heimatfahrt findet vom
18. bis 26. Mai statt. Da wir noch
wenige Plätze frei haben, bitten
wir um rechtzeitige Anmeldung
unter Telefon (05261) 2882600
oder unter der Internet-Adresse
www.ostreisem.de.

Die Karte im Heimatrundbrief
„Land an der Memel“, mit der der
Kreisgemeinschaft  hohe Geburts-
tage, Diamantene und Goldene
Hochzeiten oder andere Jubiläen
sowie Todesfälle zur Veröffentli-
chung im Heimatbrief mitgeteilt
werden können, ist im Weih-
nachtsheft noch mit der Anschrift
Walter Klink, Banter Weg 8, 26316
Varel versehen. Walter Klink ist

leider im Oktober 2015 verstor-
ben. Schicken Sie daher bitte Ihre
Familiennachrichten für das
Pfingstheft an Winfried Knocks,
Varenhorststraße 17, 49584 Für-
stenau. Bitte beachten Sie: Redak-
tionsschluss ist der 18. März
2016!

Im äußersten Westen der
Bundesrepublik Deutschland, im
Begas-Haus in Heinsberg, Kreis
Heinsberg, erfolgt am 4. Juni er-
neut eine Themenführung mit
dem Titel: „Migration am Beispiel
von Oscar Begas’ 1862 entstande-
nem Bild „Der Empfang der Salz-
burger Protestanten durch König
Friedrich Wilhelm I. und den
Kronprinzen Friedrich zu Pots-
dam im Jahre 1732“.

Damit wird ein Gemälde vorge-
stellt, das viele Interessierte mit
ostpreußischem Hintergrund
oder Interesse an dieser ehemals
östlichsten deutschen Provinz
Ostpreußen anspricht. 

Eine zusätzliche Dimension ge-
winnt die Erörterung der histori-
schen Szene vor dem Hinter-
grund aktueller Migrationsvor-
gänge. Das Sujet ist bekannt: 
Friedrich Wilhelm I., der Solda-
tenkönig, begrüßt persönlich in
Potsdam vor dem Schloss am 29.
April 1732 die der Salzburger
Lande verwiesenen Protestanten,
unter anderem mit dem berühm-
ten Satz: „Ihr sollt es gut haben,
Kinder, ihr sollt es gut bei mir ha-
ben.“ Diese Äußerung wird auch
zitiert von Theodor Fontane, des-
sen Rezension des Gemäldes mit
einfließt in die Themenführung
zu dem Begas-Werk, das jetzt in
Heinsberg zum Bestand des Be-
gas-Hauses zählt.

Referent ist Heiner J. Coenen,
Schriftleiter von „Land an der

Memel – Tilsiter Rundbrief“. Der
Ökonom befasst sich seit Jahr-
zehnten mit der Geschichte Ost-
preußens und hat das Gebiet seit
2009 sechsmal bereist. Er analy-
siert das hochwertige Gemälde
formal und inhaltlich in etwa 60
Minuten komparatistisch, indem
er drei weitere Realisierungen des
Sujets multimedial einbindet.

Nach dem erfolgreichen Start
bei der ersten Veranstaltung fin-
det diese zweite Themenführung
am 4. Juni, 14.30 Uhr, im Begas-
Haus Heinsberg statt. 

Aus organisatorischen Gründen
wird um eine Anmeldung gebe-
ten. Entweder unter Telefon
(02452) 9776912 oder per E-Mail
bei muellejans-dickmann@begas-
haus.de, jacobs@begas-haus.de
oder info@schreibkontor-heinerj-
coenen.de, 

Die Kreisgemeinschaft Tilsit-
Ragnit bietet im Juni/Juli wieder
zwei Reisen nach Ostpreußen an.

Die erste Reise beginnt am
27. Juni und endet am 5. Juli. Sie
führt über Danzig und Tilsit bis
auf die Kurische Nehrung und
dauert neun Tage. Reiseleiterin ist
Eva Lüders.

Beginn der Reise ist in Hanno-
ver mit weiteren Zustiegsmög-
lichkeiten entlang der Reiseroute.
Neben einer Führung in Danzig
steht eine Fahrt auf dem Ober-
länder Kanal und eine Führung
durch die Burg der Ermländi-
schen Bischöfe in Heilsberg auf
dem Programm. Drei Übernach-
tungen in Tilsit bieten genug
Raum für einen Besuch im Brei-
tensteiner Heimatmuseum, ei-
nem Mittagessen bei Alla in
Schillen und persönlichen Ex-
kursionen mit erfahrenen,
Deutsch sprechenden Taxifah-
rern an gewünschte Orte.

Zwei Übernachtungen im sehr
bekannten Ort Nidden mit einer
Schiffsfahrt durch das Memel-
delta und über das Kurische Haff
sowie die Fährüberfahrt von Me-
mel [Klaipeda] nach Kiel runden
diesen erneuten Heimatbesuch
ab.

Auskünfte bei: Partner-Reisen
Grundtouristik, Everner Straße
41, 31275 Lehrte, Telefon (05132)
588940, info@Partner-
Rreisen.com oder Eva Lüders,
Kührener Straße 1B, 24211
Preetz, Telefon (04342) 5335.

Die zweite Reise dauert zehn
Tage vom 21. Juli bis zum 30. Juli.
Sie führt einerseits in das Königs-
berger Gebiet und dann nach Ma-
suren. Reiseleiter ist Heiner J.
Coenen. 

Die Fahrt beginnt in Mönchen-
gladbach-Rheydt mit Zusteige-
möglichkeiten in Dortmund, Bie-
lefeld, Hannover und Berlin. Über
Posen und Frauenburg am Fri-
schen Haff geht die Fahrt nach
Tilsit. Dort sind bei einem zweitä-
gigen Aufenthalt der Besuch von
Heimatorten oder eine Rundreise
zum Gestüt Georgenburg, Inster-
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Ein erfülltes Leben hat sein Ende gefunden.
Dafür ist sie nun wieder mit ihrem geliebten Willy vereint.

In Liebe und Dankbarkeit nehmen wir Abschied von unserer lieben Mutti, Schwieger-
mutter und Oma

Ursula Witt
geb. Muhlack

* 22. 6. 1926
Polennen

† 18. 1. 2016
Bremen

Klaus-Jürgen Witt
mit Sebastian und Fabian
Dr. Andreas und Ines Witt
mit Sina Christin und Kea Vanessa
sowie alle Angehörigen

28279 Bremen, Falladastraße 15
Die Beisetzung erfolgte auf dem Huckelrieder Friedhof in Bremen.

Anzeige

Das „geschriebene Wort“ sollte
sein Leben prägen, beruflich und
privat. Hans-Georg Malz, ehema-
liger Direktor der Bibliothek der
Technischen Universität in Berlin,
verstarb am 22. Dezember 2015.
Georg Malz, unter diesem Namen
kannten ihn die Angerburger,
wurde am 17. Februar 1937 in
Benkheim, Kreis Angerburg, ge-
boren. Dass ihm seine Heimat
und deren Geschichte am Herzen
lag, das konnte man spüren und
er brachte es in unterschiedlicher
Form zum Ausdruck. So gehörte
er dem Kreistag (Delegiertenver-
sammlung) der Kreisgemeinschaft
Angerburg seit 2004 an. Bei deren
Sitzungen fanden seine ruhigen,
fundierten Beiträge stets Gehör.
Seit dem 19. September 2009 war
Georg Malz auch einer der Kas-
senprüfer der Kreisgemeinschaft
Angerburg. 

Bei Fahrten in seine Heimat be-
suchte er regelmäßig den Janeller
Friedhof in Benkheim und über-
zeugte sich von dem Zustand des
zivilen Friedhofes. Durch seine
nicht unerhebliche Mitfinanzie-
rung konnte dort Ende 2010 ein
Gedenkstein in polnischer und
deutscher Beschriftung errichtet
werden. 

Im September 2011, während
der Angerburger Tage in Roten-
burg (Wümme), wurde Georg
Malz für sein Engagement mit
dem „Silbernen Ehrenzeichen“
der Landsmannschaft Ostpreu-
ßen ausgezeichnet.

Die Geschichte seiner Heimat,
seines Kreises war ihm sehr wich-
tig. So war er unter anderem Mit-
glied der genealogischen Arbeits-
gemeinschaft für Angerburg und
Lötzen. Beiträge für den Anger-
burg Heimatbrief wurden genaue-
stens recherchiert, seine Quellen-
angaben bestätigten das jedes Mal
wieder. Die Archive von Berlin
waren für Georg Malz eine wahre
Fundgrube und davon profitierte
auch der Angerburger Heimat-
brief über viele Jahre. Sein Wis-
sen half, oft bestimmte geschicht-
liche Fragen an die Redaktion,
den Heimatkreis betreffend,
schnell zu beantworten. Ein
Schlaganfall beeinträchtigte in

den letzten Jahren sein Leben
sehr, aber es hinderte Georg Malz
nicht, dank der Technik, weiter an
Berichten und für die Kreisge-
meinschaft zu arbeiten. Er hinter-
lässt eine schwer zu schließende
Lücke in der Kreisgemeinschaft.

An der Trauerfeier für Georg
Malz in Berlin am 15. Januar
nahm auch Kreisvertreter Kurt-
Werner Sadowski teil. Innerhalb
der Trauerfeier würdigte der
Kreisvertreter die Verdienste von
Georg Malz und sprach den An-
gehörigen sein Beileid aus. 

Auf dem Weg zur letzten Ruhe-
stätte von Georg Malz schneite es
leicht. Für ein Winterkind aus
Ostpreußen ein liebevoller Ab-
schied. Susanne Hagen

Ein bewegtes Jahr liegt hinter
uns. Dennoch wollen wir optimi-
stisch in das Jahr 2016 starten und
laden Sie und Ihre Freunde sehr
herzlich zu unserer 58. heimatpo-
litischen Tagung am 20. und 21.
Februar nach 27356 Rotenburg
(Wümme), Gerberstraße 16, Theo-
dor-Heuss-Schule ein. Die Theo-
dor-Heuss-Schule befindet sich
neben dem Ratsgymnasium. Die
Tagung soll dazu anregen, sich et-
was mehr mit unserer Geschichte
zu beschäftigen. Die Gestaltung
der Zukunft ist ohne Kenntnis der
Vergangenheit nicht denkbar. 

Für die Vorträge konnten wie-
der kompetente Referenten ge-
wonnen werden. Einzelheiten bit-
ten wir dem nebenstehenden Pro-
gramm zu entnehmen. Für Fragen
und persönliche Einschätzungen
ist im Anschluss an die Vorträge
ausreichend Zeit eingeplant. 
Gelegenheit zu persönlichen Ge-
sprächen mit interessanten 
Gästen bietet sich beim Abendes-
sen (Elchbraten) und danach. 

Freuen Sie sich auf neue Begeg-
nungen, spannende Einblicke und
bleibende Eindrücke. Wir hoffen
auf Ihre Teilnahme und wünschen
Ihnen eine angenehme und siche-
re Anreise. Hier das Programm: 

Sonnabend, 20. Februar, 15 Uhr
(ab 14 Uhr wird Kaffee/Tee und
Kuchen angeboten): 

1. Eröffnung durch die Kreisge-
meinschaft 

2. Begrüßung durch den Paten-
kreis 

3. Grußworte der Gäste 
4. Lesung/Vorträge: 
a) Tatjana Gräfin Dönhoff liest
aus ihrem Buch „Die Gustloff“ 
b) „Wie ich das Ende des 
Zweiten Weltkrieges erlebte“
— Vortrag von Gerhard 
Mörchel, Pfarrer i. R. aus 
Lemgo.
Gemeinsames Abendessen ge-

gen 19 Uhr: Elchbraten.

Sonntag, 21. Februar, 9.30 Uhr 
c) Ministerialrat a.D. Dr. Jürgen 
Martens aus Königswinter hält 
einen Vortrag zum Thema „Wi-
kinger – ihre Spuren in Ost-
preußen“ 
5. Schlusswort 
Gemeinsamer Gesang: Land der

dunklen Wälder 
Ende gegen 12 Uhr. 
Für eine verbindliche Anmel-

dung sowie für das Elchbratenes-
sen einschließlich Dessert und
Mitteilung von Übernachtungs-
wünschen bis zum 13. Februar
2016 (Posteingang) an Brigitte
Junker, Sachsenweg 15, 22455
Hamburg, wären wir Ihnen dank-
bar. Sie erhalten keine Anmelde-
bestätigung. Ein Tagungsbeitrag
wird nicht erhoben.

Kurt-Werner Sadowski, 
Kreisvertreter, 

Hermann Luttmann, Landrat 

Die Kreisgemeinschaft Lyck
veranstaltet im nächsten Jahr ein
Seminar in Göttingen. Um ,,Die
christlichen Konfessionen und ih-
re Gotteshäuser im Kreis Lyck“
soll es vom Freitag, 8., bis Sonn-
tag, 10. April, im Göttinger Hotel
Rennschuh, Kasseler Landstraße
93, gehen. Hier das Programm:

Freitag, 8. April
18.30 Uhr: Abendessen
20 Uhr: Begrüßung durch die

Kreisvertreterin Bärbel Wiesen-
see, Einführung in das Seminar,
Vorstellen der Referenten

20.15 Uhr: „Vom Ordensstaat in
ein weltliches Herzogtum“ – Vor-
trag von Pastor Fryderyk Tegler

Sonnabend, 9. April
9 Uhr: „1525 bis 1945 – die

420-jährige Geschichte der evan-
gelisch-lutherischen Kirchenge-
meinde zu Lyck“ – Vortrag von
Pastor Tegler

10 Uhr: „Der Kirchenkreis Lyck
mit seinen zwölf Kirchspielen“ –
Vortrag von Gerd Bandilla

11 Uhr: Kaffeepause
11.15 Uhr: „Die evangelischen

Christen nach 1945 in Lyck“ –
Vortrag von Günter Donder

12.30 Uhr: Mittagessen 

AUS DEN HEIMATKREISEN

Die Kartei des Heimatkreises braucht Ihre Anschrift. 
Melden Sie deshalb jeden Wohnungswechsel. 

Bei allen Schreiben bitte stets den letzten Heimatort angeben

Kreisvertreter: Kurt-Werner Sa-
dowski. Kreisgemeinschaft An-
gerburg e.V., Landkreis Rotenburg
(Wümme), Postfach 1440, 27344
Rotenburg (Wümme), Landkreis:
Telefon (04261) 9833100, Fax
(04261) 9833101. 

ANGERBURG

Abschied von
Hans-Georg Malz

Heimatpolitische
Tagung

Kreisvertreterin: Bärbel Wiesen-
see, Diesberg 6a, 41372 Nieder-
krüchten, Telefon (02163) 898313.
Stellvertr. Kreisvertreter: Dieter
Czudnochowski, Lärchenweg 23,
37079 Göttingen, Telefon (0551)
61665. Karteiwart: Siegmar Czer-
winski, Telefon (02225) 5180,
Quittenstraße 2, 53340 Mecken-
heim.

LYCK

Seminar im April

Baptistenkirche in Lyck: Um die Konfessionen und ihre Gottes-
häuser geht es in einem Seminar der Kreisgemeinschaft vom 
8. bis 10. April Bild:  privat

Kreisvertreter: Hubertus  Hilgen-
dorff, Tel. (04381) 4366, Dorfstr.
22, 24327 Flehm. Gst.: Paten-
schaft Rastenburg: Kaiserring 4,
46483 Wesel, Tel. (0281) 26950.

RASTENBURG

Heimatfahrt

Familiennachrichten

Kreisvertreter: Dieter Neukamm,
Am Rosenbaum 48, 51570 Win-
deck, Telefon (02243) 2999, Fax
(02243) 844199. Geschäftsstelle:
Eva Lüders, Telefon/Fax (04342)
5335, Kührenerstraße 1 b, 24211
Preetz, E-Mail: Eva.lueders
@arcor.de.

TILSIT-RAGNIT

Ein großartiges
Gemälde

Heimatkreisgemeinschaften
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So sah der Maler Oscar Begas 1862 die Ankunft der Salzburger.
Heiner J. Coenen bietet ion Heinsberg eine Themenführung zu
dem Meisterwerk an Bild:  Archiv

Reisen mit Eva 
Lüders und 

Heiner J. Coenen
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Pflegebedürftig, was nun?
Verantwortungsbewusstes Personal
aus Polen wohnt bei Ihnen zu Hause

und betreut Sie rund um die Uhr.
Tel. 04 51 / 81 31 117, Frau Verwiebe

Günstig:  

Landhaus 
in Masuren

8 Zimmer, 7.700 m² Grundstück,
650.000 Zloty = unter 150.000 €

(aktuell toller Wechselkurs)
www.ostpreussen.net

� 0171-7 01 15 06

Jahresfahrt der Kreisgemeinschaft Ebenrode/Stallupönen, 
Königsberg, K.Nehrung, Gumbinnen, Danzig. 23.6.–2.7.16
Heilsberg, Ermland & Masuren, Allenstein 10.–19.6.16
Bus & Schiff - Nordostpreußen, Memelland 26.7.–5.8.16

SCHEER-REISEN.de
Tel. 0202 500077 · info@scheer-reisen.de

Anzeigen

burg und Gumbinnen möglich.
Nächste Ziele sind die Epha-Düne
auf der Kurischen Nehrung und
die Vogelwarte Rossitten. Königs-
berg erschließt sich bei einer
Stadtrundfahrt und der Besichti-
gung des Doms.

Ziele in Masuren sind das Ge-
stüt Lisken bei Bartenstein, der
berühmte Wallfahrtsort Heilige-
linde, Steinort, der ehemalige
Besitz der Grafen Lehndorff, Ra-
stenburg, Lötzen und der Ge-
burtsort des Schriftstellers Ernst
Wiechert.

Eine Kutschenfahrt und eine
Stakenfahrt auf der Kruttinna er-
schließen zusätzlich die Schön-
heit Masurens. Die Rückfahrt
führt über Allenstein und der
Marienburg nach Danzig. Die
letzte Übernachtung findet in
Stettin statt. 

Weitere Auskünfte bei Heiner J.
Coenen, Maarstraße 15, 52511
Geilenkirchen, Telefon (02462)
3087 oder info@schreibkontor-

heinerjcoenen.de sowie Ostrei-
sen, Paulinenstraße 29, 32657
Lemgo, Telefon (05261) 2882600
oder info@ostreisen.de.

Auch 2016 gibt es die „Neustäd-
tische Schulgemeinschaft“ noch.
Wir sehen uns am 22. und 23.
April zum „3-Kreise-Treffen“ in
Gera! Ablauf wie in Bad Nenn-
dorf: Freitagsabend Schulgemein-
schaft in Tilsiter Runde, Sonna-

bends gemeinsam mit den Tilsi-
tern, Tilsit-Ragnitern und Elch-
niederungern. Erwin Feige, 

Schulsprecher

Die Stadtgemeinschaft führt mit
dem Reiseunternehmen „Valen-
tin-Europareisen“ vom 30. August
bis 6. September eine achttägige
Busreise zum Stadtfest in Tilsit
durch. Hier das Programm:

1. Tag (30. August): Anreise
nach Thorn. Am frühen Morgen
Abfahrt ab Chemnitz über Berlin
nach Thorn zur Zwischenüber-
nachtung.

2. Tag (31. August): Thorn – Ma-
rienburg – Tilsit. Weiterfahrt über
Elbing zum Grenzübergang Heili-
genbeil, an Königsberg vorbei
nach Tilsit. Übernachtung Hotel
Rossija.

3. Tag (1. September): Stadtrund-
fahrt in Tilsit unter anderem mit
Königin-Luise-Brücke, Königin-Lu-

ise-Denkmal, Park Jakobsruh,
Schlossmühlenteich. Besuch des
Museums für Tilsiter Stadtge-
schichte. Anschließend Rundfahrt
durch die Elchniederung.

4. Tag (2. September): Rundfahrt
Ragnit – Insterburg – Gumbinnen
– Georgenburg. Rundfahrt durch
den Kreis Tilsit-Ragnit nach Krau-
pischken zum Ostpreußenmu-
seum von Juri Userzow – Gum-
binnen. Stadtrundfahrt mit Salz-
burger Kirche und zum Elchdenk-
mal – Insterburg Stadtrundfahrt –
Georgenburg zum Gestüt der be-
rühmten Trakehner-Pferde.

5. Tag (3. September): Stadt-
rundfahrt in Königsberg unter an-
derem mit Dom, Immanuel-Kant-
Denkmal und Hauptbahnhof so-
wie Rundfahrt an der Samlandkü-
ste und zur russischen Seite der
Kurischen Nehrung – Rossitten
mit der Vogelwarte.

6. Tag (4. September): Indivi-
dueller Besuch des Stadtfestes in
Tilsit und/oder individueller Be-
such der Heimatdörfer.

7. Tag (5. September): Abreise
von Tilsit in Richtung Starogard
Gdansk. Zwischenübernachtung.

8. Tag (6. September); Heimrei-
se. Abreise in Richtung Deutsch-
land.

Leistungen: Fahrt im modernen
Reisebus mit Bordservice.
Deutschsprachige örtliche Reise-
leitung, eine Übernachtung im
Raum Thorn – fünf Übernachtun-
gen in Tilsit, Hotel Rossija – eine
Übernachtung in Starogard
Gdansk – Halbpension – Ausflüge
wie beschrieben – Stadtrundfahr-
ten in Tilsit, Gumbinnen, Inster-
burg, Königsberg. Der Preis be-
trägt pro Person im Doppelzim-
mer: 775 Euro. Einzelzimmer-Zu-
schlag: 80 Euro. Visum für Russ-
land: 89 Euro.

Die Reiseleitung ab Chemnitz
übernimmt Erwin Feige von der
Stadtgemeinschaft Tilsit. Das aus-
führliche Reiseprogramm erhal-
ten Sie bei: Valentin Europarei-
sen, Barbarossastraße 84, 09112
Chemnitz, Telefon: (0371)
4660725, info@valentin-europa-
reisen.de 

Heimatkreisgemeinschaften
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Stadtvertreter: Hans Dzieran,
Stadtgemeinschaft Tilsit, Post-
fach 241, 09002 Chemnitz.
Geschäftsführer: Manfred
Urbschat, E-Mail: info@tilsit-
stadt.de. 

TILSIT–STADT

Neustädtische 
Schulgemeinschaft

Sonderreise zum
Stadtfest in Tilsit
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Ludwigsburg – Dienstag, 23. Fe-
bruar, Kronenstuben, Kronenstra-
ße 2: Jahreshauptversammlung
mit Königsberger Klopseessen. 

Stuttgart – 27. Februar, 14.30
Uhr, Großer Saal, Haus der Hei-
mat: Kulturnachmittag der Lands-
mannschaft Westpreußen mit
interessantem Programm. Alle
ostpreußen sind herzlich eingela-
den.

Ulm/Neu Ulm – Sonnabend, 20.
Februar, 14.30 Uhr, Ulmer Stuben:
Frauengruppe

Bamberg – Mittwoch, 17. Febru-
ar, 15 Uhr, Hotel Wilde Rose,
Keßlerstraße: Monatstreffen mit
einem Vortrag über ostpreußische
Lebensläufe.

Landshut – Dienstag, 16. Febru-
ar, 14 Uhr, Insel: Zusammenkunft
mit Jahresversammlung, Kassen-
prüfung, Video und Rückblick.
München – Sonnabend, 20. Fe-
bruar, 14.30 Uhr, Haus des Deut-
schens Ostens, Am Lilienberg 5,
81669 München: Gemeimeinsame
Kaffeetafel. Danach werden Bei-

träge zu einem ostpreußischen
Kulturgut, zu hören sein: dem Tra-
kehner Pferd

Tilsit-Ragnit, Tilsit-
Stadt – Sonnabend,
6. Februar, 15 Uhr,
Ratskeller Charlot-
tenburg, Otto-Suhr-
Allee 102, 10585
Berlin: Treffen der
Gruppe. Anfragen
bei Hermann Trilus,
Telefon (03303)

403881.

Frauengruppe –
Mittwoch, 10. Febru-
ar, 13.30 Uhr, Plfege-
stützpunkt, Weil-
helmstraße 116–117,

10963 Berlin: Winter in Ostpreu-
ßen. Anfragen bei Marianne Bek-
ker, Telefon (030) 7712354.

Rastenburg – Sonn-
tag, 14. Februar, 15
Uhr, Restaurant
Stammhaus, Rohr-
damm 24 B, 13629

Berlin. Anfragen bei Martina Son-
tag, Telefon (033232) 188826. 

Gumbinnen, Johan-
nisburg, Lötzen,
Sensburg –
Dienstag, 16. Febru-
ar, 13 Uhr, Restau-
rant Muna, Al-
brechtstraße 52,
12167 Berlin: Start
in das neue Jahr mit
Essen. Anfragen für
Gumbinnen: Joseph
Lirche, Telefon (030)
4032681, für Johan-
nisburg und Sens-
burg: Andreas Mazi-
ul, Telefon (030)
5429917, für Lötzen:
Gabriele Reiß, Tele-
fon (030) 75635633.

A n g e r -
b u r g ,
Darkeh-
m e n ,
Go ldap

– Donnerstag, 18. Fe-
bruar, 14 Uhr, Re-
staurant Oase Al-
mera, Borussiastra-
ße 62, 12102 Berlin:

Der Winter geht langsam und der
Frühling kommt. Anfragen bei
Marianne Becker, Telefon (030)
7712354.

Königsberg – Frei-
tag, 19. Februar, 14
Uhr, Johann-Georg-
Stuben-Straße 10,
10709 Berlin-Halen-

see: Treffen der Gruppe. Anfragen
bei Elfi Fortange, Telefon
4944404.

Bremen – Sonnabend, 13. Fe-
bruar, 15 Uhr, (Einlass ab 14.15
Uhr):  Wir laden Sie ein zum tra-
ditionellen Bremer mit Fleck und
Klopsen im Hotel Airport Bre-
men, Flughafenallee 26, Bremen.

Nach der Begrüßung ist Zeit
zum Unterhalten und zum Bum-
meln und Schauen am Bücher-
tisch. Gäste, die Kaffee und Ku-
chen möchten, können dieses zu-
sätzlich bestellen.

Den Unterhaltungsteil gestaltet
sodann der „Mandolinen- und Gi-
tarrenklub „Stolzenfels“ Bremen
von 1925 e. V.“. 

Das Essen beginnt um zirka
17.30 Uhr mit dem traditionellen
Pillkaller. Anschließend gibt es je
nach Wahl Königsberger Fleck
oder Königsberger Klopse (oder
Gemüseteller). 

Die Veranstaltung soll wieder
durch Einnahmen aus dem anti-
quarischen Bücherverkauf ge-
sponsert werden. Für die Veran-
staltung gelten daher folgende er-
mäßigte Preise: Eintritt und Essen
(Königsberger Fleck): 10 Euro,
Eintritt und Essen (Königsberger
Klopse od. Gemüseteller): 15 Eu-
ro, Eintritt ohne Essen 5 Euro. Das
Geld kann auch überwiesen wer-

den. Anmeldungen sind erforder-
lich unter Benennung des Speise-
wunsches in unserer Geschäfts-
stelle oder auf Anrufbeantworter.
Mitglieder aus Borgfeld und Li-
lienthal können sich auch bei
Frau Reiter, Kiebitzbrink 89, Tele-
fon (0421) 271012 anmelden. 

Bremerhaven – Freitag, 26. Fe-
bruar, 14.30 Uhr: Jahreshauptver-
sammlung mit Wahl des Vor-
stands.

Landesgruppe – Sonnabend,
6. Februar, 11 Uhr, Haus der Hei-

mat, Teilfeld 8, 20459 Hamburg:
Neujahrsempfang der Vertriebe-
nen Deutschen in Hamburg
(L.v.D.). Das Haus der Heimat ist
über die S1, S2, S3 bis zur S-
Bahnstation Stadthausbrück zu
erreichen oder  mit der U3 bis
Rödingsmarkt. Per Bus geht es mit
der Linie 37 bis zur Haltestelle
Michaeliskirche.

KREISGRUPPEN

Insterburg, Sensburg
– Die Heimatkreis-
gruppe trifft sich je-
den ersten Mittwoch
im Monat (außer im
Januar und im Juli)
zum Singen und ei-
nem kulturellem
Programm um 12
Uhr, Hotel Zum Zep-

pelin, Frohmestraße 123–125.
Kontakt: Manfred Samel, Fried-
rich-Ebert-Straße 69b, 22459
Hamburg. Telefon/Fax (040)
587585, E-Mail: manfred-sa-
mel@hamburg.de.

Elchniederung –
Mittwoch, 17. Febru-
ar, 14 Uhr, Haus Lak-
kemann, Litzowstieg
8, Hamburgs-Wands-

bek: Treffen der Gruppe zum ge-
meinsamen Kaffeetrinken und

Schabbern. Helga Bergner wird
Fremdes und Eigenes zum Thema
Heimat und Zuhause vortragen. 

Darmstadt/Dieburg – Unter
dem Motto „Preußisches Fasteloa-
wend“ laden wir zu unserem Tref-
fen am 6. Februar um 15 Uhr ins
Luise-Büchner-Haus in Kranich-
stein ein, um ausgelassen und
närrisch zu feiern. Wir freuen uns
über jeden, der mit einem lusti-
gen Beitrag zum Gelingen des
Nachmittags beiträgt. Mit unseren
trainierten Stimmen wollen wir
Herrn Fischer, der unsere Veran-
staltung musikalisch begleitet,
unterstützen. Eine rege Teilnahme
würde uns freuen.

Wiesbaden – Dienstag, 9. Febru-
ar, 14.30 Uhr, Wappensaal, Haus
der Heimat, Friedrichstraße 35:
„Allerlei zur Fastnacht“ – ein när-
rischer Nachmittag der Frauen-
gruppe mit Spaß an der Freud. –
Donnerstag, 11. Februar, 12 Uhr,
Haus Waldlust, Ostpreußenstraße
46, Wiesbaden-Rambach: Stamm-
tisch. Serviert wird „Schmandhe-
ring. Es kann auch nach der Spei-
sekarte bestellt werden. Wegen
der Platz- und Essendisposition
bitte bis 5. Februar bei Irmgard
Steffen, Telefon (0611) 844938 an-
melden. – Sonnabend, 20. Febru-
ar, 15 Uhr, Großer Saal, Haus der
Heimat, Friedrichstraße 35: Mo-
natstreffen zum Thema „Erinne-
rungen an Zuhause“. Die Teilneh-
mer hören Nachdenkliches und
Lustiges von früher und heute.
Zudem erfahren sie etwas über
das derzeitige Geschehen in Ost-
und Westpreußen. Wer zum Nach-
mittag etwas beitragen möchte,
melde sich bitte gleich bei Dieter
Schetat, Telefon (06122) 15358
oder einem anderen Vorstands-
mitglied. Gäste und Freunde sind
herzlich willkommen! Zuvor gibt
es Kaffee und Kuchen

Güstrow – Sonnabend, 20. Fe-
bruar, 14 Uhr, Bürgerhaus Gü-
strow, Sonnenplatz 1: Gemeinsa-
mes Treffen. Angesagt haben sich
der Landesvorsitzende Manfred
Schukat aus Anklam und sein
Mitarbeiter Friedhelm Schülke
mit den schönsten Aufnahmen

der Heimatreisen 2015, der gro-
ßen Ostpreußentreffen des Vor-
jahres und der Aktion „Weih-
nachtspäckchen für Ostpreußen“
vor zwei Monaten. Für Kaffee und
Kuchen sowie genügend Parkplät-
ze am Bürgerhaus ist gesorgt. Alle
Landsleute von nah und fern sind
herzlich dazu eingeladen.

Anklam – Sonnabend, 12. März,
10 bis 17 Uhr, Mehrzweckhalle
„Volkshaus“, Baustraße/Nähe
Markt: Großes Heimattreffen zum
25-jährigen Jubiläum des ostpreu-
ßischen Landesverbandes und
des Bundes der Vertriebenen in
Anklam. Zu diesem besonderen
Anlass sind alle Landsleute aus
Ost- und Westpreußen, Pommern,
Schlesien und dem Sudetenland
mit Angehörigen und Interessen-
ten herzlich eingeladen. Erwartet
wird Wilhelm von Gottberg, der
am 9. März 1991 an der Wiege des
Verbandes stand. Schon damals
kamen mehr als 500 Landsleute
ins Theater Anklam. Seitdem ha-
ben die Besucherzahlen nicht
nachgelassen. Das Programm
wird von der Blasmusik Redefin
umrahmt. Liebe Gäste aus Ost-
preußen reisen extra zum Jubi-
läum nach Anklam an, so der rus-
sische „Kant-Chor Gumbinnen“
aus dem Königsberger Gebiet, der
Heimatchor „Warmia“ aus Heils-
berg und die Jugendtanzgruppe
„Saga“ aus Bartenstein. Weitere
Ehrengäste sind Heinrich Hoch
und Barbara Ruzewicz vom deut-
schen Dachverband in Ermland-
Masuren sowie Magdalene Pi-
klaps und Arnold Piklaps vom
Deutschen im Memelland.

Wie immer ist für Mittagessen,
Kaffee, Kuchen, Bärenfang, Hei-
matbücher, Landkarten und genü-
gend Parkplätze gesorgt. 

Osnabrück – Dienstag, 9. Febru-
ar, 16.30 Uhr, Hotel Ibis, Blumen-
haller Weg 152: Kegeln. – Freitag,
19. Februar, Gaststätte Bürger-
bräu, Blumenhaller Weg 43: Tref-

LANDSMANNSCHAFTLICHE ARBEIT

LANDESGRUPPEN

Landsmannschaftl. Arbeit
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Vors.: Uta Lüttich, Feuerbacher
Weg 108, 70192 Stuttgart, Telefon
und Fax (0711) 854093, Ge-
schäftsstelle: Haus der Heimat,
Schloßstraße 92, 70176 Stuttgart,
Tel. und Fax (0711) 6336980.

BADEN-
WÜRTTEMBERG

Vorsitzender: Friedrich-Wilhelm
Böld, Telefon (0821) 517826, Fax
(0821) 3451425, Heilig-Grab-Gas-
se 3, 86150 Augsburg, E-Mail: in-
fo@low-bayern.de, Internet: www.
low-bayern.de.

BAYERN

Vorsitzender: Rüdiger Jakesch,
Geschäftsstelle: Forckenbeck-
straße 1, 14199, Berlin, Telefon
(030) 2547345, E-Mail:
info@bdv-bln.de, Internet:
www.ostpreussen-berlin.de. Ge-
schäftszeit: Donnerstag von 
14 Uhr bis 16 Uhr Außerhalb der
Geschäftszeit: Marianne 
Becker, Telefon (030) 7712354.

BERLIN
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Vorsitzender: Helmut Gutzeit, Te-
lefon (0421) 25 09 29, Fax (0421)
25 01 88, Hodenberger Straße 
39 b, 28355 Bremen. Stellvertren-
de Vorsitzende: Marita Jachens-
Paul, Ratiborer Straße 48, 27578
Bremerhaven, Telefon (0471)
86176. Landesgeschäftsführer:
Jörg Schulz, Am Anjes Moor 4,
27628 Uthlede, Telefon (04296)
74 77 01.

BREMEN
Erster Vorsitzender: Hartmut
Klingbeutel, Haus der Heimat,
Teilfeld 8, 20459 Hamburg, Tel.:
(040) 444993, Mobiltelefon
(0170) 3102815. 2. Vorsitzender:
Manfred Samel, Friedrich-Ebert-
Straße 69 b, 22459 Hamburg, Te-
lefon/Fax (040) 587585, E-Mail:
manfred-samel@hamburg.de.

HAMBURG

Vorsitzender: Ulrich Bonk (kom-
missarisch), Voltastraße 41, 60486
Frankfurt/M., Telefon (069)
77039652, E-Mail: bonk.
ulrich@gmail.com 

HESSEN

Vorsitzender: Manfred F. Schukat,
Hirtenstraße 7 a, 17389 Anklam,
Telefon (03971) 245688.

MECKLENBURG-
VORPOMMERN

Vorsitzende: Dr. Barbara Loeffke,
Alter Hessenweg 13, 21335 Lüne-
burg, Telefon (04131) 42684.
Schriftführer und Schatzmeister:
Gerhard Schulz, Bahnhofstraße
30b, 31275 Lehrte, Telefon
(05132) 4920. Bezirksgruppe Lü-
neburg: Manfred Kirrinnis, Wit-
tinger Straße 122, 29223 Celle,
Telefon (05141) 931770. Bezirks-
gruppe Braunschweig: Fritz Fol-
ger, Sommerlust 26, 38118 Braun-
schweig, Telefon (0531) 2 509377.
Bezirksgruppe Weser-Ems: Otto
v. Below, Neuen Kamp 22, 49584
Fürstenau, Telefon (05901) 2968. 

NIEDERSACHSEN



fen der Frauengruppe. – Donners-
tag, 25. Februar, 14 Uhr, Gaststätte
Bürgerbräu, Blumenhaller Weg
43: Treffen der Frauengruppe. 

Bielefeld – Folgende Termine,
alle Veranstaltungen (außer Platt-
deutsch) beginnen um 15 Uhr in
den Räumen der Kreisvereini-
gung der Ostdeutschen Lands-
mannschaften in der Wilhelm-
straße 1b in 33602 Bielefeld:

Donnerstag, 11. Februar: Das
monatliche Treffen der Gruppe
ostpreußisch Platt findet als Ab-
schiedsveranstaltung in privaten
Räumen statt, da die Gruppe ihre
Zusammenkünfte ab März ein-
stellt. – Donnerstag, 18. Februar:
Heimatliteraturkreis.

Dortmund – Montag, 15. Febru-
ar, 14.30 Uhr, Heimatstube Land-
grafenschule, Eingang Märkische
Straße: Monatstreffen.

Düsseldorf – Jeden Mittwoch,
18.30 Uhr, Eichendorfsaal, Ger-
hart-Hauptmann-Haus (GHH),
Bismarckstraße 90: Probe der
Düsseldorfer Chorgemeinschaft
Ostpreußen-Westpreußen-Sude-
tenland unter der Leitung von Ra-
dostina Hristova. – Mittwoch, 10.
Februar, 15 Uhr, GHH: Film „Pan-
zerkreuzer Potemkin“ (UdSSR
1925). – Donnerstag, 11. Februar,
19.30 Uhr, GHH/Raum 412: Offe-
nes Singen mit Marion Cals. –
Freitag, 12. Februar, 18 Uhr, Re-
staurant Lauren’s, Bismarckstraße
62: Stammtisch. – Dienstag, 16.
Februar, 19 Uhr, GHH: Buchprä-
sentation mit Arne Franke „Kleine
Kulturgeschichte der schlesischen
Schlösser“. – Dienstag, 23. Febru-
ar, 19 Uhr, GHH: „Deutsche Ge-
schichte in 1000 Objekten“ –
Buchvorstellung mit Professor
Herrmann Schäfer. 

Gütersloh – Freitag, 12. Februar,
17.30 Uhr, Großer Saal, Brauhaus:
Eisbeinessen. Es gibt Eisbein oder
Kassler mit Sauerkraut, dazu Kar-
toffelpüree oder Bratkartoffeln,
Preis: 14 Euro. Ein Unterhaltungs-
programm sowie Zeit zum Scha-
bern schließen sich an. Anmel-
dung bis 8. Februar bei Josef
Block, Telefon (05241) 34841 oder
Marianne Bartnik, Telefon
(05241) 29211.

Köln – Dienstag, 16. Februar,
14.30 Uhr, Bürgerzentrum Köln-
Deutz, Tempelstraße 41–43: Ost-
preußenrunde. Das Lokal ist mit
den Linien der KVB 3 und 4 von
der Haltestelle Suevenstraße, und
den Linien 1 und 7 von Deutzer
Freiheit in wenigen Minuten zu
erreichen. Wir wenden uns auch
an die Kölner Leser der PAZ, die
ostpreußische Wurzeln haben,
aber unser Lokal noch nicht oder
nur wenig besucht haben.

Neuss – Sonntag 14. Februar, 
15 Uhr (Einlass: 14 Uhr), Kapitel-
straße: Jahreshauptversammlung
mit Grützwurstessen.  

Wesel – Sonnabend, 21. Febru-
ar, 15 Uhr, Heimatstube, Kaiser-
ring 4: Jahreshauptversammlung.
Alle Landsleute und Heimat-

freunde sind herzlich eingeladen.
Eine Kaffetafel ist vorbereitet.

Witten – Montag, 15. Februar,
14.30 Uhr, Evangelisch-Lutheri-
sche Kreuzgemeinde, Lutherstra-
ße 6–10: „Pommern, wie es war“.

Ludwigshafen/Rhein – Mitt-
woch 10. Februar, 12 Uhr: Treffen
der Gruppe in Lu.-Oggersheim,
Kapellengasse Gaststätte Schiller-
stube, zum Heringsessen.

Limbach-Oberfrohna – Trotz
des starken Wintereinbruches mit
viel Eis und Schnee kamen die
treuen Ostpreußen zu unserer er-
sten Veranstaltung in diesem Jahr.
Am 23. Januar trafen wir uns wie
immer im Eschemuseum in Lim-
bach-Oberfrohna. Am Eingang
wurde allen Teilnehmern der Ver-
anstaltungsplan 2016 verziert mit
Motiven von Ostpreußen zusam-
men mit der Preußischen Allge-
meinen Zeitung übergeben. 

Zu Beginn begrüßte der Vorsit-
zende der Kreisgruppe Reinhard
Gerullis alle auf das Herzlichste
und gab den Tagesablauf bekannt.
Auf der Tagesordnung stand die
Neuwahl des Vorstandes und ein
Rückblick auf das vergangene
Jahr. Im Kulturellen Teil stand un-
ser Ännchen von Tharau auf dem
Programm. 

Zur Wahl des Vorstandes wur-
den die einzelnen Kandidaten
vorgestellt und ihre jeweiligen
Funktionen. Alle versprachen,
auch weiterhin aktiv mitzuarbei-
ten und wurden einstimmig ge-
wählt. Kurt Weihe trug den Fi-
nanzbericht vor und gab Erläute-
rungen dazu. Reinhard Gerullis
hielt Rückblick über das vergan-
gene Jahr. 

Alle Veranstaltungen im Jahr
2015 waren gut besucht. Das The-
ma Wolfskinder hatte uns alle
sehr ergriffen. Anschließend gab
es rege Diskussionen über ganz
persönliche ähnliche Erlebnisse.
Unser Erntedankfest ist jedes Jahr
der Höhepunkt unserer Heimat-
nachmittage. Aus vielen Städten
und Dörfern Sachsens kamen Gä-
ste und Ehrengäste angereist. Es
ist zu einer guten Tradition ge-
worden in Limbach dabei zu sein.
Mit großem Eifer und Vorfreude
wird dieses Fest von den Vor-
standsmitgliedern vorbereitet. 

Eine gemeinsame Dankeschön-
Fahrt wurde unternommen und
alle die gesundheitlich noch fit
sind nahmen daran teil. Die Jah-
resabschlussveranstaltung mit
Traditionen aus unserer Heimat
Ostpreußen bildet einen schönen
harmonischen Abschluss des Jah-
res. 

Auch in diesem Jahr sind wie-
der alle Landsleute und Gäste
herzlich eingeladen zu unseren
Heimatnachmittagen, in denen
wir Kultur und Brauchtum unse-
rer Heimat gestalten und erhalten
wollen. Besonders stolz sind wir
alle auf die Zusammenarbeit mit
der Gerhard-Hauptmann-Schule,
die wir unserem Landsmann Kurt
Weihe zu verdanken haben.
Durch seinen unermüdlichen Ein-
satz erreichte er einen sehr guten
Kontakt zu den Schülern und
Lehrern. Er leitet die Kinder an zu
Arbeiten mit Bernstein, und alle
arbeiten begeistert mit dem Gold
unserer Heimat. 

Es ist schon selbstverständlich
geworden, dass wir zu jeder Ver-
anstaltung die Schüler mit einem

bunten Kulturprogramm erleben
dürfen. Diese sehr gute Arbeit mit
den Schülern wird beispielhaft
unterstützt von Ingeborg und
Karl-Heinz Christoph aus Berlin.
Die materielle und niveauvolle
moralische Unterstützung des
Rechtsanwalts-Ehepaares bei der
Arbeit mit der Jugend ist einfach
vorbildlich und wir sagen dafür
unseren herzlichsten Dank und
wünschen den beiden die beste
Gesundheit und Kraft für ihren
Einsatz. Danke für eure liebevolle
Zuwendung. Es werden auch die-
ses Jahr wieder Heimatnachmitta-
ge in der Schule durchgeführt.
Kurt Weihe organisiert gemeinsa-
me Fahrten mit Lehrern und
Schülern zu unserem Museum
„Erinnern und Begegnen!“ nach
Reichenbach in der Oberlausitz. 

Nach einer erholsamen Pause
folgt der kulturelle Teil. 

Im Mittelpunkt stand nun das
Leben des wohl bekanntesten
Mädchens „Ännchen von Tha-
rau“. Wir alle standen schon in
Memel am Ännchen-von-Tharau-
Denkmal mit Brunnen. Gemein-
sam sangen wir das weithin be-
kannte Lied. Es war ursprünglich
ein Lied in samländischer Mund-
art und wird Simon Dach zuge-
schrieben. Vertont wurde es von
Heinrich Albert: „Anke von Tha-
raw, öß de my geföllt, se öß mihn
Lewen, mijn Goet on mihn Gölt“
– An uns zog das Leben von Änn-
chen vorbei und das Lied singen
auch heute alle sehr gerne. Eine
Erinnerung an unsere Heimat und
ihre Menschen. 

Alle unsere Heimatnachmittage
werden nur möglich durch die fi-
nanzielle Unterstützung des Säch-
sischen Innenministeriums in
Dresden und unser besonderer
Dank gilt Dr. Baumann, weil er
uns bei unserer Arbeit mit Rat
und Tat zur Seite steht. 

Zu unserer ersten Veranstaltung
konnten wir mit Freude ein neues
Mitglied, Gisela Lemke, begrüßen.
Wir wünschen ihr viele schöne
Erlebnisse in der Gemeinschaft
der Landsleute Ostpreußens. 

Außerdem haben wir eine
„Treuespende für Ostpreußen!“
überwiesen als Dank für die sehr
gute Arbeit. Der Vorsitzende ver-
abschiedete alle Teilnehmer und
wünscht ein gutes, gesundes, er-
lebnisreiches Jahr. Solange wir le-
ben wollen wir die Heimat im
Herzen tragen, würdevoll vertre-
ten und an die junge Generation
weiter geben. 

Hannelore Kedzierski

Magdeburg – Freitag, 12. Febru-
ar, 15 Uhr, TuS Zielitzer Straße:
Treffen des Singekreises. – Sonn-
tag, 14. Februar, 14 Uhr: Erinne-
rungen an unsere Kindheit.

Landesgruppe – Zum Preußen-
tag am 17. Januar 2016 konnte der
Landesvorsitzende Edmund Fer-
ner 64 Teilnehmer im Haus der
Heimat in Kiel begrüßen. Er stell-
te in seiner Eröffnungsrede den
Bezug unseres Preußentages zum
Krönungstag des Preußischen Kö-
nigs am 18.  Januar 1701 in Kö-
nigsberg dar.

In seinem Grußwort teilte der
Landesvorsitzende des BdV, Fedor
Mrozek, mit, dass sich im letzten
Jahr die Landsmannschaft der
Russlanddeutschen neu gebildet
hat und nun Mitglied im BdV ist.
Im letzten Jahr hat erstmalig der

Gedenktag der Vertriebenen statt-
gefunden. Wir hätten den Termin
lieber am 1. August gesehen, den
Tag der Charta der deutschen
Heimatvertriebenen. Wir müssen
letztlich aber froh sein, dass über-
haupt ein Tag der Vertriebenen
festgesetzt worden ist. Als letzte
Opfergruppe erhalten nun die
deutschen Zwangsarbeiter im
Zweiten Weltkrieg eine Entschä-
digung.

In seinem Vortrag „Besiedlung
von Ostpreußen – bis heute“ gab
der Landesvorsitzende Edmund
Ferner eine Darstellung über das
Land vor 1000 Jahren, seine Be-
siedlung und die vielfältigen
Bräuche der damaligen Prußen.
Missionierungen um 1000 schei-
terten genauso wie die drei polni-
schen Kreuzzüge zwischen 1116
und 1223. Dem 1190/1198 ge-
gründeten Deutschen Orden wur-
de mit der Bulle von Rimini 1226
das Kulmer Land und alle durch
die Bekehrung gewonnenen Ge-
biete im Prußenland übertragen
und vom Papst und Kaiser bestä-
tigt. Weitere Eroberungen erfolg-
ten 1231 bis 1236, sodass nach
der Besetzung ganz Pomesaniens
ein geschlossenes Herrschaftsge-
biet bestand. Den Ordensrittern
folgten die Siedler, so dass nach
den Burgen Städte und Dörfer ge-
gründet wurden, von denen aus
die Erschließung und Besiedlung
des Landes begann. Die Prußen
setzten dem in immer neuen Auf-
ständen hartnäckigen Widerstand
entgegen. In dem großen Prußen-
aufstand 1260 bis 1273, der nur
das Kulmerland und Pomesanien
nicht berührte, verlor der Orden
bis auf wenige Burgen fast alles
Eroberte. Den Prußen gelang es
aber nicht, als Sieger daraus her-
vorzugehen, ein Friedensschluss
fand nicht statt, die Prußen wur-
den weder ausgerottet noch ger-
manisiert.

In den nächsten zehn Jahren
nach dem Aufstand bis 1283 er-
oberte der Orden das gesamte
Prußenland wieder zurück. Die
planmäßige Besiedlung begann
nach 1283, nachdem aber Städte
wie Thorn, Kulm, Elbing und Bal-
ga bereits gegründet waren. Neue
Siedler erhielten größere Rechte
als in ihren bisherigen Wohnge-
bieten. Die meisten Siedler kamen
aus Franken, Schlesien, Schles-
wig-Holstein, Niedersachsen,
Mecklenburg und Holland. Die
Urbarmachung des Landes erfolg-
te in großem Maße mit neuen
landwirtschaftlichen Anbauwei-
sen. Die Zahl dieser Neusiedler
kann auf 300 000 geschätzt wer-
den. Der Orden berief nun weite-
re deutsche Bauern nach „terra
prussia“. Aus dieser Landesbe-
zeichnung entstand im deutschen
Sprachgebrauch der Landesname
„Preußen“. Die Landbesiedlung
vollzog sich aber recht langsam.
Starken Zuwachs hatten die
mächtig aufblühenden Städte. Mit
Beginn des 15. Jahrhunderts be-
gann der endgültige Niedergang
des Deutschen Ordens. 1410 erlitt
der Deutsche Orden eine schwere
Niederlage gegen Litauen und Po-
len. Der erste Frieden von Thorn
1411 und der Friedensvertrag von

Oliva 1466 waren hart: Der Orden
verlor Pommerellen (Westpreu-
ßen), Danzig wurde Freistadt,
Warmien (Ermland) kam unter
polnische Herrschaft, das Kul-
mer-Land wurde abgetrennt. 1525
wechselte der letzte Hochmeister,
Albrecht von Brandenburg-Ans-
bach den Ordenstaat in ein weltli-
ches „Herzogtum Preußen“. Zwei
große Einwanderungen folgten:
1686 kamen etwa 2000 Hugenot-
ten und 1731/32 etwa 15 000
Salzburger. Durch die von Frie-
drich dem Großen erfolgte Tren-
nung gab es von 1772 bis 1829
zwei Provinzen, Ost- und West-
preußen. Ab 1829 war die Provinz
Preußen fast 50 Jahre ein Gesamt-
staat Preußen. Nach dem Ersten
Weltkrieg kamen Westpreußen
mit Ausnahme der Kreise Elbing,
Marienburg, Marienwerder, Ro-
senberg und Stuhm zu Polen. In
diesen Kreisen, sowie in Masuren
fand 1920 eine Volksabstimmung
statt, in der mit fast einhundert-
prozentiger Mehrheit ein Verbleib
bei Deutschland bestimmt wurde.

Im weiteren Verlauf hielt Gisela
Harder einen kurzen Vortrag über
ostpreußisches Brauchtum, Hilde-
gard Henning trug in unverwech-
selbarer ostpreußischer Mundart
Ostpreußisches vor und Herbert
Schmidt hielt mit holsteinischer
Mundart dagegen. Die Schriftstel-
lerin und Regisseurin Freya Klier
las aus ihrem Buch „Wir letzten
Kinder Ostpreußens – Zeugen ei-
ner vergessenen Generation“ vor.
Sie schildert, wie sie zum Schrei-
ben dieses Buches gekommen ist.
Sodann machte Sie Ausführungen
zu ihrem Film mit drei 1945 nach
Sibirien verschleppten Frauen,
die stellvertretend für 500 000
von den Russen verschleppten
Leidensgenossinnen stehen.

Die Veranstaltung wurde mit
dem Singen des Ostpreußenliedes
abgeschlossen. So endete der ein-
drucksvolle und gelungene Preu-
ßentag 2016.

Bad Schwartau – Sonnabend, 
6. Februar, 14.30 Uhr, Waldhotel
Riesebusch: Winterfest 

Burg auf Fehmarn – Zu ihrem
monatlichen Treffen trifft sich die
Landsmannschaft Ost-, Westpreu-
ßen und Danzig am Dienstag, dem
9. Februar, um 15 Uhr im Haus im
Stadtpark. Späße, humorvolle Ge-
schichten, vorgetragen von Ina
Naujok und Lieder. die Brigitte
Asbahr musikalisch auf dem Ak-
kordeon begleiten wird, sollen an
diesem Nachmittag, der ganz im
Zeichen des Karnevals steht, die
Mitglieder und Gäste unterhalten.
Gäste sind herzlich willkommen. 

Flensburg – Freitag, 26. Februa,
15 Uhr, AWO-Stadtteilcafe: Kaf-
feetafel, danach spricht Dol-
metscheroffizier Kapitänleutnant
a.D. Bernhard W. Mroß, Ex-
Bundeswehrkommando Ost und
Deutsches Verbindungskomman-
do zu den sowjetisch-russischen
Streitkräften in Deutschland. Sei-
ne Vortragsthemen: 

1) 22. Jahrestag des Abzuges der
Westgruppe der russischen Trup-
pen (WGT)

2) 70 Jahre Kriegsende – Veran-
staltung des Verbandes der Vete-
ranen der WGT in Moskau, am 
11. April 2015 – Eindrücke des
deutschen Teilnehmers. 

3) Stand der gegenwärtigen
deutsch-russischen Beziehungen

Neumünster – Sonnabend, 
6. Februar, 12 Uhr: Die Gruppe
trifft sich zum traditionellen Kö-
nigsberger Klopsessen mit einem
bunten Programm in der Galerie
Stadthalle am Kleinflecken. An-
meldungen bitte unter Telefon
(04321) 82314. Gäste sind will-
kommen.

– Bericht –
Am 13. Januar 2016 traf sich die

Landsmannschaft der Ost- und
Westpreußen, Kreisgruppe Neu-
münster zur ersten Veranstaltung
im neuen Jahr. 

Die 1. Vorsitzende Brigitte Profé
begrüßte die Teilnehmer in der
Stadthalle. Nun finden die monat-
lichen Treffen immer hier statt.
Zuerst ungewohnt für die Mitglie-

der, denn jeder musste sich nun
eine neue „Sitzordnung“ suchen. 

Die Geburtstage wurden verle-
sen, den Jubilaren alles Gute, Ge-
sundheit und Zufriedenheit ge-
wünscht und ihnen ein Ständ-
chen gesungen. Die meisten wa-
ren über 85 und 90 Jahre alt!

Edelgard Lessing las aus ihrem
Buch „Schattenlicht“ bewegende
Passagen vor. Schloßberg/Ost-
preußen 1938–1945. Dann bis
1949 in Havighorst, ein kleines
Dorf in Schleswig-Holstein. Kind-
heit und Jugendjahre. Sie
schreibt: „Wir waren das, was man
damals eine normale deutsche Fa-
milie nannte. Ein selbstständiger
Buch- und Schreibwarenhändler,
seine mithelfende, sehr tüchtige
Ehefrau und zwei Kinder. Die
deutschen Tugenden Pünktlich-
keit, Ordnung, Fleiß und Ehrlich-
keit haben mehr oder weniger das
Leben bestimmt.

Schloßberg 1944, nahe der li-
tauischen Grenze wird zum Auf-
fanglager. Flucht in den Westen –
„verreisen“ sagt die Mutter, mit
dem Bruder, dem Koffer, dem Fe-
derbett und mit meinem Teddy.
„Wir steigen in einen Militärtran-
sporter. Erinnerungen sind wie
Fotografien. Ergreifende schwere
Erlebnisse.“

Wie auch die Teilnehmer in den
Vorlesepausen eigene Fluchter-
lebnisse schildern. Erinnerungen
kehren zurück. Schicksale über
Schicksale. Wie haben die Mütter
ohne ihre Männer das alles ge-
schafft?

Edelgard Lessing hatte anschau-
lich über die schrecklichen Erleb-
nisse, aber auch von guten Zeiten
berichtet. Wir bedankten uns sehr
und hätten gerne auch noch mehr
gehört, alles hat eben mal ein En-
de. Gut oder schlecht, wir machen
das Beste daraus, haben ein ge-
wisses Alter erreicht, Erfahrungen
gesammelt, Härte und Entbehrun-
gen haben uns geprägt und ge-
stärkt. Was wir uns allen wün-
schen, ist Gesundheit und Frieden
– weiter so interessante Veranstal-
tungen in unserer Kreisgruppe. 

Brigitte Profé
Uetersen – Freitag, 12. Februar,

15 Uhr, Haus Ueterst End, Kir-
chenstraße 7: Jahreshauptver-
sammlung, Entsprechend unserer
Satzung ist der gesamte Vorstand
alle zwei neu Jahre zu wählen. In
diesem Jahr ist es wieder soweit.
Zu wählen sind der Erste und der
Zweite Vorsitzende, der Schrift-
führer, der Schatzmeister und
drei Beisitzer. Dazu zwei Kassen-
prüfer. Bei der letzten Wahl vor
zwei Jahren fand sich leider kein
Mitglied bereit, das Amt des
Schriftführers zu übernehmen.
Bekanntlich gingen dem Verein
nacheinander auch die Zweiten
Vorsitzenden durch berufliche
Gründe beziehungsweise durch
Wegzug verloren. Es ist daher
dringend nötig, dass sich Mitglie-
der bereitfinden, auch für diese
Aufgaben zu kandidieren. 

Liebe Landsleute und Freunde,
wir haben vor der mehr als drei-
tausendjährigen Geschichte unse-
res Landes, der Heimat und den
Gräbern unserer Ahnen, eine tiefe
moralische Verpflichtung. Wir
können und dürfen nicht loslas-
sen, nicht vergessen, nicht ver-
zichten. Das gebietet auch unsere
Selbstachtung und die Menschen-
würde. Bitte helfen Sie mit, dass
wir unseren Auftrag auch weiter-
hin erfüllen. 
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Vorsitzender: Jürgen Zauner, Ge-
schäftsstelle: Buchenring 21,
59929 Brilon, Tel. (02964) 1037,
Fax (02964) 945459, E-Mail: Ge-
schaeft@Ostpreussen-NRW.de,
Internet: www.Ostpreussen-
NRW.de

NORDRHEIN-
WESTFALEN Vors.: Dr. Wolfgang Thüne, Worm-

ser Straße 22, 55276 Oppenheim.

RHEINLAND-
PFALZ

Vorsitzender: Alexander
Schulz, Willy-Reinl-Straße 2,
09116 Chemnitz, E-Mail: ale-
x a n d e r. s c h u l z - a g e n t u r @
gmx.de, Telefon (0371) 301616.

SACHSEN

Vors.: Michael Gründling, Große
Bauhausstraße 1, 06108 Halle,
Telefon privat (0345) 2080680.

SACHSEN-
ANHALT

Vors.: Edmund Ferner. Geschäfts-
stelle: Telefon (0431) 554758, Wil-
helminenstr. 47/49, 24103 Kiel. 

SCHLESWIG-
HOLSTEIN

Für die Heimatseiten ist
Frank Horns zuständig.
Texte und Fotos bitte an:
Preußische Allgemeine
Zeitung, z. H. Frank
Horns, Buchtstraße 4,
22087 Hamburg. Oder per
E-Mail: 
horns@ostpreussenblatt.de

Alle Seiten »Heimatarbeit«

auch im Internet 
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modul

sehr
großer
Betrag

sich auf-
recht auf
d. Füßen
halten

ledig-
lich

hastig;
dringend

Horn-
schuh
des
Pferdes

trichter-
förmige
Waffel für
Gefrorenes

geflügelte
Kinder-
gestalt,
Amorette

Grund-
stoff-
teilchen

untere
Rücken-
partie

an dieser
Stelle,
an die-
sem Ort

ein
Balte

männ-
liches
Rind,
Bulle

früherer
Name d.
Apostels
Paulus

Meeres-
algen-
pflanze

Schlag,
Streich
(franzö-
sisch)

engl.
Adels-
titel:
Graf

griechi-
sche
Sieges-
göttin

Bank-
note;
Glanz

Affe,
Weiß-
hand-
gibbon

sehr;
im In-
nersten

sibiri-
scher
Strom

Abkür-
zung für
Ein-
wohner

Kraft-
fahrzeug,
Wagen

regsam
und
wendig

besitz-
anzei-
gendes
Fürwort

Kfz-
Zeichen
Karls-
ruhe

ändern,
umge-
stalten

unruhig;
gerührt,
ergriffen

Wall-
fahrer

   C  O   A  R  B  S    C   K 
 S C H O R F  D U E N A  T I S C H H E R R
  U O  F U E R  D  S K I  O  A U R A 
 S T R A F E  I O N  S  L E D E R B A L L
   P   G L A S E R E I  I E  T  T  A
 F I R N I S   T R O T Z E N  C A P O N E
  M O L D A U  I  N  M O L C H  U  A N
  M B  E M S L A N D  I  A  O R T U N G
 L E E R E  U E  U E B R I G  K A E L T E
       S T E T  O  R E G E N  T E 
        Z  Z E N S O R   K R I S E
       S T A L L  I N N I G  E M  T
       R E L A I S  I   A R K O N A
          S T E H E N  N U R  O G
       P U T T E  E  E I S T U E T E
        N    H I E R   S T I E R
        S A U L U S  Z E  C  L  E
       Z U T I E F S T  S C H E I N 
        M O  N   A U T O  A G I L
       U M M O D E L N  E U E R  K A
        E  B E W E G T  P I L G E R

Kreiskette

Diagonalrätsel

So ist’s  
richtig:

Sudoku
Lösen Sie das japanische 
Zahlenrätsel: Füllen Sie 
die Felder so aus, dass  
jede waagerechte Zeile, 
jede senk rechte Spalte 
und jedes Quadrat aus 
3 mal 3 Kästchen die 
Zahlen 1 bis 9 nur je ein-
mal enthält. Es gibt nur 
eine richtige Lösung!

 7  9 3  8 1  4
 8    2    6
   6 9  5 7  
  4      5 
    1  2   
  3      7 
   1 7  3 8  
 3    5    7
 5  7 6  4 2  3

 7  9 3  8 1  4
 8    2    6
   6 9  5 7  
  4      5 
    1  2   
  3      7 
   1 7  3 8  
 3    5    7
 5  7 6  4 2  3

 7 5 9 3 6 8 1 2 4
 8 1 3 4 2 7 5 9 6
 4 2 6 9 1 5 7 3 8
 9 4 2 8 7 6 3 5 1
 6 7 5 1 3 2 4 8 9
 1 3 8 5 4 9 6 7 2
 2 6 1 7 9 3 8 4 5
 3 8 4 2 5 1 9 6 7
 5 9 7 6 8 4 2 1 3

Diagonalrätsel: 1. Fracht, 2. Tonart,  
3. Ithaka, 4. Dublin, 5. werken,  
6. reimen – Fohlen, Traber

Kreiskette: 1. Aralie, 2. Saebel, 3. lesbar, 
4. Fabrik, 5. Kiefer – Liebesbrief

Sudoku:

PAZ16_05

Die Wörter beginnen im Pfeilfeld und laufen in Pfeilrichtung um das Zahlen-
feld herum. Wenn Sie alles richtig gemacht haben, nennen die elf Felder in der 
oberen Figurenhälfte ein anderes Wort für amouröse Post.

1 tropisches Gewächs, 2 Hieb-, Stoßwaffe (Fechtsport), 3 gut zu entziffern; 
verständlich geschrieben, 4 Industriebetrieb, 5 Gesichtsschädelknochen

Wenn Sie die Wörter nachstehender 
Bedeutungen waagerecht in das Dia-
gramm eingetragen haben, ergeben die 
beiden Diagonalen zwei Begriffe zum 
Thema Pferde.

1 Beförderungsgut, Ladung
2 musikalischer Begriff
3 Heimat des Odysseus
4 Hauptstadt der Republik Irland
5 basteln, handwerklich arbeiten
6 Verse bilden

Zutiefst beeindruckt bin ich
von dem, was unsere
Landsleute und die Stadt

geschaffen haben“, stellte Bernd
Posselt, Sprecher der Sudeten-
deutschen Volksgruppe und
Bundesvorsitzender der Sudeten-
deutschen Landsmannschaft, bei
der Feier am Gedenkstein am 
24. Januar vor dem Further Bahn-
hof fest. An diesem Tag erinnerte
die Sudetendeutsche Landsmann-
schaft (SL) sowie
die Stadt Furth im
Wald an den er-
sten Vertriebe-
nentransport, der
am 25. Januar
1946 um 14 Uhr die Grenzstadt
erreichte.

Der Gedenkstein stammt aus
dem Jahre 2006. Die einzelnen
Elemente des Monuments erläu-
terte der stellvertretende Obmann
der SL in Furth im Wald Karl
Hartl. Oben befindet sich ein
Bronzerelief, das den Bahnhof
und die 40 Baracken zeigt. Auf
der zum Bahnhof gewandten Sei-
te sind die Heimatgebiete der Su-
detendeutschen angeführt, auf
der zur Stadt weisenden Seite die
Abgangs- und Zielbahnhöfe der
Transporte. 

„Was wir hier sehen, ist weit
mehr als ein lokales Denkmal. Es
ist eines der zentralen Mahnmale
für die ganze sudetendeutsche
Volksgruppe“, bekannte Posselt
und begründete dies auch damit,
dass von den rund drei Millionen
sudetendeutscher Heimatvertrie-
benen etwa 750 000 über Furth im
Wald nach Deutschland kamen.
Den zwei Länder verbindenden
Bahnhof sieht Posselt als würdi-
gen Standort. Ohne das Erinnern
an diese Vorgänge könne es keine
echte Versöhnung geben. 

Beim Festakt erklärte Furths Er-
ster Bürgermeister Sandro Bauer,
dass sie Stadt auch heute noch
wegen dieser Transporte bekannt
sei. „Die Heimatvertriebenen lei-
steten einen wichtigen Beitrag

zum Aufbau“, blickte der Further
Bürgermeister zurück. In Vertre-
tung des Regensburger Bischofs
Rudolf Voderholzer sprach Dom-
kapitular Monsignore Thomas
Pinzer ein Grußwort. Der Pilsener
Bischof Radkovský beschrieb in
seinem Grußwort, wie er es als
seine Aufgabe sieht, für Versöh-
nung einzutreten. Er stellte fest,
dass bei Besuchen in Grenzgebie-
ten die Politiker sowie die Bürger

den Verbindun-
gen über die
Grenze positiv
gegenübers te -
hen. 

„Deutschland
und auch der Landkreis Cham ha-
ben Großartiges geleistet“, stellte
der Chamer Landrat und Bezirks-
tagspräsident Franz Löffler in sei-
nem Grußwort fest. Furth sei für
viele Sudetendeutsche ein Ort ge-
wesen, der ihnen eine Perspektive
aufgezeigt hat. Diese Gedenkfeier
sah Löffler zugleich als „Erinne-
rung und Mahnung – auch für
heute“. Mit zweisprachigen Orts-
schildern im Grenzgebiet oder
dem Projekt der Ausgrabung des
Ortes Grafenried nannte der Be-
zirkstagspräsident positive Bei-
spiele und dankte den Sudeten-
deutschen für all das, „was sie in
den 70 Jahren geleistet haben“.

„Die Unvernunft des Nationa-
lismus auf beiden Seiten hat et-
was unendlich Kostbares im Her-
zen Europas zerstört“, führte
Volksgruppensprecher Posselt in
seiner Festrede aus. „In Furth im
Wald wurde ein Höhepunkt die-
ser Vertreibung sichtbar“, stellte
er den Bezug zum Veranstaltungs-
ort her. Heftig wehrte sich Posselt
gegen die Bezeichnung „Flücht-
linge“ für die 1946 in Furth im
Wald eintreffenden Sudetendeut-
schen. „Diese Menschen führten
ein friedliches Leben in ihrer Hei-
mat. Dass Millionen Menschen
kollektiv vertrieben werden, das
konnte sich die Menschheit in ih-
ren schlimmsten Phantasien nicht

vorstellen“, wurde Posselt deut-
lich. Er verwies auf die schon
1945 erfolgten wilden Vertreibun-
gen. „Anderswo wurde bereits
wieder aufge-
baut“, verdeut-
lichte er und
sprach daher
von einer „ge-
zielten ethni-
schen Säuberung“ in den von
Deutschen besiedelten Gebieten
Böhmens und Mährens. Deutlich
sollte mit diesem Gedenken wer-
den, dass es nie wieder Nationa-
lismus, kollektive Entrechtung
und Vertreibung geben darf. Posi-
tiv stimmt Posselt, dass sich im
tschechischen Volk immer mehr

Leute zu den sudetendeutschen
Positionen bekennen. Doch er
schloss auch nicht die Augen vor
denjenigen, die die damalige Ver-

treibung glorifizie-
ren. Bei der ak-
tuellen Situation
plädierte der Spre-
cher für „Grenzen
mit Klugheit und

Augenmaß“, eine europäische, so-
lidarische Lösung und Kontrolle.
„Wollen wir die Erinnerung und
die lebendige Kultur einbringen
in Deutschland und Europa, dann
leisten wir viel, dann sind wir
Pioniere einer hoffnungsvollen
Zukunft“, appellierte Posselt an
die Zuhörer. Markus Bauer 

Mehr als nur ein lokales Denkmal
Gedenken an den ersten Vertriebenentransport von Sudetendeutschen vor 70 Jahren am Bahnhof Furth im Wald

Bernd Posselt, Sprecher der Sudetendeutschen: „Die Menschen
führten ein friedliches Leben in ihrer Heimat“ Bild: Bauer

Symbol für 750000 Heimatvertriebene in Furth: Das Bronzerelief zeigt den Bahnhof von einst mit seinen 40 Baracken Bild: Bauer

Grenzen mit Klugheit
und Augenmaß 

Manche glorifizieren
die Vertreibung
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Die „Schlesischen Begegnungen“
bringen seit rund 20 Jahren Stu-
denten von diesseits und jenseits
der deutsch-polnischen Grenze
zusammen. Die einwöchigen Se-
minare finden in der nordrhein-
westfälischen Stadt Königswinter
im Kultur- und Bildungszentrum
Haus Schlesien statt. PAZ-Mitar-
beiter Dieter Göllner durfte Semi-
narluft schnuppern und fand sich
in einer historischen Debatte
„nicht über, sondern miteinander“
wieder 

30 Studenten vom Germanisti-
schen Institut an der Universität
Breslau nahmen kurz vor Ende
des vergangenen Jahres an ei-
nem einwöchigen Seminar im
Haus Schlesien teil. Der Projekt-
mitarbeiter des Gastgeberhau-
ses, Adam Wojtala, und der Be-
gleiter der Studentengruppe aus
Breslau, Mariusz Dzieweczyñski,
führten die jungen Menschen
durch das abwechslungsreiche
Programm. Ein gemeinsamer
Workshop und der begleitende
Dialog mit den Geschichtsstu-
denten der Universität Bonn so-
wie die Exkursionen zu Kultur-
institutionen in der Region ge-
hörten zu den Höhepunkten.

Bereits seit 1996 organisiert das
Haus Schlesien die vom Bundes-
ministerium des Innern geförder-
te grenzüberschreitende Maßnah-
me der verständi-
gungspolitischen
B e g e g n u n g e n .
Das Kultur- und
Bildungszentrum
hat es sich zur
Aufgabe gemacht, mit einer brei-
ten Öffentlichkeit in Dialog zu tre-
ten und sie mit Themen aus Ge-
schichte, Kultur und Verständi-
gungspolitik, die in unmittelba-
rem Zusammenhang mit Schle-
sien stehen, vertraut zu machen.
Für die „Schlesischen Begegnun-
gen“ kooperiert das Haus mit pol-
nischen Hochschulen, die einen
Schwerpunkt auf Germanistik
und Geschichte gelegt haben. Die
Seminare der Veranstaltungsreihe
werden von den Universitäten of-
fiziell für den jeweiligen Studien-
gang anerkannt.

Der jüngsten Seminargruppe
aus Breslau gehörten durchweg
sprachlich qualifizierte und moti-
vierte Teilnehmer an. Die guten

Sprachkenntnisse erwarben die
Germanistik-Studenten des zwei-
ten Jahrgangs sowohl im Fami-

lien- und Be-
kanntenkreis als
auch in der Schu-
le. Bei einem Ge-
spräch am Rande
des gemeinsamen

deutsch-polnischen Workshops
verrieten einige Teilnehmer ihre
Eindrücke und Erwartungen an
das Seminarprojekt.

Marta Pitlok war das erste Mal
im Haus Schlesien zu Besuch und
war von der Kultureinrichtung
mit ihren vielfältigen Recherche-
und Studienmöglichkeiten ange-
nehm überrascht. Neben der
Sonderausstellung des Hauses zur
Vertreibungsthematik beein-
druckten sie vor allem auch die
Besuche in Bonn bei der Deut-
schen Welle und im Haus der Ge-
schichte. Zu Hause, an der Uni,
wird sie ihre Erfahrungen in den
Bereichen Kultur und Wissen-
schaft gut einbringen können,
glaubt sie. Celine Mohe zeigte

sich überzeugt, dass sie bei die-
sem Seminar ihr Wissen über die
Geschichte Schlesiens vertiefen
kann und die im Dialog erworbe-
nen Erkenntnisse ebenfalls in ihr
Studium einfließen lassen wird. 

Julia Neudek wiederum war vor
allem am lebendigen Umgang mit
der Sprache interessiert. Sie freu-
te sich darüber, dass sie die Gele-

genheit bekam, sich mit deut-
schen jungen Menschen über
schlesische Themen aus der Ver-
gangenheit und aus der Gegen-
wart auszutauschen. 

Für Sonja Wenzel aus Bonn war
der gemeinsame Workshop mit
den polnischen Studenten zum
Thema „Erinnerungsorte“ be-
sonders interessant. Sie stellte

fest, dass die Berichte zu histori-
schen Gegebenheiten unter-
schiedlich beleuchtet wurden. Die
Referate zeigten
somit verschiede-
ne Perspektiven
auf. Die heutige
Jugend aus West
und Ost habe –
so Wenzel – eine objektive und
offene Sicht auf die Geschichte,
die von der Vergangenheit nicht
negativ beeinflusst sei.

Die Bonner Studentin Adriana
Tomaszko wurde in Teschen gebo-
ren und lebt heute in Deutsch-
land. Sie kennt viele Geschichten
von früher, da ihre Großmutter ih-
re Jugend in Schlesien verbracht
hat. Vor allem erinnert sie sich an
liebevolle Schilderungen aus je-
ner Zeit, die gar nicht hasserfüllt
waren. Für sie haben zwischen-
menschliche Begegnungen – wie
etwa das deutsch-polnische Semi-
nar in Königswinter – einen weit-
aus größeren Wert und eine tiefe-
re Wirkung als so manche staat-
lich gelenkte Kooperation.

Felix Schmidbaur, ebenfalls im
zweiten Studienjahr an der Uni-
versität Bonn, war vor allem an
der Thematik der Verständigung
und Versöhnung zwischen Deut-
schen und Polen interessiert. Es
ging ihm vorrangig um Aspekte
der Aufarbeitung der Geschichte
von beiden Seiten. Er begrüßte
die Gelegenheit des direkten Dia-
loges mit polnischen Studenten,
denn er und seine Altersgenossen
wüssten offensichtlich viel zu we-
nig über Polen und die Menschen,
die dort leben.

Christoph Studt vom Institut für
Geschichtswissenschaft der Uni-
versität Bonn leitete den gemein-
samen Workshop der angehenden
Germanisten aus Breslau mit den
Geschichtsstudenten der Univer-
sität Bonn. Unter dem Motto
„Deutsch-polnische Erinnerungs-
orte“ wurden aussagekräftige Bei-
spiele beleuchtet, die sowohl eine
deutsche als auch eine polnische
Geschichte haben. Es war für den
Seminarleiter und die Veranstal-
ter sehr wichtig, den Studenten
eine Möglichkeit zu bieten, sich in
entspannter Atmosphäre ohne
Berührungsängste auszutauschen.
„Wir führten“, so Studt, „eine hi-
storische Debatte nicht über-ein-
ander, sondern miteinander.“

Die Beiträge von beiden Seiten
zu den Erinnerungsorten „Uni-
versität Breslau“, „Jahrhundert-

halle“, „Kreisau-
er Kreis“ und
„Hirtenbrief der
polnischen Bi-
schöfe“ waren
gut vorbereitet

und vertieften mit Kernaussagen
das Themen-Spektrum. Nicola
Remig, Leiterin des Dokumenta-
tions- und Informationszen-
trums Haus Schlesien schluss-
folgerte: „Das gesetzte Ziel, die
jungen Leute in einen inhalt-
lichen Austausch zu bringen
und sie voneinander lernen zu
lassen, hat auch diesmal wieder
gut funktioniert. Nicht nur wäh-
rend des Workshops, sondern
auch später im Verlauf des
Abends, führten die Gruppen
den Dialog fort. Die Breslauer
Studenten zeigten übrigens be-
achtliche Aufgeschlossenheit in
der Auseinandersetzung mit
dem schwierigen Themenkom-
plex der Vertreibung.

Studentendialog mit Tiefenwirkung
Aus Breslau kamen die einen, aus Bonn die anderen — in Königswinter trafen sich 30 Studenten zu einem spannenden Seminar

Austausch in entspannter Atmosphäre und ohne Berührungsängste: Hier beim gemeinsamen Besuch der Vertreibungsausstellung
„Der Weg ins Ungewisse“ im Haus Schlesien Bild: Göllner

Die Studenten vor dem Veranstaltungszentrum in Königswinter:
2016 werden die Veranstaltungen fortgesetzt Bild: Göllner

Liebevolle 
Schilderungen 

Beeindruckende 
Besuche in Bonn
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Karnevalszeit ist Ordenzeit. Kürz-
lich erst hat Bayerns Finanzmini-
ster Markus Söder den Aachener
„Orden wider den tierischen
Ernst“ erhalten. Handelt es sich
hier um satirisches Lametta, so
hat der Ursprung von Kriegs- und
Verdienstmedaillen einen bitter-
ernsten Hintergrund.

„Phalara“ hießen bei den anti-
ken Griechen kleine Metallplatten
an Kopf oder Brust der Streitrös-
ser, die deren Zaumzeug beisam-
men hielten. Als „Phalerae“ über-
nahmen die Römer sie in ihr
System militärischer Auszeich-
nung. Darauf geht die „Phaleri-
stik“ zurück, die „Ordenskunde“.
Sie beackert ein Riesengebiet,
denn vor den Orden waren die
„Orden“, Lebensgemeinschaften
von Mönchen, Rittern oder Adli-
gen, deren Mitglieder sich durch
Embleme auswiesen: Kreuz, Ein-
horn, Elefant oder Greifvogel. Aus
ihnen erwuchsen im 17. Jahrhun-
dert die „Verdienst orden“, ausge-
hend 1740 von Preußens „Pour le
Mérite“, laut Schopenhauer ein
Pleonasmus, eine wortreiche
Übertreibung, da jeder Orden
Verdiensten gelten soll. Oder
nicht, wie schon Moltke scherzte:
„Orden werden verdient, erdient,
erdienert oder erdiniert“. 

In der Realität sind Orden
schwer zu fassen. In manchen
Regionen sind sie verboten oder
aber zumindest verpönt wie sei-
nerzeit in der Weimarer Republik,
seit Jahrhunderten in der Schweiz
oder bis heute bei den Bremern
und Hamburgern, deren hanseati-
scher Bürgerstolz über solche
„Adelserfindungen“ erhaben ist.

Überfluss markierten hingegen
die rund 8000 Orden und Ehren-
zeichen der DDR, die bis 1990 an
über 351000 Personen verliehen
wurden, oft mehrfach. Zum Ent-
setzen russischer Phaleristen
plante die DDR als weltweit einzi-
ges Land eine „Kriegserklärung

per Militärorden“, als sie 1968
den „Blücher-Orden für Tapfer-
keit“ für einen womöglich ausbre-
chenden Dritten Weltkrieg stifte-
te. Generell waren DDR-Bürger
und andere Osteuropäer mit
Orden ausstaffiert wie nordkorea-
nische Generäle, die nach dem
Vorschlag eines US-Spötters

mittels großer Magnete einzufan-
gen wären. 

Da lobt man sich doch die
Bundesrepublik, die seit dem 
7. September 1951 das Bundesver-
dienstkreuz als einzige allgemei-
ne Auszeichnung hat, diese aber
in drei „Klassen“ und acht „Stu-
fen“ verleiht. Daneben stehen
regionale Verdienstorden, Nach-
fahren der ungezählten Orden,
die früher im deutschen Klein-
staaten-Ensemble vergeben wur-
den und heute wie Karnevals-

oder Schützenorden anmuten.
Eine Pracht-Ausnahme ist der
1952 von Aachener Karnevalisten
gestiftete „Orden wider den tieri-
schen Ernst“, weltweit einziger
Orden „wider“ etwas. Seine satiri-
sche Natur ist gewollt und
geschätzt, anders als die unfrei-
willige Komik mancher britischer

Orden, allen voran der 1348
geschaffene „Hochedle Orden
vom Hosenband“, den Männer
am linken Knie tragen. 

Eine einzige Groteske sind
(post)sowjetische Orden. Am 
10. November 1917 verfügten Le -
nins just an die Macht geputschte
Bolschewiken die Abschaffung
aller Auszeichnungen, am 
16. September 1918 schufen sie
mit dem „Rotbanner-Orden“ den
ersten einer Ordenslawine, deren
gesamtes Ausmaß nicht einmal

Wladimir Kriwzow, der Nestor
der russischen Phaleristik, voll-
ständig erfasst hat. In seinen
Publikationen erwähnt er bis zum
Ende der Sowjetunion (1991) 
63 Orden, 116 Medaillen und 
21 „Ehrenzeichen“, was nur ein
Bruchteil der in der UdSSR und
ihren Sowjetrepubliken vergebe-

nen Abzeichen waren. Höhere
Orden können mehrfach verlie-
hen und müssen alle getragen
werden, laut „Ukas“ vom 19. Juni
1943 die „runden“ auf der linken,
die „sternförmigen“ auf der rech-
ten Brustseite. Hinzu kommen
ungezählte „Ehrenzeichen“ („Ab -
solvent der XYZ-Hochschule“)
und abenteuerliche Titel („Ver-
dienter Landarbeiter“, „Helden-
mutter“). Darum haben russische
Uniformen auf der Vorderseite
eine starke Unterlage, weil sie

sonst diese „Blechlawine“ nicht
aushielten. 

Als „Halsschmerzen“ ironisier-
ten deutsche Offiziere ihren
Drang nach Orden wie dem „Rit-
terkreuz“, die am Band um den
Hals getragen wurden. Solche
Orden passten nicht zu den Steh-
kragen sowjetischer Uniformblu-

sen, auch hätte
man sie nicht
mehrfach verlei-
hen können wie
den „Siegesor-
den“, protziges
Platin mit 150
Diamanten, des-
sen nur 20 Aus-
fertigungen an 
17 „Kavaliere“
gin gen. Unter
ihnen waren spä-
tere Erzfeinde im
Kalten Krieg wie
US-Präsident Ei -
senhower, oder
J u g o s l a w i e n s
Staatschef Tito.
Zuletzt landete
der Siegesorden
1978 bei dem
bereits debilen
Breschnew.

Viele Orden ge -
ben äußerlich we -
gen eines billigen
Designs nicht viel
her. Ausnahmen
bestätigen die Re -
gel: das „Kreuz

der französischen Ehrenlegion“
(1802) etwa oder das preußische
„Eiserne Kreuz“ (1813), dessen
Wiedergeburt für die Bundeswehr
diskutiert wurde. Als Ergebnis
wurde 2008 das „Ehrenkreuz der
Bun deswehr für Tapferkeit“ ein-
geführt.

Ein Prachtstück ist das 1957 für
Sportgrößen gestiftete „Silberne
Lorbeerblatt“, das die übliche
Langeweile von Orden vermeidet:
Stück Metall an Stück Textil. Ihr
Wert ist nicht ästhetischer, aber

dauerhafter Natur, wie die
schlichten US-Orden zeigen: Die
„Medal of Honor“ entstand 1862,
das „Navy Cross“ 1919, der „Silver
Star“ 1918 und das Verwundeten -
abzeichen „Purple Heart“ 1942.
Das hätten die Sowjets auch gern
gehabt, die kaum Privilegien von
hohen Or den kannten, zumal
auch Städte, Betriebe oder Zei-
tungen dekoriert wurden. Ab
1943 vergab man an Offiziere
anstelle von Orden oft „Komman-
deurs-Armbanduhren“, die solide
und be gehrt waren. Merkantiler
war die DDR, deren 120 höchste
Auszeichnungen klingende Mün -
ze einschlossen: „Nationalpreis
„60 000 Mark oder „Vaterländi-
scher Verdienstorden“ 10 000
DDR-Mark. 

Seit Kurzem floriert in Russland
ein Schwarzmarkt für Orden, der
manchen „politischen“ Auf-
schluss vermittelt. Kaum gefragt
sind zum Beispiel „Held der
Sowjetunion“ und „Leninorden“,
seit Stalin mit ihnen 1940 den
Trotzki-Mörder Mercader deko-
rierte. Gängige Währung für
sowjetische Orden ist der US-
Dollar, der dann hell klingelt,
wenn Metallwert und patrioti-
scher Glanz zusammenfallen, also
5000 bis 18 000 Dollar für den
Suworow-, Nachimow- oder
Uschakow-Orden (Platin/Gold
1943/44). Noch teurer wird es für
den deutschen „Pour le Mérite“ in
Gold: ab 20 000 Euro. Ein
Schnäppchen für 100 Euro ist
dagegen das „Eiserne Kreuz“ 
1. Klasse. Ansonsten gilt: Je bom-
bastischer der Orden, desto billi-
ger ist er. Den originalen sowjeti-
schen „Ruhmesorden“ 1. Klasse
kriegt man bei Ebay schon ab 
60 Euro, den „Vaterländischen
Krieg“ 1. Klasse sogar für nur 
25 Euro. Ist unter solchen Schleu-
derpreisen schon Goethes Diktum
von 1837 vergessen worden: „Titel
und Orden halten manchen Puff
ab im Gedränge“? Wolf Oschlies

Die Blechlawine auf der Brust
Orden sind nicht nur für Karnevalistenhemden eine textile Herausforderung − Auch in Diktaturen schmückt man sich gern damit

Karnevalsorden? Nein, koreanische Parteifunktionäre zeigen, was sie haben: Je mehr Blech, desto höher ihr Rang

Ausweichmanöver auf See
Weil ihre Kanäle nicht zufrieren, laufen Holländer in Kärnten Eis

Sie sind nicht lustig, nicht
schön und bestimmt nicht
freundlich: die Tschäggättä,

die Fabelwesen der Lötschentaler
Fastnacht. Vermummt mit fratzen-
haften, grellen Masken, mit Zie-
genfell und alten Säcken konkur-
rieren die Talbewohner an diesem
Wochenende um den Titel des
Schönsten unter den Hässlichen.

„Tschäggättä“, die „Gescheck -
ten“, sind Relikte aus der Heiden-
zeit, die im und mit
dem Katholizismus
überlebten und die
wohl älteste und be -
kannteste Masken -
tradition der Schweiz
ist. Bereits im 15.
Jahrhundert überfie-
len im Lötschental
junge Männer frem-
de Dörfer. Sie trugen
abscheuliche Masken
und garstige Fellklei-
der. Die Ungestüme
schwangen Keulen
und Kuhglocken, um
Schrecken zu ver -
breiten − und fanden
Spaß an dem wilden Treiben. 

Die letzten überlebenden
Tschäggättä finden sich heute im
Lötschental, dem wohl archaisch-
sten Landstrich der Schweiz. Frü-
her war das kleine Alpental im
Oberwallis im Winter oft durch
Lawinenabgänge komplett von
der Außenwelt abgeschnitten. Das
änderte sich erst im 20. Jahrhun-
dert mit dem Bau der ersten
Eisenbahnstrecke. Das tief zwi-

schen 4000 Meter hohen Bergen
eingeschnittene Tal mit seinen
fünf Gemeinden ist weitgehend
unberührt von touristischen Ein-
flüssen geblieben. Heute gehört
das Lötschental zum Weltkultur -
erbe der Unesco. Und gefährlich
sind sie heute auch nicht mehr,
die jungen wilden Männer. Denn
inzwischen hat sich herumge-
sprochen, dass die Fabelwesen
der Lötschentaler Fastnacht ihre

wildeste Zeit hinter sich haben.
Eine ungeschriebene Regel sagt,
dass nur die ledigen Männer den
Brauch aktiv ausüben dürfen. Tra-
ditionsgemäß treiben die Mas -
kenträger von Mariä Lichtmess
am 3. Februar bis zum „Gigis-
zischtag“, dem Dienstag vor
Aschermittwoch ihr Unwesen.
Dann werden die alten „Tscho-
pen“, „Triämhändschen“, Schaf-/
Ziegenfelle und die kostbaren

holzgeschnitzten Masken aus den
Verstecken geholt und für den
ersten „Luf“ vorbereitet. Besucher
kommen von weit her, um den
Tschäggättä bei den Umzügen am
„Schmutzigen Donnerstag“ und
am darauf folgenden Sonnabend
zuzuschauen. In diesem Jahr ste-
hen sie am 4. und 6. Februar auf
dem Programm. 

Die Kultur des Maskenschnit-
zens wird in den Familien von

Generation zu Gene-
ration weitergereicht,
heute allerdings auch
kommerziell ver-
marktet. Ein paar
wenige hauptberufli-
che Holzkünstler ge -
hören der älteren
Generation an. Ein -
zige schnitzende
Lötschentalerin von
Rang ist Agnes Rie-
der-Jerjen. Sie führt
mit ihrem Mann in
Wiler eine Schnitze-
reiwerkstatt sowie
einen Maskenkeller.

Seit über 40 Jahren
pflegt sie dieses Handwerk und
hat einige Geschichten zum
Brauchtum zu erzählen. Wer ein
Souvenir sucht: die kleinen
(handtellergroßen) Masken gibt es
ab zwölf Franken, die Großen um
die 150 Franken (nach oben gibt
es keine Grenzen). Dann besitzt
man vielleicht bald jene Maske,
die einige Erinnerungen an längst
vergessene Welten und Zeiten
weckt. Andreas Guballa

Garstiger Mummenschanz
Faschingsausklang im Wallis − Die »Tschäggättä« vom Lötschental

Der milde Start in den Win-
ter hat so manche Winter-
sportveranstaltung gekippt.

Die traditionelle alternative hol-
ländische 11-Städte-Tour auf dem
Weissensee in Kärnten war davon
jedoch nicht betroffen. Die größte
Eissportveranstaltung der Welt, so
die Veranstalter, hat ihren Ur -
sprung auf Hollands Kanälen.
Seitdem die klimatischen Bedin-
gungen die Veranstaltung in den
Niederlanden nicht
mehr jedes Jahr er -
lauben, hat man sie
vor 27 Jahren auf den
Weissensee verlegt.

Denn die 6,5 Qua-
dratkilometer große
Wasserfläche auf 930
Meter Seehöhe am
Fuß der Gailtaler
Alpen friert meist
schon ab Mitte De -
zember komplett zu
und verwandelt sich
bis Mitte März mit
einer Eisdecke von
bis zu 40 Zentime-
tern zur größten
durchgehenden natürlichen Eis-
fläche Europas. In der Regel. In
diesem Winter jedoch konnten bis
dato nur der West- und der Ostteil
mit präparierten Rundbahnen
von zehn sowie vier Kilometern
freigegeben werden. Der riesige
Mittelteil ist weiterhin gesperrt. .

Der nur bis zu 13 Meter tiefe
Westteil des fast zwölf Kilometer
langen fjordartigen Naturjuwels
friert stets schneller zu als der bis

zu 99 Meter tiefe Rest des Sees.
Mit rund fünf Hektar Spiegeleis-
fläche sorgte er auch dieses Jahr
dafür, dass die alternative hollän-
dische 11-Städte-Tour nicht ins
Wasser fiel.

Somit traten Ende Januar wie-
der rund 3000 Eisschnellläufer zu
den zehn Amateur- und Profiwett-
bewerben an. Zu den Aktiven
gesellt sich ein nochmals genauso
großer Tross von Betreuern, Orga-

nisatoren und Familienangehöri-
gen, sodass die Veranstalter rund
6000 Eissportenthusiasten begrü-
ßen konnten.

Für die Rennen werden bis zu
20 Meter breite Rundbahnen von
12,5 Kilometern ausgeschoben,
die entsprechend der Länge des
Rennens vier, acht oder 16 Mal zu
umrunden sind. Nicht nur eis-
technisch gesehen lagen diese
schon bisher meist auf dem West-

teil. Bietet die kompakte Bahnfüh-
rung neben organisatorischen
Vorteilen doch auch den Zu -
schauern einen interessanteren
Blick auf die Sportler, wenn sie
auf ihren 50, 100 und 200 Kilo-
meter-Distanzen in rasanter Ge -
schwindigkeit über das Eis glei-
ten. Die Durchschnittsgeschwin-
digkeit liegt dabei bei 40 Stun-
denkilometern, der Weltrekord
für 200 Kilometer aktuell bei fünf

Stunden und elf Mi -
nuten.

Übrigens: Auch
außerhalb der Ren-
nen tummelt sich der
Großteil der Eisläu-
fer und Eisstock-
schützen am liebsten
auf dem Westteil des
Weissensees, wo die
Anbindung an die
touristische Infra-
struktur am nächsten
ist. Am 14. Februar
findet auf dem
Kärntner Höhensee
außerdem das Finale
von Europas größtem

Eisstock-Turnier statt, auf dem die
besten Teams aus Deutschland,
Österreich, Italien und der
Schweiz um den Servus Alpenpo-
kal kämpfen. Eine Extra-Prüfung
im Eisstock-Weitschießen soll zei-
gen, ob der seit 1989 ungebroche-
ne Weltrekord von 566,53 Metern
zu toppen ist. Über die aktuelle
Wetterlage informiert eine Web-
kamera unter www.weissensee.
com. Helga Schnehagen

Holländer haben den Kanal voll am Weissensee
Furchterregende Fratzen. Das Erwachen der rauen Gei-
ster mit lautem Tschäggättä Bild: Wallistourismus
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Krieg als 
Geschäft  

Irak kostete USA Milliarden
James E.
Risen, ge-
b o r e n
1955, ist

Journalist bei der „New York Ti-
mes“ und als solcher dort zustän-
dig für „Nationale Sicher heit“.
Zweimal bekam er den Pulit zer-
Preis, was ihm mit diesem Buch
vielleicht erneut gelingen wird. 
Es geht um den „Zermürbungs-
krieg“ nach der Invasion im Irak
2003, der eher eine Selbstzermür-
bung der USA war. Unter Bush
habe die „präsidentielle Macht in
K r i e g s z e i t e n
praktisch keine
Grenzen“ ge-
kannt, während
Barack Obama
„die Macht staat-
licher Über wachung“ unendlich
ausgeweitet habe. Bei de Präsiden-
ten hätten Sum men verpulvert,
vor denen die Griechenschulden
als „Peanuts“ anmuteten. „Beina-
he vier Billionen Dollar“ habe die
„Dekade“ nach dem Anschlag
vom 11. September 2001 ver-
schlungen. Der „perma nente
Krieg gegen den Terror“, ge führt
von dem „industriellen Heimat -
schutzkomplex“ (Pentagon, CIA,
FBI und andere), habe  „jedes Jahr
Hun derte von Milliarden Dollar“
gekostet, allein das Ge -
heimdienstbudget“ habe sich seit
2001 „mindestens verdoppelt“
und 2013 70 Milliarden Dollar be-
tragen, verschwendet an 850000
Mitar bei ter von staatlichen und
privaten Ins titutionen, die pro
Jahr 50000 Ge heimdienstberichte
produziert hätten. 

Dabei sei das noch der kleinere
Teil der „Vergeudung von Men-
schenle ben und Staatsvermögen“,
gemes sen an den Summen, die
mit Palet ten in den Irak geflogen
worden seien, um dort im „wohl
größten Raub der mo dernen Ge-
schichte“ bei Irakern, Kur den und
Amerikanern spurlos zu versik-
kern. Alle US-Unternehmen im
Irak seien „in eine riesige Klepto-
kratie ausgeartet“, der ganze Anti-
terror kampf habe in den USA ei-
nen „wah ren Goldrausch in der
Sicherheitsin dustrie“ ausgelöst,
als „Gier und die Jagd nach Geld

oft zum Hauptziel des Kriegs ge-
gen den Terror“ worden. 

„Irrwitz wurde zur neuen Nor-
malität“, woran Betrüger und Gau-
nerkartelle absahnt hätten. Risens
Schilderun gen sind die schwäch-
sten Passagen sei nes Buchs: Was
sollen 30 und mehr Seiten über
den Ex-Militär M. Asi mos, ein no-
torischer Bilanz fäl scher, der Ver-
teidigungsministeri um und ande-
re Stellen betrog? Was soll die Be-
ratungsfirma „Rosetta“, die Geld in
Massen einkassierte, „nie et was
Nützliches“ lieferte und dann plei-

teging? Anderes
Kaliber ist die
KBR (was immer
das Kürzel besa -
gen soll), das Mu-
sterbeispiel für

eine Firma, die „zu groß zum
Scheitern“ sei und darum Penta-
gon, CIA und andere nach ihrer
Pfeife tanzen lasse. 30000 Ange-
stellte hätten sie im Irak unterhal-
ten, die Tausende Unterkünf te In-
stand hielten, wofür KBR bis 2013
39,5 Milliarden Dollar eingestri-
chen habe. 

Nicht von Geld, aber von der
„Verro hung der Armee“ ist am 
Buchende die Rede. Das US-Mili-
tär habe lan ge in dem „wohlver-
dienten Ruf gestanden, sei ne
Kriegsgefangenen human zu be -
handeln“, bis „Bush‘s Abkehr von
der Genfer Konvention“ Metho-
den er laubte, mit denen früher
„Nordviet namesen amerikanische
Kriegsge fangene folterten“. „Wa-
terboar ding“, das simulierte Er-
tränken, sei einer von vielen Be-
weisen, dass die US-Armee das
Völkerrecht um gehe, indem sie
Folter „anders defi niert“. Wer hat
etwas davon? „Der Krieg gegen
den Terror bringt politi sche Vor-
teile“, da „Geheimhaltung eine
neue Klasse von Sicherheitsun ter -
nehmern Freibeutern ermöglicht.
Geheimhaltung gebiert Korrup-
tion“.  Wolf Oschlies

James Risen: „Krieg um jeden
Preis. Gier, Machtmissbrauch und
das Mil liardengeschäft mit dem
Kampf ge gen den Terror“, We-
stend Verlag, Frankfurt/M. 2015,
312 Seiten, broschiert, 17,99 Euro  

Alle Menschen sind vor dem
Gesetz gleich“ – dieses Ge-
bot steht vermutlich in al-

len Staatsverfassungen. Für die
Besiegten gilt dieser Satz offen-
sichtlich nicht. Hier gilt vielmehr
der Ausruf des Gallierkönigs
Brennus „vae victis“ („Wehe den
Besiegten“). 

Auch die Entwicklung des mo-
dernen Kriegsvölkerrechts hat die
ungleiche Ahndung von Kriegs-
verbrechen – Bestrafung der Be-
siegten, Nichtbestrafung der Sie-
ger – nicht verhindert. Klaus
Hammel und Rainer Thesen ha-
ben dazu ein materialreiches,
sorgfältig geschriebenes Werk vor-
gelegt. Beide Autoren haben sich
mit dem Thema Kriegsverbrechen
schon vorher intensiv befasst.
Hammel, Oberst a.D., ist Verfasser
zahlreicher militärgeschichtlicher
Schriften und des 2012 erschiene-
nen grundlegenden Werkes „Der
Krieg in Italien 1943–45“. Rainer
Thesen, Oberst d.R., war Verteidi-
ger im Scheungraber-Prozess, zu
dem Hammel als Sachverständiger
geladen war.

Das in hohem Maße lesenswer-
te Buch ist kein mixtum composi-
tum beider Autoren in dem Sinne,

dass ein und derselbe Text von
beiden Autoren gemeinsam ver-
fasst worden ist, sondern es han-
delt sich um ein Werk, das aus
zwei Teilen besteht, für die der je-
weilige Autor allein zeichnet: Teil
1, von Hammel verfasst, behandelt
„Zweierlei Recht – Die Ahndung
von Kriegsverbrechen auf deut-
scher und alliierter Seite“, wäh-
rend der von Thesen verfasste Teil
2 den Titel „Das Kriegsrecht und
seine Anwendung – Beispiel der
Krieg in Italien 1943–45“ trägt.
Die ungleiche Ahndung von
Kriegsverbrechen wird in beiden
Teilen des Buches anhand der
Darstellung von
d e u t s c h e n
Kriegsverbrechen
auf der einen Sei-
te und von
Kriegsverbrechen
der Alliierten auf der anderen Sei-
te exemplifiziert. Das Ergebnis des
diesbezüglichen Vergleiches kann
nicht überraschen: Kriegsverbre-
chen der Alliierten (zum Beispiel
die Erschießung deutscher Kriegs-
gefangener) wurden selten bis nie
gerichtlich verfolgt, Verbrechen
der deutschen Seite dagegen in
Tausenden von Fällen, womit
gleichzeitig die weitverbreitete
Meinung widerlegt wird, es sei
hinsichtlich der juristischen Auf-
arbeitung letzterer nicht genug ge-
schehen beziehungsweise – wenn
überhaupt – nur sehr zögerlich. 

Die mit zahlreichen Belegen be-
gründete Auffassung der Autoren,
dass bei der Ahndung von Kriegs-
verbrechen (diese dürfen nicht
mit NS-Gewaltverbrechen ver-

wechselt werden) trotz des ein-
heitlichen Kriegsvölkerrechts
unterschiedliche Maßstäbe ange-
legt wurden („zweierlei Recht“)
und damit unterschiedlich geur-
teilt wurde („zweierlei Urteil“),
darf jedoch nicht dahin missver-
standen werden, dass Hammel
und Thesen zu einer großen Rein-
waschaktion angesetzt hätten;
denn mehr als einmal werden Ver-
brechen oder auch nur politische
Dummheiten der deutschen Seite
klar als solche kritisiert. Dankens-
wert ist andererseits, dass in dem
Werk Aktivitäten von Partisanen
zutreffend als völkerrechtswidrig

festgestellt wer-
den, was leider in
anderen Veröf-
fe n t l i ch u n g e n
nicht immer hin-
reichend deutlich

geschieht.
Die Untersuchung der unglei-

chen Ahndung von Kriegsverbre-
chen ist deshalb so wichtig, weil
die etablierte Zunft der deutschen
Historiker und der deutschen
Strafrechtsprofessoren sich zwar
gern und ausgiebig mit deutschen
Tätern befasst, deutsche Opfer
aber kaum beachtet. In dem Ge-
fängnis der „Political Correctness“
ist die Wissenschaft wenig frei;
Thesen spricht wohl nicht zu Un-
recht von insoweit „politisch be-
flissener Geschichtsschreibung“.
Was die Rolle der Richter betrifft,
so sei an das Urteil des renom-
mierten Rechtslehrers Bernd Rü-
thers erinnert: „Der Richter ist nur
dem Gesetz unterworfen – und
dem Zeitgeist.“ Der Zeitgeist ruft

in jedem Fall nach Sühne (oder
Rache?), die auch vor Greisen
nicht haltmacht. Zu welch’ juri-
stisch unhaltbaren Argumenten
sich sogar der Bundesgerichtshof
im Fall Scheungruber hat hinrei-
ßen lassen, hat Thesen bei der
Schilderung dieses Falles ein-
dringlich und überzeugend ge-
schildert; das Verfahren gegen
den ehemaligen Leutnant
Scheungruber könnte allein
schon Stoff für eine Doktorarbeit
bieten – auch die makabre, in
dem Buch noch nicht berücksich-
tigte Rolle der auf Strafvollstrek-
kung gegen den inzwischen ver-
storbenen Greis drängenden bay-
erischen Justizverwaltung. Der
unbefangene Zeitgenosse kann
sich des Eindrucks nicht erweh-
ren, dass bei Gerichtsverfahren
wegen angeb-licher oder wirk-
licher deutscher Kriegsverbre-
chen der Grundsatz „Im Zweifel
für den Angeklagten“ außer Kraft
gesetzt worden ist. Nicht selten
findet auch in den politisch kor-
rekten Medien in diesen Fällen
eine Vorverurteilung statt. 

Kritik: Eine tabellarische Über-
sicht über die nach Datum aufge-
schlüsselte Zahl der Anklagen
und Verurteilungen wäre für den
Leser nützlich gewesen.

Ingo von Münch

Klaus Hammel/Rainer Thesen:
„Zweierlei Recht. Die ungleiche
Ahndung von Kriegsverbrechen.
Zweierlei Urteil“, Osning Verlag,
Bielefeld-Garmisch-Partenkir-
chen 2016, 392 Seiten, 39,80 
Euro

V i e l e
s t a a t l i -
cherseits
besolde-
te Be-
r u f s a r -
ch ä o l o -

gen meinen, dass es unabhängi-
gen Privatforschern nicht zuste-
he, ihr Monopol auf die Beschäf-
tigung mit den Zeugnissen der
Vergangenheit in Frage zu stel-
len. Das mussten auch der
Chemnitzer Experimentalarchä-
ologe und Thor-Heyerdahl-
Schüler Dominique Görlitz so-
wie der Pyramidenexperte Ste-
fan Erdmann aus Hagenburg er-
leben. In ihrem Fall kam es sogar
zu einem regelrechten Wissen-
schaftsskandal, über den nun
das Buch „Das Cheops-Projekt“
informiert.

Das Ganze begann mit den
„Enthüllungen“ des dubiosen
ägyptischen Ex-Antikenministers
Zahi Hawass und der offensicht-
lich komplett tatsachenresisten-
ten Ägyptologin Monica Hanna,
welche von den großen Medien-
anstalten in Deutschland sofort
begierig aufgenommen wurden,
ohne dass sich jemand die Mühe
machte, den Wahrheitsgehalt der
Behauptungen von Hawass und
Hanna zu überprüfen. 

So sollten Görlitz und Erdmann
die sogenannte Königskartusche
in der obersten Entlastungskam-
mer der Cheops-Pyramide, wel-
che den Namen des mutmaß-
lichen Bauherrn zeigt, absichtlich
beschädigt haben. Dabei entstan-
den die Kratzer an dem Graffiti
schon Jahre vor dem Besuch der
beiden. Nichtsdestotrotz tönte

die Ägypterin Hanna, die inzwi-
schen an der Berliner Humboldt-
Universität untergekommen ist:
„Dafür müssten die Deutschen
gekreuzigt oder gehängt werden.“
Und tatsächlich erwirkte die Ju-
stiz ihres Landes auch umgehend
einen internationalen Haftbefehl
gegen das Duo und steckte des-
sen völlig schuldlose einheimi-
sche Helfer ins Gefängnis.

Grund für die Denunziationen,
deren Unwahrheit leider erst
nach und nach bewiesen werden
konnte, war zum einen Hawass’
paranoider Antisemitismus: Er
unterstellte Görlitz und Erdmann,
die Pyramide mit Gewalt umda-
tieren zu wollen, um das Bau-
werk anschließend den Juden zu-
zuschreiben. Hanna hingegen
ging es um die Verteidigung der
Pfründe der akademischen Ägyp-

tologen, welche die Thesen der
beiden Privatforscher in Bausch
und Bogen ablehnen. Diese kom-
men dann im zweiten Teil des Bu-
ches zur Sprache, wodurch der
Leser die Möglichkeit erhält,
selbst zu entscheiden, was er da-
von halten soll.

So vertreten Görlitz und Erd-
mann die Ansicht, dass es sich
bei der Cheops-Pyramide keines-
falls um eine Begräbnisstätte ge-
handelt haben könne, weil durch
ihren unteren Teil ja einstmals
gezielt Wasser geleitet worden sei
– und das hätte man der feuchtig-
keitsempfindlichen Mumie eines
Pharaos natürlich niemals zuge-
mutet. Gleichermaßen widerspre-
chen die zwei Deutschen der gän-
gigen Theorie vom ausschließ-
lichen Einsatz primitiver, weicher
Kupferwerkzeuge bei der Anferti-

gung der einzelnen Bauteile für
das gigantische Objekt. In diesem
Zusammenhang verweisen sie
insbesondere auf die Material-
proben von der Patina an den
Granitblöcken der Königskam-
mer, die sie im April 2013 mit
ausdrücklicher Genehmigung der
ägyptischen Behörden entnah-
men. Die Partikel enthalten näm-
lich Magnetit infolge des intensi-
ven Kontakts mit geschmiedetem
Eisen. Eiserne Hebekeile und -
klammern sollen dann nach An-
sicht von Görlitz und Erdmann
auch beim Aufeinanderstapeln
der 2,3 Millionen Steinquader
der Pyramide zum Einsatz ge-
kommen sein. Damit erklären sie
die riesigen Rampen, die angeb-
lich an der Außenseite nach oben
geführt hätten, für überflüssig,
womit eine weitere heilige Kuh

der Altertumswissenschaft ge-
schlachtet wird.

Aus all dem ergibt sich für die
beiden Autoren, „dass die Ägyp-
ter vor fast 5000 Jahren technisch
durchaus weiterentwickelt wa-
ren, als moderne Ägyptologen ih-
nen das heute zugestehen“. Zu-
gleich sehen sie in der Cheops-
Pyramide aber auch „ein Symbol
für den kulturellen Niedergang“
des Volkes am Nil, das sein einst-
maliges zivilisatorisches Niveau
nicht ansatzweise habe halten
können. Und das erklärt dann
wohl den blindwütigen Hass, der
ihnen aus Kairo entgegenschlägt.

Wolfgang Kaufmann

Dominique Görlitz & Stefan Erd-
mann: „Das Cheops-Projekt“,
Kopp-Verlag, Rottenburg, 318
Seiten, gebunden, 22,95 Euro

Niemand,
der dieses
Buch in
die Hand
n i m m t ,
wird völlig
unvorein-

genommen darin lesen. Je nach-
dem, ob man den Klimawandel für
bedrohlich hält oder dem Weltbild
des Autors Gerd Ganteför, seines
Zeichens Physikprofessor an der
Universität Konstanz, folgt, wird es
einen bestürzen oder die eigenen
Ansichten bestärken. Das Werk,
„Wir drehen am Klima – na und?“
aus dem Wiley-VCH-Verlag polari-
siert. Der für seine provokanten
Thesen bekannte Wissenschaftler
meint, der Klimawandel erfolge
langsamer als wir bisher annah-

men, man könne in Ruhe abwarten
und es der Nachwelt überlassen,
Technologien zu entwickeln, die
die Rettung brächten. Die Energie-
wende sei zu langsam, die Erneu-
erbaren Energien viel zu teuer und
zu gering, um Gas, Kohle, Öl und
Atomstrom zu ersetzen. Ginge
Deutschland den in der Energiepo-
litik eingeschlagenen Weg weiter,
werde die Natur der Energieerzeu-
gung geopfert, ganze Industrie-
zweige wanderten ab angesichts
explodierender Strompreise, und
die Sozialsysteme würden auf-
grund des schrumpfenden Wohl-
stands zusammenbrechen. 
Ganteför stellt zwar berechtigte
Fragen wie die, ob die Gesellschaft
die geforderten Opfer bringen wol-
le, die ein Umstieg von der Kon-

sumgesellschaft in eine auf Öko-
Gesellschaft bedeuten könne, lie-
fert jedoch die Antworten stets
gleich mit durch die Darstellung
von Horrorszenarien, die die vom
wissenschaftlichen Beirat der
Bundesregierung geforderte „Gro-
ße Transformation“ nach sich zöge:
nämlich eine Einschränkung der
Selbstbestimmung, der Grund-
und Privatrechte. 

Kritiker behaupten, Ganteför ha-
be als Lehrender im Fachgebiet Na-
notechnologie keine Ahnung von
der Klimaforschung, er werfe mit
Halbwissen um sich, unterschlage
Details und biege Fakten zurecht,
bis sie in seine Theorien passten.
Das Fraunhofer-Institut für Solare
Energiesysteme ISE gab in einer
Studie bekannt, dass eine Energie-

wende sogar Kosten sparen könne.
Diese Ergebnisse verschweigt der
Autor. Es fragt sich, was einen Wis-
senschaftler für Nanotechnologie
dazu treibt, sich derart herausfor-
dernd zu einem berufsfremden
Thema zu äußern? Immerhin ist es
interessant, die  Ausführungen ei-
nes Andersdenkenden kennenzu-
lernen. Im Zweifel sollte man viel-
leicht doch eher den Klimawissen-
schaftlern des Potsdamer Institutes
für Klimafolgenforschung Gehör
und Glauben schenken, die in
puncto Klimawandel Alarm schla-
gen. Silvia Friedrich

Gerd Ganteför: „Wir drehen am
Klima – na und?“, Erlebnis Wis-
senschaft Wiley-VCH, Weinheim,
248 Seiten, Hardcover, 24,90 Euro

Wehe den Besiegten
Autoren decken ungleiche Ahndung von Kriegsverbrechen auf

Wissenschaftsskandal um die Cheops-Pyramide
Die Ägyptologen Dominique Görlitz und Stefan Erdmann schildern, wie ihre Forschung sie in Gefahr und Verruf brachte

In Ruhe abwarten
Physikprofessor Ganteför äußert provokante Ideen zur Energiewende

Taten Alliierter 
wurden kaum verfolgt

Betrüger und Gauner
sahnen beim Staat ab

NE U E BÜ C H E R
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MELDUNGEN MEINUNGEN

Hauptsache dreist genug
Wie sich die SPD für den »Kalten Krieg« erwärmt, was die »Fachkräfte« heute wirklich
machen, und was »Demokratiefeind« bedeutet / Der Wochenrückblick mit HANS HECKEL

Teufel, was waren wir sauer
damals auf die Bundesre-
gierung! Es war ein lauer

Novembertag des Jahres 1981.
Keine zwei Jahre nach dem sowje-
tischen Einmarsch in Afghanistan
hatte Bundeskanzler Helmut
Schmidt von der SPD die Stirn,
den Kreml-Herrn Leonid Bresch -
new mit allen Ehren in Bonn zu
empfangen. Was für ein Verrat!

Die Junge Union hatte zur De-
mo nach Bonn gerufen, und wir
waren voller Enthusiasmus ge-
folgt, rund 50 000 junge Leute aus
der ganzen Bundesrepublik. Nach
dem JU-Chef Matthias Wissmann
sprach ein kleiner Afghane in ei-
ner eigentümlich exotischen
Tracht, die auf uns ein wenig zer-
lumpt wirkte. Er sah genauso aus
wie heute die Taliban, und ver-
mutlich ist er später auch einer
geworden, wenn das Äußere aufs
Innere schließen lässt. Wir haben
ihm zugejubelt, obwohl wir fast
nichts verstanden.

Zur Erinnerung: Nur durch so-
wjetische Stütze gab es das SED-
Regime, die deutsche Teilung, die
Mauer, den Schießbefehl, die po-
litische Unterdrückung in der
DDR. Und nun hatten sie auch
noch ein (weiteres) Land überfal-
len. So sahen wir das damals.

Die Sozialdemokraten sahen
das etwas anders: Ja, die haben ei-
niges angestellt, die Sowjets, und
tun es noch. Aber gerade weil die
Lage so gespannt sei, müsse man
mit einander reden, damit die Sa-
che nicht weiter eskaliert.

Wie sich alles gedreht hat! Heu-
te pfeift ausgerechnet SPD-Gene-
ralsekretärin Katarina Barley
CSU-Chef Horst Seehofer dafür
an, dass er nach Moskau fährt. Sie
habe „kein gutes Gefühl“ bei der
Sache, wegen der Krim und so.
Und die Grünen, die 1981 die
Bundeswehr abschaffen und aus
der Nato austreten wollten und je-
den als „Kriegstreiber“ ver-
schrien, der von „sowjetischer Be-
drohung“ warnte? Deren Frak-
tionschef Anton Hofreiter nennt
Seehofers Reise sogar „peinlich“.

Der Bayer wiederum entgegnet,
was Helmut Schmidt 1981 nicht
schöner hätte ausdrücken kön-
nen: Gerade jetzt in dieser span-
nungsreichen Zeit müsse der Dia-
log mit Moskau gepflegt werden,
damit man wieder zueinander
finde.

Überhaupt, die Russen! Der „Ta-
gesspiegel“ deckt auf, welch perfi-
des Spiel die treiben in der toben-
den Propaganda-Schlacht. Da
würden von russischen Medien
Falschmeldungen an deutsche
Medien verbreitet, diese würden
die Meldungen dann überneh-
men und im dritten Schritt könn-
ten dann wieder die Russen die
Sache als „Berichte deutscher
Medien“ in ihr Programm aufneh-
men. Das Blatt nennt es „über
Bande spielen“ und verkauft uns
das als ganz was Neues. Sind ver-
mutlich erst die fiesen Russen
draufgekommen, oder?

Eher nicht, das Spiel kennen
wir seit Jahrzehnten, nur mit an-
derer Besetzung:
Deutsche Me-
dien erregen
sich beispiels-
weise darüber,
dass ganze
Landstriche von
Nazis beherrscht
würden („Natio-
nal Befreite Zo-
nen“). Das
schreiben ausländische Zeitun-
gen dann einfach ab, woraufhin
uns die deutschen Urheber der
Revolverberichte alarmieren mit
der Nachricht: „Auch im Ausland
wächst die Sorge über die neuen
Nazis in Deutschland.“

Die Mittel von Propaganda und
Gegenpropaganda bleiben offen-
bar immer die Gleichen, egal in
welcher Frontstellung. Und sie
bleiben vor allem immer gleich
billig und durchschaubar. Das Er-
staunliche ist bloß: Sie funktio-
nieren trotz ihrer längst durch-
sichtigen Billigkeit noch wie am
ersten Tag.

Wichtig ist nur, dass man nicht
rot anläuft, egal wie frech man es
treibt. Vertreter von Medienhäu-
sern, die kreuz und quer mit US-
Einfluss-Organisationen verfilzt
sind, bringen es beispielsweise
fertig, im Brustton der Überzeu-
gung die „Infiltration der Bundes-
republik“ durch russische Ein-
fluss-Organisationen anzupran-
gern. Das nenne ich professionell!

Je weiter Anspruch und Wirk-
lichkeit, Wahrheit und Legende
auseinanderklaffen, desto „profes-
sioneller“ muss man rangehen.
Große Konzerne und Wirtschafts-
verbände bekunden große Sorge,
dass das Schengener System un-

kontrollierter Grenzen kaputt-
geht, und setzen sich zudem sehr
für die großzügige Aufnahme von
„Flüchtlingen“ ein. Das seien
nämlich Fachkräfte, welche ein
„zweites deutsches Wirtschafts-
wunder“ herbeizaubern würden.

Toll, was? Sage keiner, die Wirt-
schaftsführer laberten bloß: Auf
der Internationalen Automobil-
ausstellung in Frankfurt am Main
Ende September frohlockte Daim-
ler-Chef Dieter Zetsche wegen der
vielen neuen Spezialisten aus der
Ferne und versprach: „Genau sol-
che Menschen suchen wir bei
Mercedes und überall in unserem
Land.“

Und wofür „suchen wir“ diese
M e n s c h e n ?
Daimler hat
rund 6500 Lehr-
stellen, und es
gibt ja viel zu
wenig junge
Kandidaten in
Deutschland, da
müssten doch
nun massenhaft
Fachkräfte aus

Syrien unterkommen können, die
Herr Zetsche „sucht“.

Nun, laut „Spiegel“ tummeln
sich dort seit November gerade
einmal 40 „Flüchtlinge“. Und die
machen jetzt also ein Lehre? Iwo,
es sind „Praktikanten“, die nicht
mal anschließend eine Lehrstelle
bekommen sollen, geschweige
denn eine Festanstellung. Für
Festanstellungen habe man bei
Daimler nämlich „etablierte Be-
werbungsverfahren“, zitiert das
Magazin. Da haben die „Fachkräf-
te“ aus dem Orient offenbar keine
Chance.

Vollkommen unbeeindruckt
von solch entlarvenden Rohrkre-
pierern trommeln die Spitzen der
Wirtschaft weiterhin für offene
Grenzen und eine „liberale“ Asyl-
und Zuwanderungspolitik. Es gibt
eben keine Peinlichkeit, die sich
nicht ausgleichen ließe mit noch
größerer Dreistigkeit.

Ebenso für Schengen: In düste-
ren Farben wird uns das Bild ei-
nes zusammenbrechenden Ex-
ports an die Wand geworfen, soll-
te das Schengener Abkommen
fallen und Deutschlands Grenzen
wieder regulär kontrolliert wer-
den. Wir fragen uns, wie das ei-
gentlich in der Zeit vor Schengen,
vor 1985 war. Und wie macht es

eigentlich Exportweltmeister Chi-
na, der sich nach allen Seiten mit
rigiden Grenzen schützt und
nicht einmal einer asiatischen Art
von EU angehört? Eigentlich dürf-
ten die Chinesen keine Schraube
exportieren können, wenn es
nach den Düstermalern in Wirt-
schaft und Medien, in Berlin oder
bei der EU in Brüssel geht.

Tun sie aber trotzdem, genauso
wie die Bundesrepublik schon
lange vor Schengen eine blühen-
de Exportwirtschaft betrieben
hatte. Dafür war nicht einmal der
Euro nötig, ohne den wir heute
angeblich nicht nur keinen Ex-
port mehr hätten, sondern sogar
Krieg. War denn Krieg bis 1999,
als der Euro eingeführt wurde?
Ach, lassen wir den Schabernack.

Wir sollen das lassen? Leicht
gesagt, wenn nahezu alles, was
man uns derzeit als unkritisierba-
re Wahrheit kredenzt, auf einem
Legendensalat ruht, der jeglichen
Verstand beleidigt. Die Massenzu-
wanderung der Armen und Elen-
den aus aller Welt könnten wir
gar nicht stoppen, heißt es, weil
das eine Folge der „Globalisie-
rung“ sei. Daher könnten wir
auch gar „nicht mehr kontrollie-
ren, wer zu uns kommt“ (Merkel).

Was man uns da durch die wel-
ke Blume ranziger Propaganda-
formeln zuraunt, bedeutet ins
Deutsche übersetzt: Schmiert
euch eure Demokratie in die Haa-
re. Die Völker und ihre Bürger ha-
ben sowieso nichts mehr zu sa-
gen, seitdem eine Macht namens
„Globalisierung“ die Herrschaft
auf dem Planeten übernommen
hat. Ulkigerweise beschimpft man
diejenigen, die da nicht mitma-
chen wollen, ausgerechnet als
„Demokratiefeinde“.

Was ist eigentlich das Ziel die-
ser Schwafler? Wissen wir nicht,
wir können nur sehen, was sie an-
richten: Erst in ganz Europa
durch die „Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit“, bald auf der ganzen Welt
durch die angeblich „nicht mehr
kontrollierbaren Grenzen“ wer-
den die kleinen Leute zu einem
globalen Brei grenzenlos verfüg-
barer Billiglöhner und Minikon-
sumenten verrührt, die sich
gegenseitig an die Wand konkur-
rieren im Kampf um Praktikan-
tenplätze bei wem auch immer.
Die Welt wird so endgültig zum
Paradies für die „Global Player“.

US-infiltrierte
Medienhäuser

warnen eindringlich
vor Infiltration
durch Moskau

ZUR PERSON

Eher Sparkasse
als Großbank

Einzelkämpfer haben es selten
leicht. Das musste Donald

Trump erleben, der bei der ersten
Vorwahl zur US-Präsidentschaft
im US-Bundesstaat Iowa bei den
Repulikanern nur Zweiter wurde.
Wenn er sich nur mit seinem ge-
ehelichten slowenischen Model
blicken lässt, reichen seine ganzen
Milliarden nicht, um im US-Wahl-
kampf seinen Mann zu stehen.

Da ist der republikanische Sie-
ger von Iowa, der erzkonservative
texanische Senator Ted Cruz, aus
ganz anderem Holz geschnitzt. Er
hat mit seiner Heidi eine einfluss-
reiche Frau an seiner Seite, eine
Art Jackie Onassis. Ja, besser noch,
denn seine bessere Hälfte ist Ma-
nagerin bei Goldman Sachs, und
aus dem Umfeld der politisch ein-
flussreichen Investmentbank wur-
de schon so mancher zum Staats-
mann „gemacht“.

Cruz’ Kampf um Wählerstimmen
für die Präsidentschaftsnominie-
rung erinnert aber eher an Spar-
kasse als an Großbank. Anders als
der Lautsprecher namens Trump

sammelte Cruz
fleißig jede ein-
zelne Stimme
der evangelika-
len republikani-
schen Wähler.
Das brachte dem
Aushängeschild

der Tea Party den Sieg im protes -
tantisch geprägten Iowa.

Verwirrung gab es kurz, als be-
kannt wurde, dass Cruz als Sohn
eines Exilkubaners in Kanada ge-
boren wurde. Laut Verfassung
kann nur ein gebürtiger US-ameri-
kanischer Staatsbürger Präsident
werden. Aber wegen seiner Mutter
ist der 45-jährige Spitzenjurist von
Geburt an US-Bürger. 

Unter allen Kandidaten gilt er als
bester Rhetoriker. 2013 wollte er
im Senat mit einer 21-stündigen
frei gehaltenen Rede Präsident Ob-
amas Gesundheitsreform verhin-
dern. Was ihm damals nicht gelun-
ge istn, könnte er als Präsident er-
reichen: viele Maßnahmen Obamas
zu kassieren – von der Verschär-
fung des Waffenrechts bis hin zur
„Oba macare“. Seiner treuen Heidi
wird es recht sein. Harald Tews

Für Andreas Kilb kommt
Preußen im „Humboldtforum“,
das im Gewande des Berliner
Schlosses gerade entsteht, viel
zu wenig vor. In der „FAZ“
(27. Januar) erinnert er: 

„Die Humboldts waren Wis-
senschaftler, Politiker, Reformer
und Abenteurer. Und sie waren
Preußen. Das alles muss im
Humboldt-Forum zu sehen sein
– und das Preußische zualler-
erst. Es ist ja nicht irgendeine
Tradition, an die hier ange-
knüpft wird, sondern die beste
und wertvollste, die aus den
letzten zweihundert Jahren
deutscher Geschichte übrig
blieb.“

Drei SPD-Ortsvereine im Nor-
den von Essen wollten gegen
die Asylpolitik demonstrieren
(siehe PAZ 4/16). Auf die Frage
von „Spiegel online“ (27. Janu-
ar), ob er sich damit nicht gegen
seine Partei stellt, antwortet der
Essener SPD-Kommunalpoliti-
ker Guido Reil:

„Wer ist denn meine Partei?
Die SPD-Führung im Bund und
den Ländern spricht doch öf-
fentlich fast nur noch in Parolen,
ohne jede Substanz. Ich kriege
so viel Zustimmung von Genos-
sen aus ganz Deutschland, das
können Sie sich gar nicht vor-
stellen.“

FDP-Vize Wolfgang Kubicki
kritisiert aufs Schärfste die Wei-
gerung der rheinland-pfälzi-
schen Ministerpräsidentin Malu
Dreyer und anderer SPD-Politi-
ker, mit der AfD im Fernsehen
zu diskutieren. In „Focus onli-
ne“ (28. Januar) schreibt er:

„Mit der Dreyerschen Weige-
rung, die ja mittlerweile auch
von Hannelore Kraft und Sig-
mar Gabriel geteilt wird, verlas-
sen führende Sozialdemokraten
die Grundlagen unseres demo-
kratischen Diskurses. Die Ge-
währung von Rede und Gegen-
rede gehört zu den Spielregeln
der demokratischen Ausein-
andersetzung.“

Henryk M. Broder vergleicht
die Silvester-Exzesse von Köln
und anders in der „Welt“ (28. Ja-
nuar) mit den antijüdischen
Übergriffen vor der „Endlö-
sung“ und findet ein deutliches
Wort dafür:

„Es war ein Pogrom ... Wie es
sich für ein Pogrom gehört, gab
es Täter, Opfer und Zuschauer.
Die Täter waren rücksichtslos,
die Opfer hilflos und die Zu-
schauer haben zugeschaut ...
Man muss nicht Historiker oder
Antisemitismus-Experte sein,
um Parallelen zu den antijüdi-
schen Pogromen aus der Zeit
vor dem Holocaust zu erken-
nen.“

AfD-Sprecherin Frauke Petry
wehrt sich auf „Facebook“
(31. Januar) gegen Attacken, de-
ren Ziel sie nach ihrer Äußerung
wurde, im äußersten Notfall
müsse zum Grenzschutz auch
zur Waffe gegriffen werden

„Warum misst man mit
zweierlei Maß? Versuchen Sie
sich mal bei Ihrem nächsten
Flug der Sicherheitskontrolle zu
entziehen! Oder versuchen Sie
den Sperrbereich im Flughafen
unerlaubt zu betreten! Was glau-
ben Sie, was passiert, vor allem,
wenn Sie sich dann einer mehr-
fachen Aufforderung widerset-
zen, dies zu unterlassen. Selbst-
verständlich soll Flüchtlingen
geholfen werden, aber das darf
nicht dazu führen, dass Recht
und Gesetz bei uns in Deutsch-
land nicht mehr zur Anwen-
dung kommen.“ 

Berlin – In einer Befragung von
2800 Asylanten durch das
Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge gaben fast 85 Prozent
an, für immer in Deutschland
bleiben zu wollen. Kanzlerin Mer-
kel hatte dieser Tage angekündigt,
dass, ebenso wie nach dem Jugos-
lawienkrieg, ein Großteil der
„Flüchtlinge“ später zurückkeh-
ren werde. Dies wird offenbar
nicht geschehen. Laut Migrations-
forschern ist die Lage damals und
heute nicht vergleichbar.  H.H.

Berlin – Etwa 30 junge Muslime
haben in Berlin-Neukölln einen
Kiosk attackiert, weil dort Alkohol
verkauft wird. Zunächst griffen
Neun- bis 13-Jährige an, wie der
kurdische Besitzer laut „Berliner
Morgenpost“ berichtet. Später
kehrten sie verstärkt durch 14- bis
21-Jährige zurück. Sie hätten ver-
sucht, den Eingang zu blockieren
und mit Steinen geworfen. Zu Be-
leidigungen und Pöbeleien sei es
auch zuvor schon gekommen. Die
Polizei ermittelt. H.H.

Attacken wegen 
Alkoholverkauf

Asylanten 
wollen bleiben
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